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daß man versucht, die Baustellen im Lande 
etwas zu zerstreuen, damit nicht ein Bevölke-
rungsteil in der Oststeiermark etwa sich be­
nachteiligt fühlt gegenüber dem der West- und 
Obersteiermark und schreit, daß nur die Unter­
steiermark eine Straße gebaut bekommt. Durch 
die Ausstreuung möchte man es eben allen Leu­
ten recht machen. Doch allen Leuten Recht ge­
tan, ist eine Kunst, die niemand kann. Es wür­
den auf die vorgeschlagene Weise und rascher 
mehr Leute drankommen. 

Soweit die Straßen. Was die Bauabteilung im 
Großen anbelangt, wäre noch von unserem 
Standpunkt aus interessant, darüber zu debat­
tieren, daß es schon länger Zeit heißt, wir sollen 
eine neue Bauordnung bekommen. Es wäre 
sicherlich wünschenswert, wenn das endlich ge­
schehen würde, da wir hier eine bestimmte 
Kompetenzbegrenzung beispielsweise vom juri­
stischen Standpunkt einerseits und vom fach­
technischen Standpunkt andererseits wünschen 
würden. Ich weiß auch nicht, wie weit die Aus­
arbeitung dieser neuen Bauordnung fortge­
schritten ist. Sicherlich ist auch in Bezug auf 
Raumplanung und Verbauungsplan Erkleck­
liches verwirklicht worden und es wäre außer­
ordentlich wünschenswert, wenn hier noch mehr 
geschehen würde. 

Was den Landes-Wohn- und Siedlungsfonds 
anbelangt, liegt eine Resolution von uns vor, 
die vom Abg. Präsidenten Scheer eingebracht 
worden ist. Ich stehe nicht an zu erklären, daß 
die erste Idee hiezu von Herrn Landeshaupt­
mann Krainer stammt. Es ist die Resolution, die 
früher schon von Abg. Hegenbarth erwähnt 
wurde, man solle eine Summe zur Verfügung 
stellen, um einen Teil des Zinsendienstes für 
Darlehen zu übernehmen, die von öffentlichen 
Kreditinstituten - den Bau- und Siedlungswer­
bern gewährt werden. Ich hoffe, daß es nicht bei 
der Resolution bleibt und daß man sieh ernst 
und bald mit dieser Angelegenheit befaßt, da­
mit sie noch in diesem Jahr wirksam werden 
kann. Wir sind auch der Ansicht, daß Wohn-
und Siedlungsdarlehen in erster Linie, aber 
nicht ausschließlich, an einzelne Bewerber zu 
geben sind, weil auf diese Art und Weise der 
Jugend Wohnräume zur Verfügung gestellt wer­
den können, um diese daran zu hindern, sich 
ein Motorrad oder einen sonst nicht so wichti­
gen Gegenstand zu kaufen. Dadurch kann er­
reicht werden, Heime für Familien zu gründen, 
also die Familiengründung zu fördern und über­
haupt die Vermehrung des Volksvermögens zu 
erzielen. 

Das wäre im Großen und Ganzen alles, was 
ich zu dieser Angelegenheit sagen möchte. Ich 
hoffe, daß alle diese Mittel, es sind nicht allzu-
viele, die für das Bau-, Wohnungs- und Sied­
lungswesen heute bewilligt werden, in der Form 
angewendet werden, wie sie bisher angewendet 
wurden, wenn möglich mit kleinen Verbesse­
rungen und noch initiativer als bisher. (Beifall 
beim WdU.) 

Abg. Ing. Koch: Hoher Landtag! Zu dem 
Kapitel Straßenbauwesen ha t der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dipl. Ing. Udier bereits 
ausführlich gesprochen. Es bleibt also hier nicht 
mehr viel anzuführen. Ich möchte mir erlauben, 
auf die erfreuliche Tatsache hinzuweisen, daß 
gerade in Steiermark außerordentlich viel getan 
wurde. Es gibt eine Reihe von Bundesländern, 
die nicht solche Leistungen aufzuweisen haben. 
Die großzügige und einmütige Auffassung über 
die Straßen in der Landesregierung und im ge­
samten Landtag und die sich konsolidierende 
Finanzpolitik in unserem Staate erwecken die 
berechtigte Hoffnung, daß alle oder nahezu alle 
steirischen Landesstraßen in den nächsten 
10 Jahren staubfrei gemacht werden können, 
wenn unser Herr Finanzreferent Herz und Hand 
noch weiter öffnet. Die staubfreie Straße ist 
heute nicht nur eine Erleichterung, sondern für 
die meisten Gebiete eine wirtschaftliche Lebens­
frage und auch eine Existenzangelegenheit. Ich 
darf es ganz offen aussprechen, daß unsere 
Steuerschillinge kaum anderswo segensreicher 
angelegt werden können, als auf dem Gebiete 
des Straßenbaues. Die Straßen sind eben not­
wendige Lebensadern, die im weiten Maße un­
serer Wirtschaft und deren Entwicklung Rech­
nung tragen müssen. Sie dienen somit unserem 
ganzen Volk. 

Ich darf mir erlauben, nur ganz bescheiden 
auf einige kleine, aber doch sehr wichtige Dinge 
hinzuweisen. Durch die rapide Zunahme beson­
ders des motorisierten Verkehrs nahezu auf 
allen Straßen unseres Landes sind an verschie-. 
denen Stellen gefährliche Verkehrsfallen ent­
standen, die bevorzugt beseitigt werden sollen. 
Aber auch völlig unzweckmäßige alte Trassen­
führungen, besonders bei Bergstraßen, die durch 
Bergrutsch, Vereisungen und besondere Schat­
tenlage viele Unfälle zur Folge haben, sollen be­
seitigt bzw. umgelegt werden. Die Erhaltung 
solcher Straßenstücke verschlingt oft Unsum­
men von Geld und es ist schon allein aus dieser 
Überlegung heraus angezeigt, solche Bereini­
gungen herbeizuführen. Ein konkretes Beispiel 
dafür ist z. B. das Straßenstück Aibl—Knaupeter 
Straßenzug Eibiswald—Soboth, in der West­
steiermark. 

Nun zur Übernahme von Gemeindestraßen­
stücken durch das Land. Da kann ich nicht die 
Meinung des Herrn Landesrates Dr. Stephan 
teilen. Ich bin der Ansicht, daß man in Zukunft 
diesen Dingen großzügiger gegenüber stehen 
muß, weil einerseits durch die stärkere Ver­
kehrszunahme die Gemeinden meist nicht in 
der Lage sind, die Kosten der Straßenerhaltung 
allein zu tragen und außerdem infolge der Ver­
kehrsfrequenz diese Straßen ja schon längst den 
Charakter von Landesstraßen angenommen 
haben. Andererseits darf ich darauf verweisen, 
daß vor einigen Jahren über 500 km Landes­
straßen vom Bund bereits übernommen worden 
sind. Die wenigen Kilometer, die bisher vom 
Land den Gemeinden abgenommen, wurden, 
muß man dem einmal gegenüberstellen. Ich darf 
daher erwarten, daß man diesen Wünschen, die 
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von uns immer wieder vorgebracht werden 
müssen, in Zukunft mehr Rechnung trägt und 
daß man allgemein mit mehr Verständnis diesen 
Verkehrsfragen gegenübertritt. (Beifall.) 

Abg. Hofbauer: Meine Damen und Herren; 
Am 19. Juni d. J. haben sich die Bürgermeister 
von Oberwölz bis Donnersbachwald in der Stadt 
Oberwölz versammelt. Ich habe von vornherein 
gewußt, daß der Straßenbau eine Bundesange­
legenheit und keine Landesangelegenheit ist. 
Bei dieser Versammlung waren von der ÖVP 
Herr Nationalrat Pötsch, vom VdU Herr Landes­
rat Dr. Stephan und von der SPÖ meine Wenig­
keit anwesend. Alle drei wurden wir damals er­
sucht, die nötigen Schritte zu unternehmen, um 
in diesem Projekt der Glattjochstraße etwas zu 
erreichen und beim Land die nötigen Schritte 
einzuleiten. Bei der großen Straßenenquete in 
Admont — ich glaube, es war am 10. November 
— ha t Herr Handelsminister Dr. Illig damals die 
Trassierung dieser Glattj ochstraße zwar nicht 
gerade versprochen, aber doch davon geredet, 
daß im Jahre 1954 diese Straße trassiert werden 
soll und daß von seiner Seite aus die größte 
Förderung gewiß sei. 

Ich möchte daher an den Herrn Landeshaupt-
mannstellvertreter Dipl. Ing. Udier die Bitte 
richten, daß er diesbezüglich wieder einmal beim 
Herrn Bundesminister Dr. Illig interveniert und 
an seine Worte erinnert, daß dieses Projekt 
irgendwie in die Tat umgesetzt werden soll. Bei 
der gleichen Straßenenquete hat der Herr Han-
delsminister auch von der Pötschenstraße ge­
sprochen und auch die Ziffern genannt, was das 
Einbauen von Kehren kostet. Ich komme viel­
leicht in den Ruf, daß ich mich deshalb beson­
ders für diese Pötschenstraße einsetze, weil ich 
dort zu Hause bin. Das ist aber nicht der Grund. 
Wir haben schließlich im Fremdenverkehr die 
Erfahrung gemacht, daß die großen Reiseauto­
busse, die von Deutschland kommen, am 
Pötschenpaß hängen bleiben und nicht weiter 
können. Ich bin fest überzeugt, wenn diesemübel-
stand abgeholfen wird,. wird nicht nur das 
Ausseer.land, sondern auch das ganze südliche-
Ennstal von diesem Fremdenverkehr profitieren. 
Ich möchte daher an die betreffenden Herren 
der Landesregierung appellieren, daß das, was 
uns der Herr Handelsminister Dr. Illig schon 
irgendwie zugesagt hat, immer wieder vorge­
bracht wird, damit es nicht in Vergessenheit 
gerät. Nach den Ausführungen des Herrn Han­
delsministers wird es nicht möglich sein, das 
Projekt der Glattjochstraße vom Bund allein 
auszuführen, er spricht von einer Aktiengesell­
schaft, die gegründet werden müßte. Was die 
Pötschenstraße anbelangt, glaube ich, daß diese 
allen Orten im Ennstal und in der ganzen 
Steiermark zugute kommen würde. (Beifall bei 
SPÖ.) 

Abg. Schlacher: Hohes Haus! Zum Straßen­
bau möchte ich folgendes feststellen: 1937 ha t ­
ten wir noch keine Landesstraßen. Es ist sehr 
wenig bekannt, daß es damals nur Bundes-, Be­

zirks- und Gemeindestraßen gegeben hat. Im 
März 1938 wurden die Bezirksstraßen vom Land 
Steiermark übernommen. Der schlechte Zu­
stand dieser Bezirksstraßen ist wohl deshalb 
sehr leicht erklärlich, weil die Bezirksvertretun­
gen, die damals aufgelöst wurden, keine tech­
nischen Möglichkeiten hatten, die Straßenerhal­
tung so durchzuführen, wie es gehört. Die 
Straßenerhaltung ist zur Zeit der Bezirksver­
tretungen sehr häufig von Laien durchgeführt 
worden, daher war das Land Steiermark be-
müssigt, Straßen zu übernehmen, wie sie nicht 
sein sollen. Dann kam der Krieg. Naturgemäß 
ist da für unsere Straßen so viel wie nichts 
übrig geblieben. Die Beanspruchung der Straßen 
wurde immer ärger, es wurde aber nichts daran 
gearbeitet. Infolgedessen ist das Land Steier­
mark im Jahre 1945 in der unangenehmen Lage 
gewesen, ein Straßennetz zu übernehmen, das 
geradezu katastrophal war und es war auch kein 
Apparat für diese große Aufgabe der Landes­
straßen vorhanden. Wenn wir heute jemandem 
sagen, das Landesstraßennetz ist 2800 km, 
nimmt er es zur Kenntnis, überlegt aber nicht, 
daß dies 14 Mal der Strecke Graz—Wien gleich­
kommt. Das Land ha t also für Straßen zu sor­
gen, die 14 Mal von Wien nach Graz führen 
könnten und in diesem Straßennetz sind mehr 
Brücken zu erhalten, als im Bundesstraßennetz 
bei gleicher Länge. Es ist eine besondere Lei­
stung des Landes Steiermark mit seiner Landes-
baudirektion, daß es in kurzer Zeit gelang, einen 
Straßenzustand herzustellen, der uns als 
Straßenfcienüitzer zwar noch nicht befriedigen 
kann, aber trotzdem schon erlaubt, die Straßen 
ohne weiteres mit Kraftfahrzeugen zu befahren. 
Dabei ist zu beachten, daß vor dem Kriege die 
Motorisierung noch nicht so verbreitet war, wie 
heute, daß damals, 1937, ein Lastkraftwagen mit 
10 Tonnen überhaupt nicht existierte, sondern 
nur solche bis zu 5 bis 6 Tonnen. Heute haben 
wir Lastenfahrzeuge mit 10 und mehr Tonnen, 
Lastenzüge mit einer Tragfähigkeit von 15 Ton­
nen, die über die Landesstraßen rollen, wodurch 
die Straßen in ganz erheblichem Maße belastet 
werden. Der Herr Landeshauptmannstellver­
treter Udier ha t schon erwähnt, daß die Bun­
desstraße Brück—Semmering in absehbarer 
Zeit modernisiert werden muß, weil der Zustand 
als miserabel anzusprechen ist. Diese Feststel­
lung ist richtig. Da aber dieses Bauvorhaben 
viele Millionen kosten wird, muß es natürlich in 
gewissen Zeitabschnitten durchgeführt werden 
und wird es nicht möglich sein, in ein bis zwei 
Jahren dieses Straßenstück in Ordnung zu brin­
gen. 

In diesem Straßenstück liegt auch die Indu­
striestadt Kapfenberg. Wenn man mit einem 
Ausländer mit einem Auto die Steiermark durch­
reist und durch Kapfenberg durchgefahren ist, 
sagt er: „Die Obersteiermark ist schön, ich bin 
aber überrascht, daß es in Österreich eine Bun­
desstraße gibt mit einer solchen Durchfahrts­
strecke wie Kapfenberg". Es gibt im Hohen 
Hause wohl niemand, der nicht mit einem 
Kraftfahrzeug oder mit einem Fahrrad durch 
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Kapfenberg durchgefahren ist. Jeder einzelne 
weiß vonGlück zu reden wenn er halbwegs günstig 
durchkommt bei der Schnelligkeit, die unser 
Verkehr verlangt. Kapfenberg ist ein derartiger 
grimmer Verkehrsschreck, daß von den Auslän­
dern nicht begriffen wird, daß 1953 diese Stadt 
noch immer nicht umfahren wird. Ich gestatte 
mir,Herrn Landeshauptmannstellvertreter Udier 
zu bitten, daß beim Bundes-Straßenstück Brück 
—Semmering die Umfahrung von Kapfenberg 
in erster Linie in Angriff genommen wird. Die 
übrige Straße ist noch in einem Zustand, daß 
man sie noch einige Jahre befahren kann, 
während bei der Dichte des Verkehrs in dieser 
großen Industriestadt die Durchfahrt fast un­
möglich geworden ist. (Beifall.) 

Abg. Bammer: Hoher Landtag! Die Mitteilung, 
daß die Bundesregierung im Budget 1954 Mittel 
für die Staubfreimachung der Straße von Murau 
bis zur Salzburger Grenze vorgesehen hat, ha t 
die Bevölkerung dieses Gebietes mit Freude er­
füllt. Es wird dadurch ein Zustand behoben, der 
für die Steiermark besonders beschämend war. 
Ich möchte aber, weil die Beratungen des Bud­
gets dazu da sind und weil die Weihnachtszeit 
besonders für Wünsche geeignet ist, an den zu­
ständigen Referenten Landeshauptmannstell­
vertreter Ing. Udier das Ersuchen richten, bei 
der Erhöhung von schon angekündigten Dota­
tionen für Leistungen auf Bundesstraßen ein 
Stück nicht zu vergessen, das noch sehr im 
argen liegt, das Straßenstück von Weißkirchen 
bis zur Kärntner Grenze. Alle Straßenbenützer 
die von Kärnten nach Steiermark auf dieser 
Straße fahren, sind in einem schweren Depres­
sionszustand, wenn sie an die Möglichkeit einer 
in Zeltweg oder Knittelfeld notwendig werden­
den Reparatur ihres Kraftfahrzeuges denken. 
Die Straße in ihrem jetzigen Zustand ist eine 
Katastrophe. Auch die Bürgermeister der Ge­
meinden dieses Gebietes haben des öfteren auf 
diesen tristen Zustand hingewiesen. Ich möchte 
das Ersuchen noch einmal eindringlichst wie­
derholen, dieses Straßenstück als eines der 
nächsten wichtigen Vorhaben des Bundes in der 
Steiermark zu behandeln und ebenfalls s taub­
frei zu machen. (Beifall.) 

Abg. Schabes: Hoher Landtag! Es ist klar, daß 
der Ausbau des Straßennetzes nach den Ge­
sichtspunkten der Dringlichkeit und Wirtschaft­
lichkeit vorsichgehen muß. Es wurden tatsäch­
lich riesige Mittel zum Straßenausbau verwen­
det, aber nichtsdestoweniger werden von ein­
zelnen Abgeordneten Wünsche auf Grund ihrer 
Tätigkeit in den betreffenden Wählkreis ge­
äußert. Ich will nicht mißverstanden werden, 
wenn ich die Worte, die Landeshauptmannstell­
vertreter Udier hier in seiner Einbegleitung über 
einige Vorhaben in unserem Bezirk gesprochen 
hat , zum Anlaße nehme, auch einiges über die 
Notwendigkeit dieser Bauvorhaben zu sagen. Ich 
bitte, mich zu entschuldigen, wenn ich nur über 
den Deutschlandsberger Bezirk spreche und 
nicht auch über den Voitsberger Bezirk. 

Deutschlandsberg ist ein wirtschaftlicher Not­
standsbezirk und nicht erst heute, sondern 
schon nach dem ersten Weltkrieg wurde eine 
Reihe von Betrieben im Bezirk Deutschlandsberg 
eingestellt. Im Jahre 1923 war ein großes Ster­
ben der Betriebe im Gange, die Glasfabrik Wies, 
das Kohlenbergwerk Kalkgrub, die Gerbstoff­
fabrik Prauenthal, ferner die Solo-Zündwaren­
fabrik Stallhof und noch mehrere kleinere 
Betriebe. Es war ein wahres Industriesterben in 
unserem Bezirk und dieser Zustand ist auf 
keinen Fall besser geworden. Man kann sagen, 
dieser Zustand ha t angehalten bis zur Kriegs­
produktion. Die Not dieser Menschen war sehr 
groß. Es waren viele ausgesteuert und mußten 
Arbeit in auswärtigen Bezirken, in anderen 
Bundesländern und wenn es möglich war, auch 
im Ausland suchen. Ich weiß nicht, worauf 
dieser Zustand zurückzuführen war. Ich nehme 
an, daß der Bezirk Deutschlandsberg als Grenz­
bezirk damals die wirtschaftlichen Beziehungen, 
die er in der Monarchie mit Jugoslawien hatte, 
verloren hat. Es ha t niemand Lust gehabt, sich 
dort selbständig zu machen oder einen Betrieb 
aufzubauen. Die gleiche Entwicklung war nach 
dem jetzigen Krieg festzustellen. Wir erinnern 
uns der Grenzlandkundgebungen in Soboth und 
Leibnitz und in anderen Gebieten und wir er­
innern uns daran, wie wir täglich gebangt haben, 
daß am nächsten Tag jugoslawische Truppen 
in Deutschlandsberg sein werden nach den Ab­
sichten, einen Teil der Soboth und von Leibnitz 
abzutrennen. Ich glaube kaum, daß dieser Zu­
stand damals beigetragen hat, Wirtschaft und 
Industrie in diesem Gebiet zu fördern. Seither 
ist dieser Zustand latent. Im Sommer gehen 
Arbeitskräfte aus unserem Bezirk vielfach in die 
Obersteiermark, nach Kaprun oder auch nach 
Vorarlberg, aber auch sehr viele gehen ins Aus­
land. Das können Sie feststellen, wenn Sie in 
das Passamt in Deutschlandsberg gehen. Sie 
sehen dort, wie viele Menschen sich Pässe aus­
stellen lassen in die Schweiz, nach Kanada, 
nach Übersee, wohin immer es nur möglich ist. 
Schon viele tüchtige, junge Menschen sind auf 
diese Art aus unserem Bezirk abgewandert. 
Deutschlandsberg ist ein ausgesprochener Not­
standsbezirk und ich muß wirklich sagen und 
meiner Freude Ausdruck geben, daß sich end­
lich die Erkenntnis durchgerungen hat, daß man 
auch den Bezirk Deutschlandsberg, vielmehr 
den Fremdenverkehr in diesem Bezirk fördern 
soll und daß dazu in erster Linie die Herstellung 
von Straßen gehört. 

Der Zustand der Straßen in unserem Bezirk 
war ja schon nicht mehr tragbar. Die ganze 
Bevölkerung dieses Gebietes ha t immer wieder 
mit allen möglichen Unternehmungen versucht, 
das Augenmerk auf diese Straßen zu lenken. Ich 
erinnere in diesem Zusammenhang an die Auto­
fahrer-Protestkundgebung in Stainz.zu der auch 
der inzwischen verstorbene Handelsminister-
Böck-Greisau gekommen ist. Man hat auch in 
den Zeitungen darüber geschrieben, aber es ha t 
alles nichts geholfen, die Löcher auf der Straße 
sind geblieben. Es ist vorgekommen, daß Aus-
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länder, die mit einem Wagen gekommen sind, 
stehen blieben, als sie dieses Straße sahen und 
lieber mit einem Taxi weiterfuhren, wreil es 
ihnen um ihren Wagen leid war. Wenn auch 
immer wieder versucht wurde, den Fremden­
verkehr zu heben, wenn man versuchte, Be­
triebsausflüge dorthin zu organisieren, so nützt 
das alles nichts, so lange die Straßen nicht in 
Ordnung sind. Denn so ha t niemand Lust, dort­
hin zu fahren trotz der Schönheit der West­
steiermark. Ich bin kein Lokalpatriot, ich bin 
gebürtiger Wiener, aber ich muß sagen, ich 
könnte mir kein schöneres Stück Erde vorstel­
len als die Weststeiermark von Lannach ange­
fangen bis in die Soboth, Und wenn der Herr 
Landeshauptmann Udier diese Straße erwähnt 
ha t . von Eibiswald, die nach Lavamünd 
führen soll, dann muß ich sagen, es ist wirklich 
eine zukünftige Großglocknerstraße. Man muß 
diese Schönheit dort einmal genossen, haben, 
diesen wunderbaren Fernblick zur Drau, um zu 
wissen, daß diese Straße wirklich eine Zukunft 
haben wird. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
nicht versäumen, zu erwähnen,in welch rapidem 
Tempo der Ausbau der Bundesstraße vor sich 
gegangen ist. Man spricht davon, daß der Herr 
Handelsminister Illig dabei auch etwas zu reden 
gehabt und sich für diese Straße eingesetzt hat. 
Ich bin so ehrlich,- zu gestehen, daß es mir 
gleichgültig ist, von welcher Seite Straßenbau 
betrieben wird, wir sind nur daran interessiert, 
daß sich auch in der Weststeiermark ein Frem­
denverkehr entwickelt. Ich möchte daher meiner 
Befriedigung Ausdruck geben und zugleich die 
Hoffnung aussprechen, daß auch die Weiter­
führung der Bundesstraße über Deutschlands-
berg und die Verbindung nach Eibiswald unter 
keinen Umständen vernachlässigt wird. Ich 
möchte nur wünschen, daß dieses Straßenstück 
von Leibenfeld über St. Martin, das eine Ver­
bindung zur Sulmtalstraße herstellt, nicht stief­
mütterlich behandelt, sondern bald fertiggestellt 
wird. Es freut mich, daß dadurch die Leute auch 
Arbeit bekommen. Es ist ja der Betrag an und 
für sich nicht sehr hoch, aber es kann eben 
nicht anders sein, denn man muß sich nach den 
vorhandenen Mitteln richten. Die Wünsche und 
Aufgaben sind eben noch zu groß, aber wir wer­
den vielleicht doch in zehn Jahren — das hat 
schon der Herr Vorredner bemerkt — so weit 
sein, daß sämtliche Landesstraßen der Steier­
mark asphaltiert sein werden. Ich gebe der Er­
wartung Ausdruck, daß auch in der Weststeier­
mark unsere Verbindungsstraßen so bestellt sein 
werden, daß den Wünschen der dortigen Be­
völkerungskreise Rechnung getragen wird. (Bei­
fall bei SPÖ.) 

Präsident Wallner: Jeder einzelne, der im 
Lande Gelegenheit hat, herumzukommen oder 
der genötigt ist, herumzufahren, wird wohl zu­
stimmen, daß in den letzten Jahren in der 
Steiermark auf dem Gebiete des Straßenbaues 
zweifellos viel geschehen ist. Wir haben in der 
vorigen Gruppe den notwendigen Aufwand für 

die Krankenhäuser beschlossen. Wir wissen alle, 
daß es notwendig ist, hier die Einrichtungen so-
zu schaffen, wie sie eben verlangt werden. Aber 
es ist so im Leben, am meisten zu schätzen weiß 
man -immer nur das, was man am häufigsten 
braucht und darum werden auch die Straßen 
und deren Ausbau von der Bevölkerung deshalb 
so sehr geschätzt, weil man hier die Erfolge 
täglich vor Augen hat. Es ist heute hier das 
Wort gesprochen worden, daß der Ausbau der 
Straßen gerecht vor sich gehen müsse. Ich 
stimme dem auch bei. Ich muß nur immer wie­
der feststellen, daß ein großer Teil des Landes 
in der Vergangenheit weit in die Hinterhand 
gekommen ist, weil eben das Gebiet des Mittel­
landes und das große Gebiet südlich von Graz 
— das gilt für die West- und Oststeiermark — 
lange Jahre keine Möglichkeit hat te, die Stras­
sen auszubauen, solange wir noch im Zeichen 
des Fuhrwerksverkehres standen. Es ist eben 
einmal so, daß in diesen Gebieten fast keine 
Menschen zur Verfügung stehen und erst jetzt 
durch die Entwicklung des modernen Verkehres 
und auch durch die Steigerung, der Produktion 
auf allen Gebieten — auch in der Landwirt­
schaft — ist auch der Ausbau der Straßen in 
diesen so lange vernachlässigten Gebieten dring­
lich geworden. Wir haben vor vier Jahren hier 
in diesem Landtag den Ausbau des Straßenzuges 
von Graz nach Mureck beschlossen und ich muß 
sagen, die Bevölkerung weiß es zu schätzen, daß 
bisher schon ungefähr 40 km dieses Straßen­
zuges zum Ausbau gelangt sind und wir hoffen 
nur, daß auch der restliche Abschnitt von un­
gefähr noch 20 km bis zum Murtal bald erreicht 
sein wird. 

Ich möchte einen Straßenwunsch hier noch 
besprechen für die Zukunft, wenn uns die not-
wenndigen Mittel zur Verfügung stehen, das ist 
die Weiterführung der Sulmtalstraße in die Ost­
steiermark. Es wird den wenigsten Mitgliedern 
des Hohen Landtages bekannt sein, daß der 
Ausbau einer Bahn von Leibnitz in das Gebiet 
von Feldbach 1913 im Plan vorlag und den be­
teiligten Körperschaften wesentliche Kosten 
verursacht hat. Der erste Weltkrieg und die 
Motorisierung haben diesen Plan zunichte ge­
macht. Es ist notwendig, den südlichen Teil des 
Sulmtales in direkter Linie mit der Oststeier­
mark zu verbinden und ich möchte bitten, daß 
in Zukunft dies vom Landesbauamt in Aussicht 
genommen wird. 

Nun zu den Hochbauten: Ich bin als Vor­
sitzender einer kommunalen Behörde genötigt 
gewesen, einen Schulhausbau azu planen und 
teilweise zur Durchführung zu bringen. Wir 
wissen zu schätzen, v/elcher Vorteil den Ge­
meinden erwächst, wenn wir im Landesbauamte 
nicht nur jene Stelle finden, die bei der Planung 
mitwirkt, sondern wissen auch zu schätzen, was 
es für die Gemeinden bedeutet, wenn vom Be­
zirksbauamte die Bauaufsicht geführt wird, weil 
da den Gemeinden manche Mittel erspart wer­
den. Ich möchte feststellen, daß wir nur die 
besten Erfahrungen mit dem Landesbauamte 
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machen konnten und hier meinen Dank zum 
Ausdruck bringen. (Beifall und Bravorufe.) 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Ich bedaure, daß im 
Berichte des Herrn Landeshauptmannstellver­
treters Udier zum Kapitel. Bundesstraßenbau 
nicht größerer Aufschluß darüber gegeben wurde, 
welche Gedanken sich eigentlich die Landes­
regierung darüber macht, was für Steiermark 
von Seite der Bundesregierung bezüglich des 
Ausbaues der Bundesstraßen erwartet werden 
kann. Es ist ein bißchen wenig, was uns der 
Herr Landeshauptmannsteilvertreter hier mit­
geteilt hat . Wenn man der Diskussion gefolgt 
ist, kann man zu folgendem Schluße kommen: 
Daß die Wiener Bundesstraße den modernen 
Verkehrsansprüchen in keiner Weise,entspricht, 
daß die Umfahrung Kapfenberg dringend er­
forderlich ist, daß also eine wesentliche Straße 
für die Steiermark nicht in Ordnung ist, daß 
sie dringend einer Generalreparatur bedarf. 
Die Umfahrung von Kapfenberg ist ziemlich 
kostspielig, aber unvermeidlich und notwendig. 
Wir mußten bei der weiteren Diskussion fest­
stellen, daß sich die Ennstaler Bundesstraße in 
einem Zustande befindet, der als absolut unzu­
länglich bezeichnet werden muß. Die große Ein­
fallstraße von Nordwesten her befindet sich in 
einem Zustand, der weder dem Fremdenverkehr 
noch den allgemeinen Verkehrsbedürfnissen 
entspricht. Wenn wir weiter gehen, so müssen 
wir feststellen, daß auch die Frage der Wechsel­
straße von allergrößterBedeutung für den inner­
österreichischen Urlausverkehr wäre. Weil wir 
nicht damit rechnen, daß der internationale 
Fremdenverkehr der Oststeiermark erschlossen 
werden kann, können und müssen wir damit 
rechnen, daß der Urlaubsverkehr von Wien sich 
zum großen Teil in die Oststeiermark lenken 
läßt, wenn eine gute Verkehrsverbindung da 
wäre. Auch diese Straße wird wohl etwas ver­
bessert werden müssen. Es sind Bestrebungen 
im Gange, die Straße, so weit sie noch nicht 
neu gebaut wird, wenigstens staubfrei zu ma­
chen. Wir haben wenig Hoffnung, daß in näch­
ster Zeit die neue Bundessiraße über den Wech­
sel Wirklichkeit wird. 

Abg. Schabes ha t von einem Projekt gespro­
chen, das in der Weststeiermark von allergröß­
ter Bedeutung ist, die Straße nach Lavamünd. 
Wenn man das Straßenstück von Weißkirchen 
hinzunimmt, kommt man eigentlich zum Ergeb­
nis, daß ein wesentlicher Teil des Bundesstraßen-
netzes in Steiermark völlig unzulänglich ist. 
Müßte das nicht dazu führen, daß die Landes­
regierung und der Landtag einen dringenden 
und energischen Appell an die Bundesregierung 
richten, hier in Bezug auf die Bundesstraßen 
mehr zu tun als bisher. Es ist uns bekannt, daß 
die Bundesregierung an einem Projekt arbeitet, 
das vier Milliarden Schilling kostet, der Auto­
bahn Wien—Salzburg, überlegen wir, was es vom 
Gesichtspunkte der Reparatur und Herstellung 
der wichtigsten Straßenverbindungen auf dem. 
Gebiete der Bundesstraßen bedeuten würde, 

v/enn für das gegenwärtige Bundesstraßennetz 
und seine unbedingt notwendige Ergänzung in 
ganz Österreich diese vier Milliarden Schilling, 
die nun plötzlich aufzubringen sind, verwendet 
würden. Würde der gesamten österreichi­
schen Wirtschaft, dem Fremdenverkehr die 
Streuung dieser Geldmittel auf das ganze 
Land nicht dienlicher sein, als für ein einziges 
Projekt, das heiß umstri t ten ist, vier Milliarden 
Schilling einzusetzen? Dabei kann man gar 
nicht wissen, ob dieses Projekt wirklich der ge­
samten Wirtschaft Österreichs das bringt, was 
beispielsweise sicherlich die Aufwendung von 
vier Milliarden Schilling in einem kurzen Zeit­
raum für die Bundesstraßen, die wir in Öster­
reich gegenwärtig schon haben, bringen würde. 

Ich möchte noch einige Fragen zur Sprache 
bringen, so insbesondere die Frage des Siedlungs­
baues. Jede Anregung, Wohnräume zu schaffen, 
ist begrüßenswert. Die ÖVP, das ist schon in der 
Generaldebatte zum Ausdruck gekommen, 
schwört auf den Bau des Siedlungshauses. Ich 
glaube, es gibt keinen Städter, der nicht glück­
lich wäre, in einem Häuserl zu wohnen, wo die 
notwendigen Voraussetzungen einer modernen 
Wohnkultur gegeben sind, umgeben von einem 
Obst- und Gemüsegarten. Ich glaube, es gibt 
keinen Städter und schon gar nicht bei uns in 
Steiermark, der dieses Ideal nicht hät te . Der 
Siedlungsbau, wie er gegenwärtig üblich ist, ist 
unbefriedigend. Wen beispielsweise durch eine 
Kreditaktion die Initiative zum Siedlungshaus­
bau unterstützt wird, müßte eigentlich von der 
öffentlichen Hand mehr getan werden, um die­
ses Siedlungswesen auf eine gesunde, rationelle 
und vernünftige Basis zu stellen. Da wäre zu­
nächst die Frage des Baugrundes. Es fängt da­
mit an, daß die meisten Siedler und gerade jene, 
die das notwendige Geld nicht haben, gezwun­
gen sind, sich auf Baugründe zurückzuziehen, 
die man faktisch nicht als solche ansprechen 
kann. Ich habe schon in der Generaldebatte 
gesagt, es handle sich da meist um dem Verkehr 
noch nicht erschlossene Gebiete und schattige 
Leiten, wo verzweifelte Versuche gemacht wer­
den, irgend ein unzulängliches Siedlungshaus zu. 
bauen. Es wäre also Pflicht, wenn man den Sied­
lungsbau wirklich fördern will, seitens der öffent­
lichen Hand, erst einmal Baugründe in entspre­
chender Zahl zur Verfügung zu stellen und zu 
einem erträglichen Preis und damit der priva­
ten Spekulation einen _ Riegel vorzuschieben. 
Zweitens wäre es notwendig, die verkehrsmäßi-
gen Voraussetzungen für einen Siedlungsbau 
und drittens endlich, die sanitären Voraus­
setzungen zu schaffen. Denn Siedlungen bauen, 
das bedeutet auch, daß man dort eine Wasser­
leitung braucht. Meine Damen und Herren, wir 
stellen uns alle auf den Standpunkt, daß jeder 
bäuerliche Hof eine Wasserleitung braucht und 
haben soll. Aber sollen wir jetzt anfangen, 
Siedlungen zu bauen, wo ein Siedler neben dem 
anderen in irgend einem Graben auf einer 
schattigen Leiten ein Haus hinbaut und. sich 
dort auch mit unzulänglichen Mitteln einen 
Brunnen errichtet? Also auch die Wasserversor-
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gung ist dabei unzulänglich und das, was hier 
erzeugt wird, das h a t mit Eigentum im guten 
Sinne des Wortes gar nichts zu tun, das ist nur 
eine Art neues Elend. Sehen Sie, meine Damen 
und Herren, hier in dieser Hinsicht haben we­
der die Stadtgemeinde Graz, noch die Gemein­
den draußen, noch das Land irgend eine wirk­
lich vernünftige Vorsorge getroffen. Bezüglich 
der zinsenfreien Kredite, die gefördert werden 
sollen und von denen der Herr Abg. Hegenbarth 
gesprochen hat , muß ich sagen, daß auch diese 
Idee durchaus positiv zu werten ist, nur glaube 
ich, daß das etwas zu eng ist, wenn man zinsen-
freie Kredite, bei denen das Land den Zinsen­
dienst übernehmen würde, nur an solche Bau­
werber gibt, die ein Siedlungshaus bauen. Bei 
der Wohnungsnot, die wir haben, muß es doch 
klar sein, daß wir diese Wohnungsnot nicht 
durch den Siedlungswohnhausbau allein be­
wältigen können. Siedlungshäuser, wenn man 
sich das so betrachtet, sind ja zweckmäßig, wenn 
es gelingt, auch verkehrsmäßig und in jeder an­
deren Hinsicht auf wirtschaftliche Weise Sied­
lungshäuser und Siedlungswohnungen zu bauen. 
Ich weiß aber nicht, ob wir es uns jetzt schon 
leisten können, Gartenstädte oder Gartensied­
lungen im modernen und positiven Sinne des 
Wortes zu errichten und ob es möglich sein 
wird, jetzt schon auf das Mehrfamilienwohn­
haus zu verzichten. Ich bin der Überzeugung, 
wenn man die Wohnungsnot überwinden will, 
kann man nicht verzichten auf den sozialen 
Wohnhausbau durch die Gemeinden. Und da 
ist wieder der ungesunde Gedanke, der bei Herrn 
Abg. Hegenbarth auftaucht, daß nur derjenige 
der ein solches Siedlungshaus baut, gefördert 
werden soll. Ich glaube, das Land hä t te alle Ur­
sache, einen Großkredit zu beschaffen und den 
Zinsendienst dafür zu übernehmen und dann 
den Gemeinden diese Gelder zur Verfügung zu 
stellen, zu einem Teil vielleicht auch an Sied­
lungswerber, damit Wohnraum in jeder Form 
geschaffen wird. Ich bin selbst dann dieser 
Meinung, wenn die ÖVP diesen Fonds verwaltet, 
obwohl bekannt ist, daß sie das vollkommen nur 
nach parteipolitischen Gesichtspunkten tut. 
(Gelächter.) 

Ich ha t te vor kurzem Gelegenheit, mit einem 
Bauwerber zu sprechen, der versucht hat , die 
Mittel des Landeswohn- und Siedlungsfonds für 
sein Siedlungsvorhaben in Anspruch zu nehmen. 
Der gute Mann ha t alle-Voraussetzungen erfüllt, 
um in den Genuß der Unterstützung durch den. 
Wohnungs- und Siedlungsfonds des Landes 
Steiermark zu kommen. Er ha t das Gesetz stu­
diert und sich ehrlich bemüht, alle Unterlagen 
zu beschaffen. Es waren auch alle Voraussetzun­
gen gegeben und er ist sich die Schuhe abge­
laufen, um diese Unterstützung durch das Land 
zu erhalten. Als es dem Beamten, der dieses An­
suchen weiter zu leiten hat te, schon zu dumm 
geworden ist, daß der Mann immer wieder 
kommt, ha t er ihm ins Gesicht gesagt: „Schauen 
Sie, es hilft Ihnen gar nichts, Sie haben zwar 
alje Voraussetzungen in sachlicher Hinsicht er­

füllt, um zu dieser Unterstützung zu kommen, 
aber solange die Landesleitung der ÖVP am 
Karmeliterplatz Ihr Ansuchen nicht unterstützt, 
haben Sie keinerlei Möglichkeit, den Zuschuß 
vom Siedlungfonds zu erhalten. Und das geht 
nicht nur Ihnen so, nicht einmal die Sozialisten 
kriegen einen solchen Zuschuß." Ich habe die­
sem bedauernswerten Menschen, der das ge­
glaubt und wahrheitsgetreu erzählt hat , wirk­
lich nicht sagen können, daß diese Art einer 
Förderungsmaßnahme, wie das Land Steiermark 
sie durchführt, die richtige ist, wie man öffent­
liche Mittel aufwendet, daß da zufällig ein ÖVP-
Landesrat sitzt, der eben meint, er könne das 
Geld so verwenden, daß es nur den öVP-Mit-
gliedern oder ÖVP-Wählern zugute kommt. Ich 
glaube, daß man mit dieser Methode dem An­
sehen unserer demokratischen Einrichtungen 
im Lande keinen guten Dienst erweist. 

Abg. Scheer: Hohes Haus! Ich werde mich 
sehr bemühen, mich kurz zu fassen. Es ist not­
wendig, wenn von den Straßen die Rede ist, 
auf ein Projekt hinzuweisen, das die Nord-Süd-
Achse der Straßenprojektierungen in der Steier­
mark ganz besonders betrifft, nämlich die Nord-
Süd-Achse vom Pötschen über Stainach-Irdning 
—Donnersbachwald über das Glattj och nach 
Oberwölz bis zu Einmündung Scheifling. Es ist 
dies ein Projekt, das sich auch außerhalb des 
Landtages stehende Persönlichkeiten besonders 
angelegen sein lassen und die alles Erforderliche 
unternehmen, um dieses Projekt Wirklichkeit 
werden zu lassen. Voraussetzung für diese Nord-
Süd-Verbindung ist allerdings, daß derPötschen-
paß durch die Bundesregierung entsprechend 
ausgebaut würde, damit diese Nord-Süd-Ver­
bindung im Sommer und Winter den entspre­
chenden Anreiz und dadurch die entsprechende 
Frequenz erfährt. Speziell wegen des Fremden­
verkehrs ist der Bau dieser Straße 100% ig zu 
unterstreichen und zu begrüßen. Der vom Herrn 
Abg. Pölzl vorgebrachte Appell bezüglich des 
Ausbaues der Bundesstraßen an die Bundes­
regierung kommt verspätet, denn diesen Appell 
ha t der Steiermärkische Landtag schon des 
öfteren durchgeführt. Ich selbst habe seinerzeit 
in der vergangenen Legislaturperiode einen An­
trag eingebracht, die Landesregierung möge an 
die Bundesregierung appellieren, die Bundes­
straße durch das Ennstal einer besonderen In­
tensivierung und einer besonderen Berücksich­
tigung zuzuführen. Aber es ist der langsame 
Trott des Ausbaues der Ennstaler Bundesstraße 
genau so geblieben, obwohl ein einmütiger und 
einstimmiger Beschluß des Steiermärkischen 
Landtages diesbezüglich an die Bundesregierung 
ergangen ist. 

Es ist leider Gottes auf diesem Gebiete sehr 
wenig von uns Einfluß zu nehmen, es sei denn, 
daß man sich persönlich mit den einzelnen Re­
ferenten in der Bundesregierung in Verbindung 
setzt. Der Einwand, der von Abg. Pölzl vorge­
bracht wurde, man möge die Autobahn nicht 
ausbauen und dafür die Bundesstraßen im ver­
mehrten Maße ausbauen, geht . sachlich außer-
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ordentlich daneben. Es erweist sich heute in 
Westdeutschland, daß die Autobahnen in einem 
gewissen Teilstück nicht mehr in der Lage sind, 
den Verkehr, der sich so sehr erweitert hat , auf­
zunehmen, so daß man sich fragt, ob diese so 
breit und groß angelegte Autobahn nicht über­
haupt einer Verdoppelung zugeführt werden 
muß, diese Straßenzüge so breit gestaltet wer­
den müssen, daß sie einen unerhörten Raum 
einnehmen werden. Eine vorausschauende Pla­
nung, die selbstverständlich eine Autobahn vor 
Augen hat, wird sich heute schon fragen müs­
sen, ob es sinnvoll ist, die Bundesstraßen in die­
ser Form und in dieser Breite, wie sie heute 
bestehen, weiterhin auszubauen. Früher oder 
später werden die Hauptstädte der einzelnen 
Bundesländer in Österreich zweifellos durch 
Autobahnen verbunden werden, so daß die Bun­
desstraßen, so wie sie jetzt bestehen und sofern 
sie überhaupt bestehen bleiben, nur mehr als 
Straßenzüge zweiter Ordnung in diesen Verkehr 
aufzunehmen sind. Es ist vollkommen verkehrt, 
zu sagen, diese Bundesstraßen sind auszu­
bauen und die Autobahn ist nicht zu bauen, 
weil der Verkehr zweifellos früher oder später 
zusammenbrechen würde und an einen geordne­
ten Verkehr in unserem Lande nicht zu denken 
wäre. 

Darüber, was Sie bezüglich des Wohnungs­
und Siedlungsfonds und der Aussage eines Be­
amten der Steiermärkischen Landesregierung 
sagen, dazu wird sich wohl der Referent äußern. 
Die Art und Weise dieser Aussage erscheint un­
wahrscheinlich, es ist unwahrscheinlich, daß 
Bamte in dieser Form jemals etwas sagen wür­
den. Auf der anderen Seite kann ich aus eigener 
Anschauung ohne weiteres feststellen, daß ich 
von diesem Referate, das von Herrn Landesrat 
Prirsch verwaltet wird, weiß, daß viele Siedlungs-
werber nicht deröVP angehören,aber (Zwischen­
ruf: „Leider") doch von diesem Wohnungs- und 
Siedlungsfonds des Landes ihre Unterstützung 
bekommen und Darlehen erhalten haben. Im 
übrigen werden diese Beschlüsse von der Landes­
regierung gefaßt, sind also innerhalb des Schoßes 
der Landesregierung der Kritik der dort an­
wesenden 3 Regierungsparteien unterworfen, wo 
es ohne weiteres festzustellen ist, wenn die 
Sache hier nicht in Ordnung geht. 

Abg. Pölzl ha t im übrigen nicht verabsäumt, 
große Klage darüber zu führen, daß unser 
Straßennetz durchaus nicht in Ordnung und das 
und jenes zu kritisieren wäre. Vor zwei Jahren 
haben wir vom selben Herrn Abgeordneten ge­
hört, daß diese Bundesstraßen nur gebaut wer­
den im Auftrage des amerikanischen Imperialis­
mus, als Vorbereitung für den nächsten Krieg, 
heute haben wir das Zeugnis erhalten, daß wir 
diese Kriegsvorbereitungen in seinem Sinne 
nicht entsprechend gemacht haben und haben 
diesbezüglich eine Fünf erhalten. Diese Fünf 
nehmen wir zur Kenntnis, es tut uns furchtbar 
leid, daß Abg. Pölzl im Augenblick nicht hier 
ist, um auf diese Einwendung zu antworten, 
denn vor zwei Jahren hörten wir es anders als 

heute, wo er es für notwendig erachtet hat, hier 
vor dem Landtag lebhaft Klage zu führen. (Bei­
fall und Bravorufe.) 

Landesrat Prirsch: Hoher Landtag! Wenn man 
all die begreiflichen Straßenwünsche hört, fallen 
einem natürlich auch die eigenen Wünsche ein. 
Es ist hier gesprochen worden, daß der Ausbau 
der Bundesstraßen zu wenig rasch vorwärtsgeht 
und vor allem auf alle Bundesstraßen verzettelt 
wird. Ich glaube, daß hier die finanzielle Be­
deckung für einen rascheren Ausbau nicht ge­
funden werden kann. Daß man aber auf allen 
Straßen baut, halte ich deshalb für gut, weil 
auch die Beschäftigungsmöglichkeiten auf das 
ganze Land verteilt werden können. Ich hoffe, 
daß der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Ing. Udier und das Landesbauamt in der Ost­
steiermark die bisherige Gangart im Straßenbau 
weiter beibehalten, aber nicht nur für die Ost­
steiermark, sondern für die ganze Steiermark, 
soweit dies dem Lande finanziell möglich ist. 
Auch besteht von Seite des Bundes her jetzt 
begründete Hoffnung auf vermehrte Arbeit auf 
den Straßen, weil wir immerhin einen steiri-
schen Handelsminister haben.. Das steht außer 
Zweifel. Ich wünschte nur, daß wir in anderen 
Ressorts auch steirische Minister hät ten! Ich 
könnte mir vorstellen, daß wir uns auch hin­
sichtlich der WohnraumbeschafTung viel leich­
ter tä ten und beklage, daß die Steiermark aus 
den Mitteln des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds zu wenig beteilt werden konnte. Ich kann 
mir vorstellen, wenn wir dort an der Quelle, im 
Sozialministerium, auch einen Steirer hät ten, 
vielleicht den Herrn Landesrat Matzner, brauch­
ten wir diese Klage sicherlich nicht zu führen. 
Das soll keine Aufforderung sein, keine Ein­
mengung, ich würde wünschen, daß auch andere 
Parteien trachten, maßgebliche Vertreter in die 
Bundesregierung zu bekommen, dann würden 
wir manche Klagen hier nicht vorbringen müs­
sen . 

Hoher Landtag! Ich weiß nicht, ob ich darauf 
was der Herr Abgeordnete Pölzl hier gesagt hat, 
antworten soll. Es erübrigt sich fast! Tatsache 
ist, daß selbstverständlich nicht nach partei­
politischen Gesichtspunkten vorgegangen wird. 
Im Gegenteil, mir ist vor einiger Zeit aus einem 
bestimmten Gebiet in der Weststeiermark der 
Vorwurf gemacht worden, daß dort ausgerech­
net am raschesten 3 Anhänger der KPÖ diese 
Landeswohnbaubeihilfe erhielten. Ich habe ge­
sagt, das macht nichts, wenn die ein Häuschen 
haben, das sie sich so schwer erarbeiten, dann 
wird es mit dem Kommunismus bei diesen Leu­
ten aus sein, dann werden die anderswohin­
gehen, davon bin ich fest überzeugt. Ich möchte 
den Herrn Abg. Pölzl bitten, wenn Sie solche 
Fälle haben, schicken Sie sie uns. Ich halte dies 
für die einfachste und praktischeste Methode, 
die Armen vom Kommunismus loszubringen. Ich 
halte das für eine absolut sichere Methode. 
(Abg. P ö l z l : „Ich werde davon Gebrauch 
machen.") 
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Hoher Landtag! Ich möchte Ihnen nun in 
aller Kürze einen Bericht über die Tätigkeit des 
W'ohnbauförderungsfonds für das Jahr 1953 
geben. Dieser Bericht soll Ihnen zur Information 
dienen, aber auch dazu, daß Sie weiterhin die­
sem Fonds Ihr Wohlwollen bewahren. Das Land 
Steiermark ha t im Jahre 1949 den Wohnbau-
förderungsfonds errichtet und im damaligen 
Haushaltsplan einen Betrag von 1 Million Schil­
ling eingesetzt. Da sich diese Einrichtung be­
währt hat , wurden die Beiträge des Landes von 
Jahr zu Jahr größer. Im Jahre 1952 standen 14 
Millionen Schilling und im Berichtsjahr 1953 
30 Millionen Schilling zur Verfügung. Dies be­
deutet, daß das Land Steiermark die ursprüng­
lich vorgesehene Leistung auf das dreißigfache 
erhöht hat. Angesichts der noch immer riesigen 
Wohnungsnot kann dieser Betrag leider noch 
bescheiden genannt werden. Ich möchte aber 
doch darauf hinweisen, daß es sich hier um eine 
Leistung des Landes handelt, die es ungeachtet 
seiner zahlreichen anderen Aufgaben, zu deren 
Erfüllung es auf Grund der Verfassung ver­
pflichtet ist, freiwillig übernommen hat. Das ist 
eine Tatsache, die manchmal nicht genug ge­
würdigt wird. 

Der Beitrag des Landes im zu Ende gehenden 
Jahr beträgt 30 Millionen Schilling. Dazu noch 
die Einnahmen aus Zinsen und Tilgungsbeträgen 
gerechnet, stand dem Fonds insgesamt in diesem 
Jahr ein Betrag von zirka 31,803.500 S zur Ver­
fügung. Aus diesem Betrag ha t die Landesregie­
rung in 31 Sitzungen einstimmig bewilligt 1055 
Darlehen im Betrage von 31,107.000 S, weiters 
59 nicht rückzahlbare Zuschüsse im Betrage von 
274.000 S, 22 Nachtragsdarlehen im Betrage von 
414.500 S und 2 Nachtragszuschüsse im Betrage 
von 8000 S, insgesamt also 31,803.500 S. Damit 
wurden die bewilligten Fondsmittel einschließ­
lich der geleisteten Annuitäten zur Gänze ver­
braucht. Mit diesen Darlehen und Zuschüssen 
wurden ohne Berücksichtigung der Nachtrags­
darlehen und Zuschüsse 1754 Wohnungseinheiten 
gefördert, die sich auf folgende Art auf Wohn­
häuser verteilen: 849 Einfamilienhäuser, 377 
Zweifamilienhäuser, 27 Dreifamilienhäuser, 384 
Wohnungen in Mietwohnhäusern, 117 Auf-, Um-
und Ausbauten, also zusammen 1754 Wohnun­
gen. Die gesamten Baukosten dieser Wohnungen 
betragen rund 158 Millionen Schilling. Von den 
aufgewendeten Mitteln wurden an private An­
tragsteller vergeben 1031 Darlehen mit 
26,225.000 S, 59 Zuschüsse mit 274.000 S, 20 Nach­
tragsdarlehen im Betrage von 134.500 S und, 
wie ich gesagt habe, zwei Nachtragszuschüsse 
mit 8000 S, insgesamt erhielten daher die pri­
vaten Antragstellern 26,641.500 S. Damit wurden 
also auf dem privaten Stektor 1329 Wohnungen 
mit einer Gesamtbaukostensumme von rund 
114 Millionen Schilling errichtet. An l i s te i r ische 
Gemeinden wurden Darlehen im Betrage von 
1,624.500 S bewilligt. Mit diesem Betrag wurden 
147 Wohnungen mit einer Gesamtbaukosten­
summe von 11% Millionen Schilling gefördert. 
Schließlich wurde an gemeinnützige Bau-, Woh-
nungs- und Siedlungsvereinigungen 13 Darlehen 
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und zwei Nachtragsdarlehen im Gesamtbetrag 
von 3,522.500 S gegeben. Mit diesem Betrag wurde 
der Bau von 389 Wohnungen mit einer Bau­
kostensumme von 32,700.000 S gefördert.Während 
in den Baukosten der Objekte, die von den 
Gemeinden und uneigennützigen Vereinigungen 
errichtet wurden, auch beträchtliche Darlehen 
des Bundes-Wohnungs- und Siedlungsfonds, 
Eigenmittel der Gemeinden und Bedarfszu­
weisungen des Landes enthalten sind, haben 
die privaten Bauwerber ihre Wohnhäuser ohne 
andere öffentliche Hilfe errichtet. Da die Bau­
kosten dieser von Privatpersonen errichteten 
Wohnhäuser 114 Millionen Schilling betragen, 
sind hievon 88 Millionen Schilling durch Eigen­
leistung aufgebracht worden. Das ist ein für 
die Bauwirtschaft der Steiermark beträchtlicher 
Betrag. 

Die Landesregierung ist auch heuer bei ihrer 
bisherigen Auflassung geblieben, daß die Fonds­
mittel am zweckmäßigsten 'zur Ausführung von 
privaten Bauvorhaben eingesetzt werden. Damit 
soll keineswegs gesagt sein, daß die Landes­
regierung die Bedeutung des Wohnbaues durch 
die gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungs­
vereinigungen oder durch die Gemeinden unter­
schätzt. Dies geht am besten aus den vorstehen­
den Zahlen hervor, wonach den Gemeinden und 
gemeinnützigen Vereinigungen rund 5-1 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung gestellt worden 
sind gegenüber einem Betrag von 1-9 Millionen 
Schilling im Vorjahr. Was die Verteilung der 
Fondsmittel auf die steirischen Bezirke betrifft, 
so steht, wie in früheren Jahren, auch heuer 
wieder das Gebiet der Stadt Graz an erster 
Stelle. Es wurden in Graz 130 Anträge bewilligt 
und hiefür ein Betrag von rund 5% Millionen 
Schilling bereit gestellt. Hievon entfallen auf 
den privaten Sektor 3,610.000 S und auf den 
Wohnhausbau der Stadtgemeinde 1 Million 
Schilling und auf die Bauvorhaben von 5 Wohn­
bauvereinigungen 873.000 S. An zweiter Stelle 
steht der Bezirk Weiz mit 116 bewilligten An­
trägen, dann folgt Graz-Umgebung mit 88 Be­
willigungen, Deutschlandsberg mit 77 Bewilli­
gungen. 

Was die Berufszugehörigkeit der privaten 
Fondsmittelempfänger betrifft, ergibt sich fol­
gendes Bild: Arbeiter 49-18 %, öffentliche Ange­
stellte 14-74 %, Privatangestellte 9- %, selbst­
ständige Berufstätige 16-8 %, Rentner und Pen­
sionisten 6-7 % und Landwirte 2-9 %. Es ergibt 
sich daraus, daß diese Mittel, soweit sie an Pri­
vate verteilt wurden, wenn ich das Wort ge­
brauchen darf, zu 80 % an unselbständige Ar­
beitnehmer ausgeschüttet wurden, während 
wirtschaftlich Selbständige — wie sich aus der 
Darstellung ergibt — davon nur 20 % erhielten. 
Der Anteil der Arbeiter betrug im Vorjahr 44 % 
und ist in diesem Jahr auf 49 % gestiegen. Diese 
Feststellung beweist, daß bei der Verteilung der 
Mittel ausschließlich nach sozialen Gesichts­
punkten vorgegangen wird. 

In den Jahren 1949 bis 1953 wurden aus den 
Fondsmitteln 2200 Anträge bewilligt und hiefür 
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ein Betrag von 57,724.000 S aufgewendet. Damit 
wurde der Bau von 2369 Wohneinheiten ermög­
licht oder erleichtert. Im Vorjahre konnte die 
tausendste Bauhilfe vergeben werden. Dank der 
bedeutenden Erhöhung der Fondsmittel in die­
sem Jahr konnte heuer das zweite Tausend er­
reicht werden. Es war dies eine Kriegerswitwe 
in Friedberg, Mutter von 8 Kindern, die aus der 
Hand des. Herrn Landeshauptmannes den Be­
scheid auf ein zinsenloses Darlehen von 28.000 S, 
sowie auf einen nicht rückzahlbaren Zuschuß 
von 6000 S erhalten hat. 

Erwähnen möchte ich auch, daß die Landes­
regierung bei Verteilung der Fondsmittel bemüht 
war, die Wünsche der Heimatvertriebenen und 
Volksdeutschen besonders zu berücksichtigen. 
So wurde dem Siedlungswerk „Heimat Öster­
reich" für den Ausbau der sogenannten Kaiser­
waldsiedlung bei Unterpremstätten ein Betrag 
von 750.000 S, der Interessentengemeinschaft 
„Volksdeutscher Heimatvertriebener" für den 
Bau von 4 Doppelwohnhäusern in Graz-Wetzels-
dorf ein Darlehen von 160.000 S, der Bau- und 
Siedlungsgenossenschaft „Neusiedler" für den 
Bau von 12 Doppelwohnhäusern ein Darlehen 
von 204.000 S und der österreichischen Wohn­
baugenossenschaft für die Errichtung von zwei 
Wohnhäusern in Graz ein Nachtragsdarlehen 
von 80.000 S zu dem bereits im Vorjahre ge­
währten Darlehen von 170.000 S bewilligt. Dar­
über hinaus wurde einer Reihe von Volksdeut­
schen als Einzelwerbern eine Fondshilfe be­
willigt. 

Ich möchte schließlich nicht unerwähnt las­
sen, daß die Rückzahlung der bewilligten Dar­
lehen sich in durchaus zufriedenstellender Weise 
entwickelt. Bis zum 30. November 1953 wurden 
insgesamt 1,854.000 S an Zinsen und Tilgungs­
raten zurückgezahlt, während die Summe der 
am 30. August 1953'fälligen Amortisationsraten 
1,772.000 S betrug. Es ergab sich daher eine Über­
zahlung von rund 82.000 S. Diese Überzahlung . 
ist dadurch entstanden, daß eine Reihe von 
Darlehensschuldnern größere Rückzahlungen 
geleistet haben, als sie laut Schuldschein ver­
pflichtet wären. Allerdings sind auch einige 
Darlehensschuldner ihren Z ahlungsverpf lichtun-
gen nicht nachgekommen. Doch belaufen sich 
die rückständigen Beträge sage und schreibe 
auf nur 7884-85 S. Bei diesen hohen Darlehens-
beträgen wirklich ein Zeichen höchster Zah­
lungsmoral, weniger als % % der Fälligkeit. Im 
übrigen sind von den am 31. Dezember 1953 bis­
her bewilligten 2200 Fondsdarlehen 1116 zur 
Rückzahlung fällig, das heißt, die Annuitäten 
sind fällig, das beweist, daß der Baufortschritt 
sich in der vorgesehenen Zeit abwickelt. 

Wie rege das Interesse der Bevölkerung an der 
Fortführung der Wohnbauförderung ist, wissen 
Sie selbst. Trotz der großen Zahl der bewilligten 
Anträge liegen in der zuständigen Abteilung des 
Landes noch ungefähr 500 Anträge, die nicht 
bewilligt werden konnten und unter diese, Herr 
Abg. Pölzl, mögen Ihre Sorgenkinder gefallen 
sein. Auch eine Reihe von Anträgen gemein­

nütziger Wohnbauvereinigungen und Gemein­
den konnten leider keine Berücksichtigung fin­
den. Wenn der Hohe Landtag dem Vorschlage 
des Finanzausschusses zustimmt, den Landes­
beitrag für die Wohnbauförderung wieder mit 
30 Millionen festzusetzen, wird die Landes­
regierung in der Lage sein, nicht nur die un­
erfüllt gebliebenen Wünsche aus diesem Jahr 
zu befriedigen, sondern auch eine erhebliche 
Zahl neuer Bewerber zu berücksichtigen und 
einen weiteren Beitrag zur Linderung der herr­
schenden Wohnungsnot zu leisten. 

Hoher Landtag! Glauben Sie nicht, daß wir 
nicht wüßten, daß das nur ein kleiner Beitrag 
zur Behebung der Wohnungsnot ist, aber wir 
sind der Meinung, daß wir diesen Weg weiter­
gehen und selbstverständlich auch alle anderen 
Möglichkeiten, soweit sie wirtschaftlich vertret­
bar und tragbar sind, beschreiten müssen. Ich 
bin der Auffassung, daß wir diesen Weg, diese 
steirische Wohnbauförderung fortsetzen müssen 
und wenn hier angeregt wurde, auch im Wege 
einer Ausfallsbürgschaft zu Kapital zu kommen, 
darf ich sagen, daß dieser Gedanke nicht von 
heute und gestern ist, sondern daß wir uns dar­
über schon vor Jahren bei der Schaffung dieses 
Fonds unterhalten haben. Voraussetzung ist ein 
Kapitalsmarkt, die Sicherheit und die Stabili­
sierung der Währung, Voraussetzung, daß sich 
in Österreich auch ein Kapital durch das Ver­
trauen der Bevölkerung bilden kann. Ich hoffe 
und glaube, daß wir in kurzer Zeit in der Lage 
sein werden, größere Mittel auf geplante Art 
den Bewerbern und überhaupt dem Wohnungs­
bau zur Verfügung zu stellen. 

Ich darf nicht vergessen zu erwähnen, daß 
alle diese Privatbewerber natürlich drängen, daß 
sie ihr Darlehen, von dem oft der Fortschritt 
ihres begonnenen Werkes abhängt, möglichst 
rasch erhalten. Ich muß in diesem Zusammen­
hang auch bemerken, daß es weder für die Be­
amten dieser Abteilung, noch für den zuständi­
gen Referenten angenehm ist, die Hilfesuchen­
den und Bewerber zu vertrösten. Aber, Hoher 
Landtag, wenn Sie heute diese 30 Millionen be­
willigen, können wir sie nicht schon am 15. Jän­
ner allen zur Verfügung stellen. Erstens ein­
mal, weil dieser Betrag ja ratenweise freigege­
ben werden muß und nur ratenweise nach Bau­
fortschritt freigegeben werden kann und zwei­
tens, weil jeder Akt eine sorgfältige Bearbeitung 
nicht nur aktenmäßig, sondern ich möchte 
sagen, auch persönlich verlangt. Wenn ich Ihnen 
heute berichten müßte: Ja, wir haben schnell 
und rasch und mit vollen Händen, solange etwas 
vorhanden war, ausgeteilt, aber sehr viele sind 
steckengeblieben, es bestehen große Außen­
stände, dann würden Sie mit Recht fragen: 
„Warum seid Ihr nicht vorsichtiger gewesen?" 

Ich möchte hier vor dem Hohen Landtage der 
zuständigen Abteilung den Dank aussprechen 
und sie in Schutz nehmen. Ich glaube nicht, daß 
es in dieser so brav arbeitenden Abteilung einen 
Beamten gegeben hat, der eine derart unbe­
dachte und unsinnige Äußerung gemacht hat, 
die Abg. Pölzl schilderte. 

s 



246 11- Sitzung des Steierm. Landtages, III. Periode. — 17., 18. und 19. Dezember 1953. 

Wir müssen — und vielleicht paßt das dem 
Herrn Abg. Pölzl am wenigsten — uns bewußt 
sein, daß j eder, der ein solches Vorhaben be­
ginnt und ungeheuer große Opfer auf sich 
nimmt, sich einschränken muß. Es ist aber nicht 
so, Herr Abg. Pölzl, daß diese Bauten Hütten des 
Elends sind. Schauen Sie sich die Bauten an, es 
sind Häuser, feste Häuser, die bezeugen, daß 
diese Bewerber einen festen Glauben an die Zu­
kunft unseres Landes haben. Es sind Zeugen da­
für — welcher Partei immer sie angehören mö­
gen — die alle überzeugt sind, daß in Öster­
reich Eigentum und ehrliche Arbeit immer ihre 
Früchte und ihren Bestand haben werden. 

Hoher Landtag! es ist durchaus möglich, daß 
im Eifer, diese Aktion vorwärts zu treiben und 
den Leuten behilflich zu sein, mancher FerTler 
unterlaufen ist. Ich habe gestern mit einiger 
Verwunderung in der „Neuen Zeit" gelesen, daß 
die Formularien bei Herrn Dr. Erich Wittmann 
im Landhaus erhältlich sind. Ich konnte es nicht 
glauben, daß der Herr Dr. Wit tmann meiner Ab­
teilung zugeteilt ist, ich kann aber auch nicht 
glauben, daß Herr Dr. Wittmann als Befehls­
empfänger in irgend einer Art fungiert. Ich 
hoffe, daß das in Ordnung gebracht wird (Abg. 
T a u r e r : „Wird morgen korrigiert!") und ich 
bin überzeugt, daß wir mit diesem begonnenen 
Werk noch manchen Segen zum Wohle unserer 
Bevölkerung stiften werden. (Beifall und Bravo­
rufe bei ÖVP, SPÖ und WdU.) 

Präsident: Die Rednerliste ist erschöpft, ich 
erteile dem Herrn Berichterstatter das Schluß­
wort. 

Abg. Wegart: Ich beantrage, über die 
Gruppe 6 abzustimmen. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die 
der Gruppe 6 zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) Die Gruppe 6 ist somit ange­
nommen. 

Bevor ich die Sitzung unterbreche, verlaut­
bare ich, daß der Verkehrs- und volkswirt­
schaftliche Ausschuß zur Beratung über die 
Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 95, betreffend die 
summarische Erklärung der in dem vom Lan-
desbauamt vorgelegten Verzeichnis mit dem 
Stand vom 1. Jänner 1953 näher bezeichneten 
302 Straßen mit einer Gesamtlänge von 
2.823026 km als Landesstraßen gemäß § 8 (1) 
des Landesstraßenverwaltungsgesetzes, LGB1. 
Nr. 20/1938, zusammentritt. Die Sitzung findet 
s ta t t im Zimmer 18 neben dem Bibiiothekszim-
mer. Ich ersuche die Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die diesem Ausschuß angehören, sich in die­
ses Zimmer zu begeben. Die Landtagssitzung 
wird um 19 Uhr fortgesetzt. 

Wiederaufnahme der Sitzung: 19 Uhr 05 Mi­
nuten. 

3. Präsident Scheer: Hoher Landtag! Ich 
nehme die Sitzung wieder auf und gebe be­
kannt, daß der Verkehrs- und volkswirtschaft­

liche Ausschuß die Beratung über die zugewie­
sene Regierungsvorlage abgeschlossen hat, so 
daß wir diese gleichfalls im Hohen Haus behan­
deln können. 

Wir setzen nun die Spezialdebatte fort und 
kommen zur Gruppe 7 des Voranschlages, 
öffentliche Einrichtungen und Wirtschaftsför­
derung. Berichterstatter ist Abg. Ertl. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Ertl: Hoher Landtag! 
Der Finanzausschuß ha t sich mit der Gruppe 7 
eingehend und verantwortungsbewußt befaßt. 
Er ha t auch die in dieser Gruppe zahlreich ge­
stellten Erhöhungsanträge entsprechend be­
handelt und untersucht. Die Abänderungsan-
träge sind: 

Förderungsbeiträge, eine Erhöhung um 
500.000 S auf 3,000.000 S, 

Beihilfen für Eigenheimbauten landwirt­
schaftlicher Arbeiter und Angestellter, eine Er­
höhung um 50.000 S auf 450.000 S, 

Technisierungsmaßnahmen in der Landwirt­
schaft, eine Erhöhung um 200.000 S, 

Familiengründungsbeihilfen für landwirt­
schaftliche Arbeiter und Angestellte, eine Erhö­
hung um 40.000 S auf 240.000 S, 

Beihilfen zur Seßhaftmachung und Sicherung 
von landwirtschaftlichen Arbeitern, Pächtern 
und Kleinlandwirten, eine Erhöhung um 
1,800.000 S auf 2,800.000 S, 

Forstaufschließungswege in bäuerlichen Wäl­
dern, eine neue Post mit 250.000 S, 

Technisierung im bäuerlichen Haushalt, eben­
falls eine neue Post mit 1,000.000 S, 

Förderung der Tierzucht und Tierhaltung, 
eine Erhöhung um 250.000 S auf 1,250.000 S, 

TBC-Bekämpfung bei Rindern, eine Erhöhung 
um 100.000 S auf 400.000 S, 

Beiträge zu Güterwegbauten, eine Erhöhung 
um 500.000 S auf 2,500.000 S, 

Förderung der Almwirtschaft, eine Erhöhung 
um 150.000 S auf 650.000 S, 

Förderung des Pflanzenbaues um 700.000 S 
auf 1,550.000 S, 

Förderung des Obstbaues, eine Erhöhung um 
250.000 S auf 570.000 S, 

Beihilfen bei Schäden höherer Gewalt, zu-
samengezogen mit Darlehen bei Schäden höhe­
rer Gewalt, eine Erhöhung um 1,000.000 S auf 
2,000.000 S, 

Beihilfen an gefährdete Bergbauernbetriebe, 
eine Erhöhung um 200.000 S auf 1,000.000 S, 

Förderungsbeitrag für die Personalerforder­
nisse der Landwirtschaftskammer, eine Erhö­
hung um 400.000 S auf 2,500.000 S, 

Größere Inventarnachschaffungen, eine Er­
höhung um 50.000 S auf 100.000 S, 

Studienbeihilfen an landwirtschaftliche Fach­
schüler, eine Erhöhung von 50.000 auf 180.000 S, 

Fernheizwerk Köflach—Graz, Projektierungs­
kosten, eine neue Post mit 100.000 S, 
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Beitrag für einen Fonds für gewerbliche Dar­
lehen, ebenfalls eine neue Post mit 1,000.000 S, 

weiters eine neue Post Fremdenverkehrswer­
bung mit 130.000 S, 

die Post Fremdenverkehrswerbung in England 
mit 30.000 S wurde gestrichen, 

Förderung von Veranstaltungen und Pflege 
von Verbindungen im Interesse des Fremden­
verkehrs, eine Erhöhung um 10.000 S auf 
130.000 S, 

Beiträge für den Wiederaufbau und Ausbau 
von Schutzhütten, eine Erhöhung um 150.000 S 
auf 300.000 S, 

Ausbau des Sesselliftes auf den Gansstein, 
eine Erhöhung um 5000 S auf 30.000 S, 

Beitrag für die Erschließung der Grassl- und 
Tropfsteinhöhle bei Weiz sowie Erschließung 
der Langsteinhöhle, eine Erhöhung um 3000 S 
auf 13.000 S, 

Förderung der Ausbildung von Bergführern, 
eine Erhöhung um 7000 S auf 10.000 S, 

Beitrag für Werbefilme, eine Erhöhung um 
10.000 S auf 40.000 S, 

Beitrag für den Bau von Kleinskiliftanlagen, 
eine Erhöhung um 50.000 S auf 90.000 S, 

Beitrag zur Errichtung eines Segelflugplatzes 
auf dem Schöckel, eine neue Post mit 1.0.000 S, 

Beitrag zur Errichtung eines Alpengartens auf 
der Hohen Ranach, ebenfalls eine neue Post mit 
25.000 S, 

Druckkostenbeitrag für die Auflage des Steier­
mark-Buches, ebenfalls eine neue Post mit 
30.000 S, 

Beitrag zur Erhaltung von Sprungschanzen, 
eine neue Post mit 10.000 S, 

Förderungsbeiträge für die Fremdenverkehrs­
vereine, eine neue Post mit 50.000 S, 

Beitrag zur Errichtung einer Flugverbindung 
Graz—London, eine neue Post mit 30.000 S, 

Beitrag zur Errichtung einer Trabrennbahn 
in Graz, eine neue Post mit 25.000 S, 

ebenfalls eine neue Post ist „Unverzinsliches 
Darlehen zum Bau eines Sesselliftes auf die 
Bürgeralm bei Aflenz mit 100.000 S". 

Die Gesamtausgaben in der Gruppe 7 betra­
gen samt den Erhöhungen 43,595.900 S, dem 
gegenüber stehen Einnahmen von 3,396.300 S. 

Wie ich schon eingangs bemerkt habe, ha t 
sich der Finanzausschuß eingehend mit der 
Gruppe 7 befaßt und empfiehlt dem Hohen 
Hause, diese Gruppe anzunehmen. 

Abg. Schlacher: Hohes Haus! Ich habe mir 
zur Aufgabe gemacht, über Wunsch der Frei­
willigen Feuerwehr zu dem Unterabschnitt 716,51 
das Wort zu ergreifen. Gerade für mich ist das 
etwas kitzlig deshalb, weil ich früher selbst über 
ein Viertel j ähr hundert der Freiwilligen Feuer­
wehr angehört habe, zuerst als Spritzenmann, 
später als Spritzenkommandant und dann sehr 
lange als Kassier. Daher bin ich über die finan­
ziellen Verhältnisse bei den Feuerwehren gut in­

formiert. Es ist für mich aber auch deshalb 
nicht sehr angenehm, weil ich als verantwor­
tungsbewußter Abgeordneter sehr wohl weiß, 
daß man nicht so ohneweiters Gelder zuteilen . 
kann, wenn sie nicht absolut und unbedingt 
notwendig sind. 

Ich kann aber nicht umhin, auf die Leistun­
gen der Freiwilligen Feuerwehr auch in diesem 
Jahr wieder hinzuweisen. Die Freiwillige Feuer­
wehr kommt ihrer Aufgabe unter großen Opfern 
nach, was uns besonders das vergangene Jahr 
neuerdings bewiesen ha t bei der Hochwasser­
katastrophe. Ich habe mit Landesrat Prirsch 
das Gebiet von St. Lorenzen kurze Zeit, nach­
dem das Gewitter niedergegangen ist, ange­
sehen und ich kann Ihnen nur sagen, wenn da­
mals die Freiwillige Feuerwehr nicht so rasch 
und so einsatzfreudig eingegriffen hät te , wäre 
das Dorf St. Lorenzen sehr schlecht wegge­
kommen. 

Aber es dreht sich ja nicht nur um Hoch­
wasserkatastrophen, sondern in erster Linie um 
Brandschäden. Was Brände in der Steiermark 
für Unsummen an Schäden ausmachen, ist 
jedem aus den Zeitungsberichten sehr wohl be­
kannt. Die Feuerwehrleute leisten hier ganz 
nennenswerte Arbeit für das Land Steiermark, 
speziell für die Gemeinden, und alles auf frei­
williger Basis. Infolgedessen kann man doch 
nicht ganz darüber hinweg, um ihnen gewisser­
maßen das zu geben, was der Finanzreferent im 
ersten Anwurf zuteilt. Ich möchte hier feststel­
len und ganz ernstlich darauf aufmerksam 
machen: Die Freiwilligen Feuerwehren sind 
nicht zu vergleichen mit irgendeinem Kegelklub 
oder Schachklub, hier sind Leute bereit, unter 
Einsatz ihrer Gesundheit mit bedeutender Zeit­
versäumnis dem Nächsten zu helfen. Die Frei­
willige Feuerwehr ist eine Institution, wo jede 
Politik ausgeschaltet ist. Man nimmt keine 
Rücksicht auf den Beruf, dort heißt es noch 
„Der Kamerad" und die Kameradschaft spielt 
im Feuerwehrwesen eine nennenswerte Rolle. ' 
Wenn hier einige leistungsfähige und ambitio-
nierte Kameraden am Werke sind, reißen sie alle 
mit und infolge ihrer Kameradschaft unter­
werfen sie sich auch einer gewissen Disziplin. 

Ich möchte zurückkommen auf die Kata­
strophe von St. Lorenzen, auf das Hochwasser 
von St. Lorenzen. Wir haben dort gesehen, 
welche Unmasse Holz der im Sommer kleine 
Bach mit herausgebracht hat, weil das Holz 
sehr häufig neben der Straße liegt und der Bach 
neben der Straße fließt. Er hat sehr viel Holz 
mit herausgeschwemmt und wenn nicht aus 
dem ganze Mürztale die Feuerwehrleute so in­
tensiv zusammengearbeitet hät ten, wäre es zu 
einer Katastrophe im Orte St. Lorenzen gekom­
men, die Millionenschaden verursacht hät te . Ich 
möchte hier folgendes aufzeigen: Der Feuer­
wehrkommandant war ein Tischlermeister, der 
zwei Gesellen beschäftigt. Mit.seinen zwei Ge­
hilfen gehörte er der Feuerwehr an. Das Ge­
witter war am Abend eines Mittwochs niederge­
gangen, um 8 Uhr abends wurde die Feuerwehr 
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alarmiert und hat der Einsatz begonnen. Die 
Feuerwehr St. Lorenzen hat bis Samstag nach­
mittag fast ununterbrochen gearbeitet. Jetzt 
will iGh etwas aufzeigen, was besonders gravie­
rend ist: Der Feuerwehrhauptmann und Tisch­
lermeister hat mir gesagt, er habe 36 Stunden 
gearbeitet, ohne zu ruhen, und so auch seine 
beiden Gehilfen. In dieser Feuerwehr sind nicht 
nur Gewerbetreibende, sondern auch junge 
Bauern, aber auch Arbeiter von der Industrie 
Kapfenberg. Der Feuerwehrhauptmann und 
Tischlermeister hat eingesehen, daß sein Opfer, 
zwei Tage in seiner Werkstatt nicht zu arbeiten, 
nicht ausgereicht hat, er hat das soziale Empfin­
den gehabt, auch seinen beiden Tischlergehilfen 
für die versäumte Zeit den Lohn auszubezahlen 
und auch das Werk Rüdgers in St. Marein hat 
es eingesehen und hat den bei ihm beschäftig­
ten Feuerwehrleuten den Lohn ausbezahlt, ja 
sogar mit Überstundenentgelt. Siehe da, die ver­
staatlichten Werke Kapfenberg und auch die 
Alpine haben sich nicht bereit gefunden, die 
versäumte Zeit den bei ihnen beschäftigten 
Feuerwehrmitgliedern zu bezahlen. (Rufe: „Hört, 
hört!") Das ist gewissermaßen bezeichnend. 
Wenn die Leute das Ideal aufbringen, hier bei 
der Feuerwehr mitzuarbeiten und dann noch ihr 
Einkommen verlieren, das sie doch für ihre Fa­
milie brauchen, dann glaube ich, darüber kein 
weiteres Wort verlieren zu müssen. 

Es- ist mir sehr leid, daß der Vorschlag meiner 
Partei, den eingesetzten Betrag unter Post 716,70 
von 2,500.000 S um 1 Million Schilling zu er­
höhen, im Finanzausschuß nicht durchgedrun­
gen ist und daß meine Parteifreunde um des 
lieben Friedens willen nachgegeben haben und 
mit 500.000 S sich abfertigen ließen. Ich be­
komme heute schon Vorwürfe seitens der Feuer­
wehren, die immer wieder kommen werden und 
darauf hinweisen, daß es ja eine freiwillige An­
gelegenheit und keine Pflichtangelegenheit ist. 
Ich kann nicht umhin, aus der letzten Land-

. tagssitzung einige Sätze des Herrn Landesrates 
Horvatek zu zitieren. Er hat gesagt: „Der Appetit 
nach der Feuerschutzsteuer wird immer größer, 
je mehr diese Steuer trägt." Zum Schluß hat er 
noch den Satz geprägt: „Ein. Mehr wäre von 
übel, denn wer nur von öffentlichen Mitteln 
lebt und selbst nichts dazu beiträgt, der rostet." 
Da möchte ich folgendes sagen: Mir ist als ge­
wesenem Kassier der Freiwilligen Feuerwehr 
bekannt, daß wir im Jahre 1923 folgendes unter­
nommen haben, um die erforderlichen Mittel 
durch eigene Tätigkeit aufzubringen, als wir die 
erste Autospritze gebraucht haben. Diese Spritze 
hat 66 Millionen Kronen gekostet. Ich habe_ 
die Spritze persönlich von der Firma übernom­
men. Herr Taurer, ich spreche nicht vom Mittel­
alter, denn auf das Jahr 1923 kann ich mich 
sehr wohl zurückerinnern. Als wir diese Spritze 
gekauft haben, muß ich Ihnen offen sagen, 
waren wir sehr stolz darauf, als erste im Mürztal 
mit der Spritze von Rosenbauer anzufahren. Das 
war damals eine Sehenswürdigkeit, eine solche 
Fahrt von Linz nach Kindberg, und hat sehr 
viel zur Motorisierung der Feuerwehren -beige-
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tragen. Die Firma Rosenbauer hat gesagt: „Ich 
gebe Ihnen den Treibstoff von hier bis Kind-

• berg, wenn ein Ingenieur von uns mitfahren und 
diese Spritze .an mehreren Orten vorführen 
kann." Darauf sind wir eingegangen. Wir kom­
men in den ersten größeren Ort zum Feuer-
wehrkomandanten, der sagt Alarm an und auf 
einmal ist er mit seinen Feuerwehrleuten hier 
und hat uns schlau zur Brücke geführt, wo 6 m 
hoch das Wasser anzusaugen war und hat ge­
dacht, daß beim Ansaugen sicher ein Versager 
kommen wird. Siehe da, diese. Spritze, die da­
mals ein schönes Stück Geld gekostet hat, das 
wir aus Sammlungen zusammengebracht haben, 
hat sehr, gut funktioniert, aber wir hatten Pech. 
Wir hatten die Feuerwehrschläuche angekup­
pelt, ich selbst gab das Kommando, aber unter 
einem Druck von 10 atü sind uns die Sehläuche 
der Länge nach eingerissen, so daß die örtliche 
Feuerwehr gesagt hat, geht, liebe Kameraden, 
wieder fort, sonst haben wir bald keinen Schlauch 
mehr da. Aber man hat doch gesehen, es war 
der Zeitpunkt gegeben, wo man mit der Motori­
sierung der Feuerwehr beginnen mußte. 

Leider hat uns im Jahr 1945, als die Motori­
sierung der Feuerwehr schon ziemlich weit fort­
geschritten war, ein schwerer Rückschlag ge­
troffen, weil die Besatzungsmacht, die als erste 
Österreich besetzt hat, sehr interessiert an die­
sen modernen Feuerwehrspritzen war. Ich hatte 
Gelegenheit, mit einigen Soldaten darüber zu 
sprechen und die sagten: „Ah, das ist schon eine 
Sache, das ist ein schönes Beutegut". Daher: 
„Gehn ma" und weg waren sie. (Heiterkeit.) 
Und sicher haben damals eine große Anzahl 
Feuerwehren aus diesem Anlaß ihre motorischen 
Einrichtungen verloren. Naturgemäß war dann 
der Geldbedarf, um wieder so schlagkräftige 
Feuerwehren zu bekommen, nicht gering. Wenn 
man schon einen Lastwagen bekam — so war 
es 1946 und 1947 —, so haben wir doch kein 
Spritzenaggregat bekommen, das mußte doch 
fabriksneu gekauft werden. Und das waren ganz 
gewaltige Ausgaben. Und nun verstehen es die 
Feuerwehrleute nicht, warum man ihnen nicht 
die gesamte Feuerschutzsteuer zur Verfügung 
stellt. Ich muß offen sagen, ich könnte ja auch 
nicht den Antrag einbringen, daß die Feuer­
schutzsteuer eine Zwecksteuer wird, weil wir da 
nicht wissen, wo wir aufhören. Aber eines ist 
sicher, daß wir die Feuerwehren doch so dotieren 
müssen, damit sie sich ihre Maschinen wieder 
beschaffen können, um schlagkräftig zu werden. 

Nun noch etwas anderes. Alle diese Veranstal­
tungen, die die Feuerwehren machen, wie Tom­
bola oder irgendwelche andere Volksbelustigun­
gen, kosten die Leute sehr viel Arbeit. Und alles 
ist freiwillig. Der Mann muß sich dazu bereit er­
klären, mitzuarbeiten, damit aus diesen Ver­
anstaltungen Geld einfließt. Mir hat der Herr 
Landesfeuerwehrkommandant gesagt, daß 
schätzungsweise ungefähr der Betrag von rund 
3,000.000 S in Form von Reinerträgnissen aus 
solchen Veranstaltungen zustande kommt. Das 
ist gewissermaßen auch wieder eine Arbeit der 
Feuerwehrmitglieder. Ich weiß ganz genau, daß 
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man immer wieder lächelt, wen man im Hohen 
Haus von der Feuerwehr spricht, weil sie uni­
formiert und dabei doch keine militante For­
mation ist. Die Leute wollen diese Uniform gar 
nicht ausziehen, denn wenn sie auch sonst dieser 
oder jener Partei angehören, durch die Uniform 
hört sich jeder Parteiunterschied auf, er ist 
Kamerad und damit ist jeder Unterschied aus­
geschaltet. 

Die Worte des Herrn Landesrates Horvatek 
sind nicht dazu geeignet, es gewissermaßen den 
Feuerwehrleuten verständlich zu machen, daß 
wir hier höchstes Interesse haben an den Feuer­
wehren. Spaß beiseite, aber stellen Sie sich ein­
mal vor, wir verlieren die Freiwilligen Feuer­
wehren. Feuerschutz ist eine Gemeindeaufgabe. 
Aber was ist, wenn die Gemeinden Berufsfeuer­
wehren einsetzen müßten? Die Berufsfeuerwehr­
leute müssen stundenweise bezahlt werden, die 
Überstunden würden genau verrechnet werden. 
Es würde da ein Betrag herauskommen, den 
weder das Land noch die Gemeinden tragen 
könnten. Denn wenn wir die Leistung dieser 
Feuerwehrleute zusammenzählen, so macht das 
ein Vielfaches dessen aus, was wir ihnen hier 
zur Verfügung stellen. (Beifall und Bravorufe.) 

Abg. Koller: Meine Damen und Herren! Die 
in der gestrigen Generaldebatte zum Ausdruck 
gebrachte Feststellung, daß die für die Land­
wirtschaft ausgewendeten Beträge durch die 
hohe Produktionssteigerung derselben vollauf 
gerechtfertigt seien, möchte ich meinen Aus­
führungen über einen der wichtigsten Produk­
tionszweige in der Landwirtschaft, dem Obstbau, 
voranstellen. 

Wir haben zur Zeit in der Steiermark zirka 
7 Millionen Obstbäume. Dieser Baumbestand 
verteilt sich vor allem auf mittel- und klein­
bäuerliche Betriebe. Der Großteil der t rag­
fähigen Bäume ist überaltet und daher nur 
mehr minder ertragsfähig. Bei einem mittleren 
Preis von S 1-30 für 1 kg Äpfel betrug in den 
letzten drei Jahren der Ertrag aus den Obst­
gärten rund 90 Millionen Schilling jährlich. 
Dieser Ertrag stellt die Haupteinnahme vieler 
kleiner und mittlerer bäuerlicher Betriebe dar. 
Die zunehmende Produktionserschwerung durch 
die San-Jose-Schildlaus, die Verteuerung der 
Spritzmittel sowie die kostspieligen Produktions­
methoden in Verbindung mit der großen aus­
ländischen Konkurrenz im Obstbau stellen die 
Rentabilität sehr in Frage, wenn es uns nicht 
gelingt, die bisherige Betriebsweise in nächster 
Zeit radikal abzuändern. Der durchschnittliche 
Ertrag pro Baum muß unbedingt auf ein Viel­
faches erhöht werden und die Qualitätssteige­
rung müßte mindestens 70% A-Ware ergeben. 
Hiezu sind folgende Maßnahmen notwendig: 
Alle minderleistungsfähigen und alten Bäume 
müssen gerodet oder umgepropft werden. Die 
übrig gebliebenen Obstbäume müßten neben 
dem wirtschaftseigenen eine ausreichende 
Menge künstlichen Düngers bekommen. Dazu 
wären zirka 6 Millionen Kilogramm Thomas­

mehl, ebensoviel Kali und 12 Millionen Kilo­
gramm Kalk erforderlich; ferner müßte eine 
gründliche und rechtzeitige Spritzung einsetzen, 
gründlich deshalb, weil nur diese einen wirk­
lichen Erfolg verspricht, und zwar müßten nach 
dem heutigen Stand 6 Spritzungen im Jahr er­
folgen. Und rechtzeitig ebenfalls, weil nur der, 
der rechtzeitig spritzt, Aussicht auf Erfolg hat . 
Diese rechtzeitige Spritzung würde bedingen, 
daß neben den jetzt vorhandenen Spritzen, die 
zirka ein Drittel des Baumbestandes versorgen 
und die mit Hilfe des Landes, des Bundes und 
aus ERP-Mitteln angeschafft wurden, noch 
zirka 3000 Motorspritzen beschafft werden 
müßten, die rund 40 Millionen Schilling kosten 
würden. Da die Einnahmen aus dem Obstbau 
nicht nur die Produktionskosten decken sollen, 
sondern oft die Grundlage des ganzen Betriebes 
sind, ist es verständlich, daß die Mittel zur An­
schaffung der erforderlichen Dünge- und Spritz­
mittel sowie der Spritzen von den meisten klein-
und mittelbäuerlichen Betrieben nicht selbst 
aufgebracht werden können. Eine notwendige 
Umstellung des leider bisher extensiv geführten 
Obstbaues auf eine intensive Betriebsweise kann 
nur durch Zuwendungen aus öffentlichen 
Mitteln des Bundes, des Landes und der Ge­
meinden bewerkstelligt werden. Gelingt diese 
kurzfristige Ertrags- und Qualitätssteigerung 
nicht, so werden tausende klein- und mittel­
bäuerliche Existenzen den Konkurrenzkampf 
mit dem Ausland nicht gewachsen sein und 
unter die Räder kommen. 

Die vielen Kurse durch die Landwirtschafts­
kammer reichen bei weitem nicht aus, um die 
Obstbauern mit dem notwendigen Wissen über 
die heutigen Produktionsmethoden auszustatten. 
Wenngleich zu den hauptberuflich tätigen Obst­
bauwanderlehrern — es sind im ganzen 8 an 
der Zahl — noch zirka 100 neue Obstbaumwärter 
auf freiwilliger Basis jährlich hinzu kommen, 
so ist auch diese Zahl noch viel zu gering. Von 
diesen 8 hauptberuflichen Obstbauwander­
lehrern, die vor allem in den Gebieten der West-
und Oststeiermark tätig sind, muß jeder durch­
schnittlich zwei Bezirke betreuen. Es wäre eine 
selbstverständliche Voraussetzung für eine in­
tensive Beratung, daß ein Lehrer nur einen 
Bezirk zu betreuen hätte. Bei allen bisher 
durchgeführten Hilfsmaßnahmen ha t sich ge­
zeigt, daß öffentliche Mittel, die für diesen 
Zweck eingesetzt sind, nur dann Erfolg bringen 
und die notwendige Wirkung erzielen, wenn vor­
her eine Beratung und eventuell eine Kontrolle 
durch die Förderungsorgane durchgeführt 
wurde. Gerade in den Bezirken Feldbach und 
Fürstenfeld, die von der San-Jose-Schildlaus am 
ärgsten befallen waren.sind einige Beispiele hiefür 
vorhanden, daß bei intensiver Spritzung und über­
haupt bei intensiver Betreuung der Obstbäume 
einige Landwirte ihre Obstgärten nicht nur ge­
rettet, sondern auch ganz lausfrei und damit 
wieder konkurrenzfähig gemacht haben. Das 
gleiche was hier für den Obstbau gilt, gilt auch 
für die übrigen Schädlinge in der Landwirt­
schaft, besonders für den Kartoffelkäfer, überall 
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dort* wo in der Gemeinde die nötigen Fachleute 
und Geräte zur Verfügung standen, war es nur 
eine Frage kurzer Zeit, um den Befallsherd aus­
zurotten und die Pflanzenschutzwarte haben 
hiebei Hervorragendes geleistet. Leider ist hier 
noch viel zu tun. 

Zusammenfassend darf ich sagen, daß der 
steirische Obstbau, der für die ganze Volkswirt­
schaft von großer Bedeutung ist und als Haupt-
versorger des österreichischen Obstmarktes gilt, 
noch gerettet werden kann, wenn rechtzeitig die 
notwendigen Maßnahmen ergriffen und hiefür 
auch die notwendigen Mittel bereitgestellt wer­
den. Die Landeskammer für Land- und Forst­
wirtschaft ha t einen großzügigen Plan ausge­
arbeitet, der als erste Etappe für das heurige 
Jahr einen ziemlich hohen Betrag von zirka 
5 Millionen Schilling zur Voraussetzung gehabt 
hät te . Ich muß aber mit Bedauern feststellen, 
daß für die Obstbauförderung nur ein Betrag 
von 570.000 S zur Verfügung gestellt werden 
konnte. Jedenfalls s teht fest, wenn wir alle, die 
wir an diesen Dingen irgendwie verantwortlich 
sind, nicht in allernächster Zeit die ungeheure 
Bedeutung und auch die Bedrohung, die unseren 
Obstbau betreffen, richtig erkennen und die 
notwendigen Maßnahmen ergreifen, ist es um 
unseren Obstbau geschehen und wir werden der 
übrigen Konkurrenz nicht s tandhalten können. 
(Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Rösch: Hoher Landtag! Die Debatte bei 
Gruppe 7 h a t in den vergangenen Jahren im 
Steiermärkischen Landtag immer einen sehr 
breiten Raum eingenommen, ich nehme an, es 
wird heuer nicht anders sein. Ich bin mir aber 
andererseits der Ehre bewußt, daß die gesamten 
agrarischen Abgeordneten der ÖVP mir den 
Vortritt gelassen haben, um diese agrarische 
Debatte im Steiermärkischen Landtag zu er­
öffnen. (Zwischenruf: „In Fluß zu bringen!") 
Die vergangenen Debatten haben immer wieder 
von Seite der bäuerlichen Abgeordneten die ver­
schiedenen Probleme der Landwirtschaft und 
hier besonders der steirischen Landwirtschaft 
aufgezeigt. Es sind große Sorgen und Nöte, die 
die Landwirtschaft in unserem Lande hat, auf­
gezeigt worden. Es wurden sicherlich zum über­
wiegenden Teil berechtigte Wünsche auf diesem 
Sektor geäußert, leider sind alle Jahre ein Groß­
teil dieser Wünsche, wie schon in der General­
debatte hervorgehoben wurde, an den Budget­
grenzen gescheitert. 

Ich bin der Auf fasung, meine Herren, daß aber 
eine Debatte über die Sorgen und Nöte der 
steirischen Landwirtschaft nur dann einen Er­
folg haben kann, wenn es eines Tages gelingt, 
eine Diskussion und eine Durchberatung der 
Probleme der gesamten österreichischen Land­
wirtschaft zu erreichen. Gerade in unserem 
Lande stehen sich hier auf dem agrarsichen 
Sektor zwei große Gebiete in der Landwirtschaft 
gegenüber, die sogenannten Hörndel- und 
Körndelbauern. (Landesrat P r i r s c h : „Das 
ist schon sehr alt!") Diese Fragestellung 
zwischen der Landwirtschaft im Berglahd und 

der Landwirtschaft im Flachland beschäftigt, 
wie Landesrat Prirsch gesagt hat , schon seit 
längerer Zeit die Köpfe. Ich bin der Auffassung, 
daß es zu wirklich entscheidenden Beratungen, 
wie man diese Frage lösen will, bis heute in 
Österreich noch nicht gekommen ist. Ich weiß, 
welch große Erwartungen man hat te, als der 
frühere Landwirtschaftsminister Kraus durch 
den steirischen Minister Thoma, ein früheres 
Mitglied dieses Hohen Hauses, abgelöst wurde. 
Wir können heute schon sagen: Grundsätzlich 
ha t sich nichts geändert in der Agrarpolitik. 
(Zwischenruf: „Ja doch!") Schauen Sie, es wird 
zwar immer wieder sowohl in der Presse als auch 
in verschiedenen Reden der Versuch unter­
nommen darzulegen, daß in der Agrarpolitik 
eine Änderung vorsichgegangen ist. Wenn Sie 
jedoch tatsächlich die Maßnahmen auf dem 
agrarpolitischen Sektor in der letzten Zeit be­
trachten, müssen wir feststellen, daß eine ent­
scheidende Änderung nicht durchgeführt wurde, 
daß wir im Gegenteil noch immer agrarpoliti­
schen Grundsätzen huldigen, wie sie schon in 
der Monarchie in diesem Lande aufgestellt wur­
den in einem ganz anderen Wirtschaftsraum 
und unter ganz anderen wirtschaftlichen Ver­
hältnissen. Es wird der Schwerpunkt noch 
immer auf die Getreidewirtschaft gelegt. Ich 
weiß, es gibt verschiedene Auffassungen darüber, 
ob man den Getreidebau stärker oder weniger 
stark fördern soll, ob der Getreidebau autark 
werden soll oder nicht. Ich glaube, daß es uns 
schwer gelingen wird, eine Autarkie auf dem 
Getreidesektor zu erreichen, weil die Produk­
tionsverhältnisse in den wirklichen Korn­
kammern der Weit immer wesentlich günstiger 
sein werden. Es wird uns nicht gelingen, diesen 
wirklich günstigen Voraussetzungen nach­
kommen zu können. (Landeshauptmann K r a i -
n e r : „Die Wissenschaft muß die zweite Ähre 
am Korn erfinden und alles ist gerettet!") 
(Heiterkeit.) Es ist die Frage, ob wir solange 
zuwarten sollen, bis die Wissenschaft die zweite 
Ähre am Korn gefunden ha t oder ob es besser 
ist, sich mit dem Stande der heutigen Wissen­
schaft abzufinden, wo wir nur eine Ähre haben, 
Maßnahmen darnach zu treffen und sich abzu­
finden mit den Tatsachen, wie sie heute in un­
serem Lande sind. 

Schauen Sie, es wird hier gleich zu Be­
ginn meiner Ausführungen der Versuch 
unternommen, darauf hinzuweisen, daß sich 
schon viel in der Agrarpolitik geändert h a t 
und daß schon die entscheidenden Maßnahmen 
für die Bergbauern getroffen worden, seien. Darf 
ich Sie, bitte, ganz kurz an eine nicht sehr 
schöne Zeit, aber an eine notwendige Zeit, an 
die Abg. Stöffler in der Generaldebatte ange­
knüpft hat , an die Zeit der Lohn- und Preis­
abkommen erinnern. Gerade das zuletzt abge­
schlossene Lohn- und Preisabkommen wurde in 
einem. Teil der landwirtschaftlichen Preise be­
sonders in den westlichen Bundesländern als 
ein Erfolg für die Landwirtschaft schlechthin 
dargestellt, weil es gelang, die Agrarpreise auf 
ein Niveau zu bringen, das annähernd kosten-
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deckend gewesen sei. Sie erinnern sich sicher, 
man ha t damals den Weizen auf S 1-95 hinauf­
gesetzt. (Präsident W a 11 n e r : „Viel zu spät, 
es h a t immer zwei Monate gedauert, bis dies 
wirksam wurde!") Es ha t immer eine Zeit ge­
dauert, bis es wirksam geworden ist. Aber es 
wurde immerhin erklärt, daß die Hinaufsetzung 
des Weizenpreises um 60 Groschen stellenweise 
eine wirklich fühlbare Hilfe für die Landwirt­
schaft darstellte. Ja, meine Herren, für alle die­
jenigen, die Weizen zu verkaufen hat ten, war es 
sicherlich ein Erfolg. (Landesrat P r i r s c h : 
„Da reden Sie vorbei. Solange Stützungen da 
sind, ist dies nicht der Preis!") Der Weizenpreis 
und der Preis einer Ware im allgemeinen ist 
immer nur für den interessant, der diese Ware 
auch zum Verkauf hat. Es ist die Erhöhung des 
Weizenpreises unzweifelhaft eine erfolgreiche 
Aktion für die Getreidebauern gewesen. Aber 
für die Bergbauern in unserem Land hat dieser 
Weizenpreis praktisch keinerlei Bedeutung ge­
habt, denn für den Bergbauern in unseren Ge­
bieten z. B. war es vollkommen gleichgültig, ob 
das Kilogramm Weizen nach dem amtlichen 
Kurs mit S 1-95 oder mit S 1-35 berechnet war. 
Es ist nicht mehr als 1 kg geworden. Er ist nicht 
mehr sat t geworden davon, er hat nicht mehr 
gehabt deswegen. Auf der anderen Seite ist 
jedoch zugleich mit dem 5. Lohn- und Preis­
abkommen ein Teil der Stützungsmaßnahmen 
abgebaut worden, unter anderem auch auf dem 
Futtermittelsektor. Dort ging um etwa den­
selben Betrag die Preisrelation in die Höhe. Die 
Futtermittelpreise sind von S —-90 auf S 1-55 
gestiegen. Derselbe Bergbauer also, oder der 
viehzüchtende Bauer, der von dem Weizenpreis 
nichts oder fast nichts gehabt hat, mußte jetzt 
wohl den erhöhten Futtermittelpreis bezahlen. 
(LH. K r a i n e r : „Dafür wurde auch der Milch­
preis erhöht!") Auch der Milchpreis ist im 
gleichen Ausmaß hinaufgegangen, das war aber 
an sich kein Ausgleich dafür, daß der Fut ter­
mittelpreis für ihn höher geworden ist. Von dem 
großen Erfolg dieser Preiserhöhung ha t er nichts 
gesehen. Warum ich diese Zahlen anführe, sehr 
verehrte Damen und Herren? Nicht deswegen, 
um an der Vergangenheit irgendwelche Kritik 
zu üben. (Abg. P ö l z l : „Das waren ja gemein­
same Maßnahmen!") J a sicher, es waren ge­
meinsame Maßnahmen aus der Zeit heraus be­
dingt. Aber Sie können versichert sein, der Ein­
fluß, wie die landwirtschaftlichen Preise und in 
welchem Verhältnis zueinander sie erhöht 
wurden, dieser Einfluß ist wohl zum überwiegen­
den Teil von den agrarischen Vertretern der 
anderen Partei ausgegangen. Denn unsere Ver­
treter ha t man dabei kaum mitreden lassen. 

Ich erwähne' dies—das möchte ich noch einmal 
betonen — nicht, um eine Kritik zu üben an 
diesen Zuständen, sondern nur, um aufzuzeigen, 
daß man aus dieser Zeit nun herausgekommen 
ist, und es absolut' notwendig war, zu der von 
Herrn Abg. Stöffler für die gewerbliche Wirt­
schaft und überhaupt für die gesamte Wirt­
schaft geforderten Planung zu kommen, daß 
man einen solchen Weg auch in der Landwirt­

schaft finden muß. Und zwar deswegen, weil 
eines schönen Tages, ob jetzt oder in einer 
späteren Zeit, wir doch unsere Landwirtschaft 
werden einbauen müssen in ein größeres Wirt­
schaftsgebiet. 

Ich glaube, es genügt nicht, daß man den 
Bestrebungen der grünen Union einfach Beden­
ken entgegenstellt, denn die Zeit wird weiter 
arbeiten und eines schönen Tages werden wir, 
ob wir wollen oder nicht, Mitglied dieser grünen 
Union werden müssen. Ich selbst und eine 
große Anzahl von Fachleuten sind überzeugt, 
daß unser Bundesland ein äußerst wertvolles 
Mitglied dieser grünen Union werden kann, 
wenn wir rechtzeitig einen Plan für die Land­
wirtschaft aufstellen, wenn wir uns rechtzeitig 
darüber klar werden, für welche Produktions­
zweige in der Landwirtschaft wir das gegebene 
Land sind, für welche Produktionszweige sich 
unser -Land am besten eignet. Ich maße mir 
nicht ein Urteil darüber an, dazu sind berufe­
nere Kräfte da. Es wird z. B. von machen Fach­
leuten erklärt, wir könnten in Europa „das" 
Viehzuchtgebiet werden. Wir haben die klima­
tisch besten Voraussetzungen für die Aufzucht 
von Jungvieh (LH. K r a i n e r : „Obersteier"), 
während es in einer Reihe anderer Länder an 
solchem Vieh mangelt. Vielleicht ist das einer 
der Wege, die man begehen könnte. Ich glaube, 
das ist nicht so in den Vordergrund zu stellen, 
entscheidend ist, daß man sich dazu durchringt, 
einen solchen Plan aufzustellen oder zumindest -
ihn zu beraten. (Abg. S t ö f f l e r : „Entschei­
dend ist aber auch, daß wir in Krisenzeiten 
dann als ausgesprochenes Viehzuchtland kein 
Brot haben!") Ich habe ausdrücklich betont, 
welchen Weg man einschlägt, das steht nicht 
so sehr im Vordergrund, man muß sich nur 
einmal darüber klar werden, weil ich der Über­
zeugung bin, wir können in der Steiermark 
landwirtschaftliche Förderungsmaßnahmen be­
schließen soviel wir wollen, wir werden nie die 
Geldmittel aufbringen, um auf uns allein ge­
stellt die Landwirtschaft so entscheidend för­
dern zu können, daß sie absolut krisenfest und 
ein in der Wirtschaft stark verankerter Faktor 
wird. Das ist nicht meine Erfindung, der Herr 
Landesrat Prirsch ha t das im Finanzausschuß 
in einer sehr klaren und deutlichen und ich 
möchte hier offen sagen, in einer absolut ver­
ständlichen Weise selbst festgelegt. Er ha t er­
klärt, es sei unerhört schwer, unseren Kleinst- ' 
und Kleinbauernbetrieben wirklich entscheidend 
zu helfen. Was wir tun können, ist, ihnen immer 
wieder kleine Injektionen zu geben und ihren 
Lebensmut zu stärken und aufrecht zu erhalten. 
Das ist alles, was wir von der Steiermark aus 
mit den beschränkten Budgetmitteln machen 
können. Aber eine wirkliche Basis, eine Grund­
lage für die tatsächliche Lebensfähigkeit dieser 
Betriebe zu schaffen, wird uns nicht vom Land 
aus gelingen sondern wird entweder nur im 
Bundesrahmen oder darüber hinaus in einem 
noch größeren Wirtschaftsraum „Europa" über­
haupt erst möglich sein. Ich habe das an die 
Spitze meiner Ausführungen über das Kapitel 
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„Landwirtschaft" deshalb gestellt, weil ich der 
Überzeugung bin, daß alle verantwortlichen 
Funktionäre und alle, die an diesen landwirt­
schaftlichen Fragen interessiert sind, darauf 
hinarbeiten sollten, daß es zu solchen grund­
sätzlichen, das gesamte Bundesgebiet umfassen­
den Beratungen kommen soll und daß diese Be­
ratungen möglichst rasch mit wirklich positivem 
Erfolg durchgeführt werden mögen. 

Das steiermärkische Budget sieht nun eine 
große Anzahl von Förderungsmaßnahmen vor, 
von denen ich überzeugt bin, daß sie von den 
einzelnen Rednern sicherlich noch näher be­
leuchtet werden. Gestatten Sie mir, daß ich 
ganz allgemein dazu etwas sage, was ich im 
Finanzausschuß schon ausgeführt habe. Ich bin 
der Überzeugung, daß diese Förderurigsmaß­
nahmen auf Dauer und Sicht gesehen nicht der 
richtige Weg sind. Ich glaube, daß man mit dem 
System der Beihilfen aufhören soll. Diese Er­
kenntnis ist mir nicht gekommen anläßlich des 
Studiums des Budgets oder anläßlich des Lesens 
von Büchern, sondern das war die Meinung, die 
ich im vergangenen Jahr in einer großen Zahl 
von Versammlungen von kleinen und kleinsten 
Bauern selbst gehört habe. Mit diesem Beihilfen­
system kann man nur einem verhältnismäßig 
kleinen Teil von Landwirten überhaupt helfen. 
Die Voraussetzung dafür, daß man wirksam 
helfen kann, ist jedoch, daß der Mann, dem 
man helfen will, selbst bereits über notwendige 
Kapitalien verfügt. Denn die Beihilfe macht in 
der Regel zwischen 10 und 50% aus, das heißt 
also, der Mann selbst muß auch 50 bis 90% an 
Mitteln aufbringen. Und von wo soll nun dieser 
Kleinst- oder Kleinbauer diese Mittel her­
nehmen? Es heißt also mit anderen Worten, 
daß man nur denen helfen kann, die schon ein 
Kapital haben und denen, die nichts haben, im 
allergünstigsten Fall — wie der Herr Landesrat 
sagt — kleine oder kleinste Injektionen geben 
kann. Ich möchte diese Tatsache, daß wirklich 
bei diesen Beihilfen nur für diejenigen etwas 
herausschaut, die schon selbst über etwas 
Kapital verfügen, durch einige Zahlen, die aus 
den letzten Berichten der Landeskammer für 
Land- und Forstwirtschaft stammen, beleuchten. 
Der Bericht der Bezirkskammer für Land- und 
Forstwirtschaft Brück a. d. Mur — man könnte 
jeden anderen Bezirk genau so nehmen — bringt 
unter . anderem eine Aufstellung, welche Ak­
tionen für die Stallverbesserung in diesem Bezirk 
durchgeführt wurden. 

Darf ich eines festhalten: Ich bringe das nicht, 
um vielleicht einen Verdacht wegen ungerechter 
Verteilung auszusprechen, ich bringe es nur, um 
sachlich darzustellen, daß die Gelder nur für 
den da sind, der schon etwas Entsprechendes 
hat. An Anträgen für diese Beihilfen für Stall­
verbesserungen wurden 59 eingereicht mit einer 
Baukostensumme von 1,568.000 S. Ausgegeben 
wurden insgesamt 112.200 S und damit 51 von 
den 59 Ansuchen erledigt. Nun rechnen wir, daß 
noch das Geld vorhanden gewesen wäre für die 
restlichen 8 und nehmen wir an, daß der Betrag 

von 150.000 S zur Verfügung gestanden wäre, 
so blieben 1,400.000 S übrig. Also einem Betrag 
von 150.000 S standen aufgebrachte Eigenmittel 
von 1,400.000 S gegenüber, also 90% sind die 
Eigenleistungen dabei. Ich kann mir beim 
besten Willen nicht vorstellen, daß man bei der 
Struktur unseres Landes, daß man von den 
Kleinst- und Kleinbauern diese 1,400.000 S be­
kommen kann. Das müssen zwangsläufig schon 
größere Bauern gewesen sein. Im Bezirk Brück 
gibt es 1494 Bauern unter 10 ha und 915 über 
10 ha. Ich kann und will nicht untersuchen, 
wieviel Bauern unter 10 ha hier in den Genuß 
dieser Beihilfe gekommen sind. Das dürften 
nicht erschütternd viele gewesen sein aus dem 
einfachen Grunde, weil sie nicht das nötige 
Kapital, das als Voraussetzung erforderlich war, 
um eine Beihilfe zu bekommen, selbst auftreiben 
konnten. Wenn man dem gegenüberstellt, daß 
rund 3K Millionen Schilling für Förderungs­
maßnahmen der Land- und Forstwirtschaft der 
Kammer zur Verteilung übergeben wurden und 
außerdem noch aufgeteilt auf die große Anzahl 
von Sparten, kann man sich leicht ausrechnen, 
wie wenige von den wirklich Bedürftigen hier 
etwas bekommen haben. Man muß sich wirklich 
fragen, ob es nicht zweckmäßig wäre, dieses 
System in ein Kreditsystem umzuändern, daß 
auch dem Kleinen und Kleinsten die Möglich­
keit gibt, bei entsprechender Tätigkeit und 
unter erträglichen Bedingungen solche Kredite 
in Anspruch zu nehmen und sie wieder aus 
seinem Betrieb herauszuwirtschaften. 

Ich möchte klarstellen, daß ich mich nicht 
gegen alle Beihilfemaßnahmen pauschaliter 
wende, also auch gegen eine Reihe von Förde­
rungsmaßnahmen und Beihilfemaßnahmen, die 
gerechtfertigt und notwendig sind. Bei Grund­
zusammenlegungen, wo 50 Prozent Zuschuß 
von Bund und Land gegeben wird, ebenso bei Er­
satzfutterflächen bei Grundzusammenlegungen, 
bei allen diesen Beihilfemaßnahmen ist es 
meiner Ansicht nach selbstverständlich, daß 
man Zuschüsse gewährt. Hier kann nichts ver­
loren gehen, sondern es werden dauernde Werte 
dadurch geschaffen, daß der Grund jetzt wieder 
für den neuen Zweck verwendet werden kann. 
Hier bestehen keinerlei Bedenken, mit diesem 
System kann man ruhig weiterfahren. Für Öd­
landkultivierungen, Waldrodungen, Entwässe­
rungen, für alle diese Maßnahmen ist das Bei­
hilfesystem für die Landwirtschaft und für die 
Kleinen und Kleinsten, von entscheidendem 
Wert. 

Ich bin aber nicht der Auffassung, daß dieses 
Beihilfensystem für die Technisierungsmaß­
nahmen in der Landwirtschaft einen Wert hat. 
Denn diese Technisierungsmaßnahmen, die 
allenhalben gefordert werden und von denen 
immer wieder behauptet und mit Recht be­
hauptet wird, daß sie notwendig sind, um die 
Produktivität in unserem Lande zu steigern und 
die Produktivität der Landwirtschaft noch 
höher zu bringen, diese Technisierungsmaß­
nahmen kosten enormes Geld. Hier mit Bei-
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hilfen zu arbeiten, erschiene mir wirklich als 
ein äußerst gefährliches Beginnen. Wir können 
mit Recht und mit Begründung auf unsere 
Technisierungsmaßnahmen in Österreich bis zu 
einem gewissen Grade sehr stolz sein. Es sind 
sehr beachtliche und sehr imponierende Ziffern, 
die zum Beispiel der Presse-Informationsdienst 
vom 10. November 1953 veröffentlicht hat. Wenn 
ich aus dieser langen Liste einige Zahlen er­
wähnen darf: 21.402 Traktoren, 13.973 Motor­
mäher, 13.000 Bindemäher, 71.000 Mäh­
maschinen, 38.000 Heuerntemaschinen, 186.000 
Dreschmaschinen. Ich kann nicht sagen, daß 
wir in der Technisierung im Vergleich zu anderen 
Ländern ein rückständiges Land sind. Es ist Ent­
scheidendes und Vieles auf diesem Sektor ge­
schehen und — das möchte ich. ausdrücklich 
betonen — sehr viel auf diesem Sektor ge­
schehen dank der Hilfsmaßnahmen, die sowohl 
die einzelnen Bundesländer durchgeführt haben, 
als auch dank der Mittel, die aus dem gesamten 
Steueraufkommen des Bundes zur Verfügung-
gestellt wurden und natürlich auch dank der 
ERP-Mittel und verschiedener anderer Gelder, 
die von allen Seiten zusammengetragen wurden. 
Das Problem der Technisierung wurde auch im 
Finanzausschuß von Herrn Präsidenten Wallner 
in einer absolut sachlichen und klaren Weise 
behandelt. Ich möchte mich hier nicht mit den 
Argumenten des Generalberichterstatters der 
ÖVP beschäftigen, die aus der alten Propaganda­
kiste herausgeholt wurden. Sie haben bei 3 Wohl­
kämpfen praktisch versagt und sind deshalb 
nicht lebendiger geworden, weil er sie gestern 
hier im Hohen Hause wiederholt hat. Ich möchte 
mich mit den sachlichen Argumenten, die von 
den bäuerlichen Vertretern der ÖVP im Finanz­
ausschuß vorgebracht wurden, beschäftigen. 
(Landesrat P r i r s c h : „Nach dem Prinzip: 
Teile und herrsche. Es wird Ihnen aber nicht 
gelingen!") Herr Landesrat, Sie können von mir 
nicht verlangen, daß ich mich sozusagen mit 
der schon längst abgestorbenen Roten Katze 
auseinandersetzen soll. (Zwischenruf.) Das Ab­
deckerwesen gehört nicht zur Landwirtschaft, 
es ist eine gewerbliche Angelegenheit. Das 
Grundproblem dieser technischen Maßnahmen 
ist nach der Darstellung des Herrn Präsidenten 
Wallner und nach Feststellungen verschiedener 
Fachleute die Frage, mit welcher Intensität 
kann man die Landwirtschaft technisieren. 
Wann ist also ein sogenanntes Optimum an 
Technisierung in der Landwirtschaft erreicht? 
Dieses Optimum wird angegeben, wenn mit 
einem Traktor 20 Stunden pro Jahr 1 ha be­
arbeitet wurde. Aus dieser Überlegung heraus ist 
es erklärlich, daß sowohl die Landwirtschafts­
kammer als auch alle übrigen Vertreter des 
Bauernbundes in der Gründung von Maschinen­
genossenschaften oder Masehinengemeinschaf-
ten den günstigsten Weg für die Landwirtschaft 
in Richtung eines höheren Grades der Tech­
nisierung erblicken. 

In der Steiermark wurde dieser Weg sehr weit 
vorgetrieben. Es wurden hier eine Reihe von 
Genossenschaften errichtet, und zwar insge­

samt 39. Wie viele Mitglieder diese 39 Genossen­
schaften haben, bin ich etwas in Verlegenheit, 
zu sagen, denn in dem Tätigkeitsbericht der 
Kammer werden innerhalb von drei Seiten 2 
verschiedene Ziffern dafür angegeben und ich 
weiß nun nicht, welche die richtige ist. Einmal 
heißt es 576 Mitglieder und dann 376. Eine von 
den beiden Zahlen dürfte vermutlich ein Druck­
fehler sein. Ich nehme den günstigeren Fall 
an, nämlich daß in 39 Genossenschaften 
576 Mitglieder zusammengefaßt sind. Das gibt 
pro Genossenschaft rund 15 Mitglieder. 15 Mit­
gliedern ist also tatsächlich mit der Errichtung 
einer solchen Genossenschaft geholfen, also mit 
dem ausgeworfenen Betrag in ihrer Technisie­
rung weiter geholfen worden. Es ist auch rich­
tig, daß diesen 15 Mitgliedern pro Genossen­
schaft — insgesamt also 576 — eine optimale 
Ausnützung des Maschineneinsatzes möglich ist, 
weil eben nur 15 auf einen Traktor kommen. 
Die Frage t r i t t nun auf, was mit den anderen 
geschieht. Wir haben j a nahezu 80.000 selbstän­
dige landwirtschaftliche Betriebe in der Steier­
mark. Von diesen 80.000 kann man sicherlich 
einen guten Teil weglassen, weil sie sich selbst 
mechanisiert haben. Es bleiben aber immer noch 
viele tausende übrig,' die überhaupt nicht in die 
Technisierung einbezogen sind, die weder opti­
mal, also weder im besten noch im schlechtesten 
Sinn irgendwie einbezogen wurden. Sie haben 
von den Genossenschaften nichts verspürt, weil 
von der Genossenschaft nur die Mitglieder mit 
Maschinen versorgt werden. Ähnlich sieht es 
bei den Maschinengemeinschaften aus. 

Etwas anderes ist es auf dem Sektor der pri­
vaten Maschinenhalter, sei es nun auf dem ge­
werblichen oder auf dem landwirtschaftlichen 
Sektor. Darüber habe ich leider keinerlei 
Zahlenmaterial auftreiben können. (Präsident 
W a l l n e r : „Ich kann es Ihnen sagen!") Der 
Herr Präsident wird sicherlich im Anschluß 
noch die Liebenswürdigkeit haben, mitzuteilen,_ 
wieviele private Maschinenhalter noch dazu 
kommen, die Maschinen herleihen. Alles in 
allem wird von. allen diesen Maßnahmen — ob 
es nun Genossenschaften oder private Ma­
schinenhalter sind — immer nur ein gewisser 
kleiner Kreis erfaßt, wobei der von den privaten 
Maschinenhaltern erfaßte Kreis vielleicht noch 
der größere sein wird, weil diese j a nicht an 
einen bestimmten Personenkreis auf Grund 
eines Genossencshaftsgesetzes oder sonst irgend­
welcher Vorschriften gebunden sind, sondern 
in ihrem Gebiet praktisch in Reichweite ihres 
Traktors ohne weiteres diesen einsetzen können, 
wie und wo sie wollen. 

Wir stehen nun auf dem Standpunkt, daß 
eine weitere Möglichkeit, die Technisierung in 
unserem Land vorwärts zu treiben, die Errich­
tung von Maschinenhöfen darstellt. Das ist 
nichts neues. Diese Maschinenhöfe existieren ja 
bereits in Kärnten seit einigen Jahren und 
diese Maschinenhöfe haben sich, entgegen der 
sonstigen Auffassung oder der Meinungen der 
Presse, in Kärnten absolut bewährt. Es liegen 
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jährlich dort viel mehr Ansuchen um Errichtung 
von Mäschinenhöfen vor, als das Land Kärnten 
mit seihen Mitteln in der Lage ist, errichten zu 
können. Das Land Kärnten stellt jährlich rund 
einen Betrag von 1 Million Schilling zur Ver­
fügung. Nun, meine Damen und Herren, der 
Unterschied zwischen dem System der Genossen­
schaften und dem System des Maschinenhofes, 
wie er in Kärnten errichtet wurde, liegt unserer 
Meinung nach im wesentlichen in folgenden 
Punkten, die zugleich die Begründung dafür 
sind, warum wir für die Errichtung solcher 
Maschinenhöfe eintreten. Es wird erstens das 
Kapital, das in den Maschinenhöfen investiert 
wird, bis zu einem gewissen Grad auch amorti­
siert, das heißt, das Kapital wird gleichsam als 
ein Darlehen gegeben, nur nicht in der Dar­
lehensform. Aber durch die Gebühren, die die 
Benutzer zahlen, kommt das Geld nach Ablauf 
eifter bestimmten Zeit wieder zurück und es be­
steht die Möglichkeit, mit den- so angesam­
melten Geldbeträgen, die durch den Gebrauch 
zugrunde gegangenen Maschinen wieder er­
setzen zu können. Im Finanzausschuß wurde ein 
Zwischenruf gemacht, daß diese Rechnung 
nicht ganz aufgeht. Ich glaube, Herr Kollege 
Koch ha t das gesagt. Er sagte weiter, „da 
braucht Ihr schön lange, bis sich das amortisiert 
hat". Ich nehme als Beispiel den ungünstigsten 
Fall, ich nehme an, daß nur eine 75prozentige 
Amortisation eines Maschinenhofes im Verlauf 
von 5—7 Jahren erfolgt. Das ist aber noch 
immer wesentlich mehr als bei der Genossen­
schaft, wo überhaupt keine Amortisation er­
folgt, bis nach Ablauf der Gebrauchsdauer der 
Maschine entweder von der öffentlichen Hand 
oder von den Interessenten auf einmal der 
Geldbetrag wieder aufgebracht werden' muß, 
um diese Maschine ersetzen zu können. Also 
wenn man schon nicht zubilligen will, meine 
Damen und Herren, daß es sich beim Maschinen-
hof um eine vollkommene Amortisierung' handelt, 
so wird man doch wohl zugeben müssen, daß 
schon eine Teilamortisation immerhin be­
grüßenswerter ist als eine vollkommene Ab­
schreibung des investierten Geldes. Das ist der 
erste Grund, warum wir glauben, daß der Ma­
schinenhof zweckmäßiger ist. 

Und nun der zweite Grund: Mit den Ma­
schinenhöfen wird ein größerer Teil von Inte­
ressenten erfaßt, während bei der Genossen­
schaft nur 15 Mitglieder durchschnittlich er­
faßt werden, nach der in dem vorhin erwähnten 
Berichte genannten günstigsten Zahl. Hingegen 
kommen wir bei den Maschinenhöfen im 
Durchschnitt gerechnet auf 50 Benutzer. Es 
wurde mir im Finanzausschuß der Einwand ge­
macht, als ich von einem steirischen Maschinen­
hof mitgeteilt habe, „das erzählen Sie jemand 
anderem, das ist ja nicht wahr". Ich kann mich 
dabei nur auf die Unterlagen berufen, die dieser 
Maschinenhof ehrlich erarbeitet hat, nämlich 
die Aufzeichnungen über die Einzahlungen der 
Benutzer, und es s teht jedem Mitglied des 
Hohen Hauses frei, nach St. Stefan ob Leoben 
zu gehen, dort diese Teilnehmerlisten einzu­

sehen, welche Einzahlungen getätigt wurden 
und er wird feststellen, daß in St. Stefan ob 
Leoben im letzten Jahr 74 Benutzer gewesen 
sind, die diese Einrichtung in Anspruch ge­
nommen haben, und zwar aus den drei Ge­
meinden St. Stefan, St. Michael und Kraubath. 
Für diese drei Gemeinden arbeit dieser kom­
munale Maschinenhof in St. Stefan. Eine ähn­
liche Benützerzahl ist festzustellen in Grat­
korn. Dort kann man sich überzeugen, wieviele 
Benutzer an diesem Maschinenhof partizipiert 
haben. Ich gebe offen zu, daß der Intensitäts­
grad der Mechanisierung natürlich geringer ist, 
aber scheinbar ha t dieser Grad der Mechanisie­
rung für die dortigen Bauern schon eine ge­
waltige Hilfe bedeutet, weil es so viele waren, 
die ihn beansprucht haben und eine große An­
zahl gar "nicht daran kommen konnte. Politisch 
interssant ist dabei, daß weit über die Hälfte 
Mitglieder des österreichischen Bauernbundes 
sind, daß also eine Reihe von Funktionären des 
Bauernbundes diese Maschinenhöfe benutzen 
und gar nicht so die Gefahr der Kolchosiesung 
empfinden, wie sie der Herr Abg. Stoffler ge­
schildert hat , denn sonst hä t ten sie ihn nicht 
benützt. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Sind 
die bei Euch auch politisch registriert?") Man 
errichtet jetzt in derselben Gemeinde wiederum 
mit öffentlichen Mitteln eine Maschinen­
genossenschaft als Konkurrenzunternehmen. 
(Landesrat P r i r s c h : „Nur so können wir 
dieser Sache die Giftzähne ausreißen!") Das 
mit den Giftzähnen ausreißen ist eine eigene 
Geschichte! Man hat darüber hinaus einen pri­
vaten gewerblichen Maschinenhalter gefördert, 
um dort, in St. Stefan, noch ein Konkurrenz­
unternehmen hinzusetzen und St. Stephan 
kommt dadurch in den Genuß einer wirklich 
guten Durchmechanisierung der Landwirt­
schaft (Landeshauptmann K r a i n e r : „Der 
einzige Vorteil!") 3 Stellen bewerben sich um 
die Gunst der Benutzer. Ich glaube also, daß 
wir diese Maschinenhöfe jetzt tatsächlich ver­
suchen sollen, zwar nicht nach dem Kärntner­
system, dort ist es eine Landesmaschinenhilfe, 
das, was wir in Steiermark versuchen wollen, 
ist ein Maschinenhof auf Gemeindebasis. 

Ich teile die Auffassung der Abgeordneten 
der ÖVP im Finanzausschuß, die dort erklärt 
haben, man müsse die Landwirtschaft mit allen 
Mitteln fördern. Es gibt verschiedene Wege, um 
zum Ziele zu kommen. Wir glauben, daß einer 
dieser Wege auch der Maschinenhof ist und man 
soll diesen nicht — das war meine Bitte im 
Finanzausschuß — von Haus aus aus politischen 
Gründen ablehnen, man soll nicht von Haus 
aus mit einer etwas ramponierten Propaganda­
walze versuchen, eine sachliche Auseinander­
setzung über diese Frage zu ersticken, man soll 
hier dem sogenanten freien Spiel der Kräfte 
Raum geben. Stimmen Sie, meine Herren von 
der ÖVP, doch diesem Versuche zu. Eine Tech­
nisierungsmöglichkeit für die Landwirtschaft 
stellen diese. Maschinenhöfe dar, das ist bei 
sachlicher Diskussion noch nie geleugnet wor­
den. Sie haben es in der Hand, diese 100.000 S, 
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die wir als zweckgebunden vorschlagen für die 
Errichtung kommunaler Maschinenhöfe, meinet­
wegen auch an wenige von der ÖVP verwaltete 
Gemeinden zu geben. Ich gehe sogar so weit, 
damit Sie keine Angst haben, wir könnten Kol­
chosen errichten. (Präsident W a l l n e r : „Der 
Gedanke ist nicht neu. Schweden, das Land, das 
Sie sogerne anführen, lehnt das grundsätzlich 
ab!") Ich wäre froh gewesen, wenn Sie den Ein­
wand früher gemacht hät ten! Der Herr Präsi­
dent beruft sich auf Professor Löhr und auf die 
eigenen Kenntnisse. Ich weiß nicht, wann Sie 
dort waren. (Präsident W a 11 n e r : „Vor 
2 Jahren!") Die letzte Reise zum Besuch von 
schwedischen agrarischen Einrichtungen fand 
heuer im Sommer durch einige Mitglieder des 
Nationalrates statt , darunter war auch Natio­
nal ra t Steiner, der Bundesobmann des öster­
reichischen Arbeitsbauernbundes. Er ha t dort 
gefragt: „Sagen Sie, warum macht Ihr Eure 
Förderungsmaßnahmen auf privater und auf 
genossenschaftlicher Basis, warum habt Ihr es 
nicht versucht, mit Maschinenhöfen zu ar­
beiten?" Darauf wurde geantwortet: „Ja, wir 
haben diese Methode der Maschinenhöfe bis 
jetzt nicht gekannt. Wir wissen, daß es bei Euch 
in Kärnten und in Österreich solche Versuche 
gibt. Wir werden studieren, ob wir das aus­
probieren sollen. .Man soll alle Probleme stu­
dieren, alle Wege versuchen, ob wir es machen 
werden, können wir noch nicht sagen. Wir sind 
dabei, diese Frage zu studieren." Nichts anderes, 
als das, was die Schweden hier in dieser Frage 
sagen, möchten wir von Ihnen. (Landeshaupt­
mann : „Einen sozialistischen Versuch!") Einen 
ÖVP-Versuch natürlich, wenn Sie mittun, wenn 
Sie n icht mittun, ist es ein sozialistischer Ver­
such. Wenn Sie es bekämpfen, dann sagen Sie, 
die Sozialisten sind es, die diese Methode wollen. 
Es wäre Ihnen unbenommen gewesen, zu .er­
klären, wir tun bei diesem Versuch in irgend­
einer Form mit, wir geben unsere Zustimmung, 
nach einigen Jahren werden wir sehen, was 
herausgekommen ist, ob das nicht doch ein 
brauchbarer Weg war, die Mechanisierung 
weiter vorwärts zu treiben. 

Ich appeliere daher an Sie, die Frage von 
der sachlichen Seite zu diskutieren, versuchen 
Sie nicht mit politischen Schlagworten diesen 
ernstgemeinten Versuch zur Förderung der 
Landwirtschaft abzutun. Wir werden in wenigen 
Monaten oder Jahren sehen, welche Maßnahmen 
geeigneter sind, um den an die Spitze meiner 
Ausführungen gestellten großen Plan zu ver­
wirklichen, für die Landwirtschaft einen ge­
meinsamen Weg zu finden, der wirklich über die 
Steiermark hinaus diesem Produktionszweig in 
unserem Staate, von dem uns der General­
berichterstatter erklärt hat , er sei als eine der 
Säulen der Wirtschaft in diesem Staate zu be­
trachten, der zu Erfolg und dauernder Siche­
rung verhilft. (Sehr lebhafter Beifall bei SPÖ.) 

Abg. Berger: Hoher Landtag! Im politischen 
Bezirk Weiz, wo ich bäuerlicher Abgeordneter 
bind, sind noch sehr viele kleine Landwirte und 

Pächter zu finden. Es freut mich vom Herzen, 
daß in der Gruppe 7 der Abschnitt 731,717, Bei­
hilfen zur Seßhaftmachung und Sicherung von 
landwirtschaftlichen Arbeitern, Pächtern und 
Kleinlandwirten, um fast 2 Millionen Schilling 
höher dotiert ist. Ich glaube sagen zu dürfen, 
daß der Finanzausschuß, von dem wir diese Er­
höhung haben, diesen Betrag leicht wird ver­
antworten können. Ich möchte dies in kurzen 
Worten begründen. 

Die Wirtschaften dieser kleinen Landwirte 
und Pächter auf steiler oder hügeliger Lage 
werden sehr oft durch Unwetterkatastrophen 
belastet. Infolge dieser steilen Lage ist es aber 
nicht allen möglich, von der genossenschaft­
lichen Technisierung Gebrauch zu machen. Es 
müssen sehr viele durch ihrer Hände Fleiß ihr 
Werk bestellen. Es freut mich, bestätigen zu 
können, daß es hier namhafte Beihilfen gibt 
und daß besonders Familien mit großer Kind-er-
zahl damit beglückt werden können. Es ist ja 
auch in volkspolitischer Hinsicht begründet, daß 
man diesen Familien eine Unterstützung ange-
deihen läßt. Ich bin überzeugt, wenn wir diese 
Mittel zur Verfügung stellen, werden uns diese 
kleinen Landwirte und Pächter dankbar sein. 
Dadurch könnte diesen Pächtern auch ermög­
licht werden, Pachtgrundstücke und Wir-
schaften, wie solche Ansuchen im Bezirke Weiz 
schon gestellt wurden, käuflich zu erwerben. 
Wir aber würden dazu beitragen, daß unser 
österreichisches Volk einer glücklicheren und 
gesunden Zukunft entgegengeht. (Beifall.) 

Abg. Edlinger: Hohes Haus! Unser Debatten­
redner ha t eingangs seiner Rede ausführlich 
Stellung genommen zum Verhältnis unseres 
Klubs zur Landwirtschaft. Er hat erklärt, daß 
wir eindeutig und bestimmt und vor allem posi­
tiv eingestellt sind zur Landwirtschaft, und zwar 
nicht nur der Landtagsklub, sondern unsere 
ganze Partei. Wenn Sie die Rede unseres 
Kollegen Rösch jetzt gehört haben, müssen Sie 
wohl daraus ersehen, daß dies nicht nur eine 
Rede war, sondern vor allem ein wirklicher 
Wille da ist, bei der Landwirtschaft mitzu­
arbeiten, die landwirtschaftlichen Forderungen 
zu bewilligen und sie zu verstehen. Der Finanz­
ausschuß ha t sich einen ganzen Tag mit der 
Gruppe 7 beschäftigt und ich muß ehrlich 
sagen, es war eine sachliche Auseinandersetzung, 
sachlich deswegen, weil wir die Nöten der Land­
wirtschaft kennen und weil wir wissen, daß 
unsere Landwirtschaft in sozialer Hinsicht auf 
letzter Stufe steht, das heißt, nicht nur in 
sozialer, sondern auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht. So ist es gelungen, daß wir im Finanz­
ausschuß verschiedentlich zusätzliche Er­
höhungen der seinerzeit veranschlagten Be­
träge durchsetzen und sogar neue Posten in 
diese Budget hineinbringen konnten. Es ist für 
die Technisierung ein Betrag von 200.000 S als 
Erhöhung auf 550.000 S eingesetzt, weiters eine 
neue Haushaltspost „Forstaufschließungswege 
in bäuerlichen Wäldern" mit 250.000 S und noch 
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eine neue Haushaltspost von 1,000.000 S für die 
Technisierung bäuerlicher Haushalte. 

Sie ist besonders erfreulich, diese Post zur . 
Technisierung in bäuerlichen Haushalten mit 
dem ganz schönen Betrag von 1,000.000 S, der 
dazu verwendet werden soll, unsere bäuerliche 
Hauswirtschaft zu technisieren, zu verbessern. 
Kollege Ertl ha t bereits in dieser Sache von den 
Nöten und der schweren Arbeit unserer Bäuer­
innen gesprochen. Ich kann das nur hundert­
prozentig unterstreichen. - Sind doch unsere 
Bäuerinnen die am meisten beschäftigten 
Frauen, tagaus, tagein, jahraus, jahrein, vom 
frühen Morgen bis zum späten Abend sind sie 
beschäftigt. Sie haben keinen Urlaub und vor 
allem keine Freizeit und es ist höchste Zeit, 
daß man diesen Frauen durch Technisierung 
ihre Haushaltsarbeit entsprechend erleichtert. 
Es war vor zirka drei Wochen eine Vorführung 
in unserem Ort mit einer Waschmaschine. Es 
waren dort 10 oder 15 Frauen, die mit Bewun­
derung dieses Werk besichtigt und betrachtet 
und den Erfolg gesehen haben und wie leicht 
mit einer Uhr in der Hand die Arbeit vor sich 
gegangen ist. Als nun dieser Vertreter gefragt 
hat, wer so eine Maschine kaufen will, da wollte 
natürlich jede,aber sie konnten ja nicht, denn die 
kleine Waschmaschine kostete über 4000 S und 
über 8000 S die große. Ich bin überzeugt, daß 
auch diese Waschmaschinen nicht genossen­
schaftlich angekauft werden sollen oder können, 
sondern eben auch wieder, wie wir vorschlagen, 
kommunal angeschafft werden sollen, damit sie 
allen zugänglich sind und jedem, der sie not­
wendig hat, zur Verfügung steht. 

Wir haben unter anderen Förderungsmaß­
nahmen auch im Güterwegbau den Betrag um 
500.000 S auf 2,500.000 S erhöhen können. Hohes 
Haus! Ich glaube nicht viel reden zu brauchen, 
wenn ich sage, daß gerade der Güterweg für 
unsere Bergler, vor allem auch in der Hügel­
landgegend, wo der lehmige Grund bei jedem 
kleinen Regen die Wege unbefahrbar macht, 
von größter Wichtigkeit ist und daß man un­
bedingt entsprechende Hilfe leisten muß, damit 
diese Streusiedlungen auch einen entsprechen­
den Zufahrtsweg haben. 

Als förderungswürdig ist vor allem auch der 
Obstbau festgestellt worden. Es ist eine Er­
höhung von 250.000 S auf 570.000 S angenommen 
worden. (Abg. H e g e n b a r t h : „Das haben 
ja alles wir gemacht!") Ganz richtig, aber mit 
unserer Zustimmung. Herr Kollege Koller hat 
besonders über den Obstbau gesprochen und 
ich möchte dazu, da ich in einem Obstbau­
gebiet wohne, etwas sagen. Kollege Koller ha t 
von den Schädlingen gesprochen, von der San-
Jose-Schildlaus, durch die unser ganzer Obst­
bestand bereits gefährdet ist. Es gibt Gegenden, 
in denen der Obstbestand bereits zur Gänze 
vernichtet ist. Vor zirka drei Jahren waren wohl 
schon Befallsstellen in der Steiermark festzu­
stellen, da habe ich bei der Bezirksbauern-
kammer einen Antrag eingebracht, man möge 
zur Bekämpfung dieser gefährlichen Schildlaus 
eine entsprechende, zweckbestimmte Steuer 

einheben. Diese zweckbestimmte Steuer sollte 
von jeder Bauernkammer eingehoben werden 
können, wenn die Landesbauernkammer ihre 
Zustimmung dazu gibt. Ich habe damals schon 
aufgezeigt, wie gefährlich diese Schildlaus für 
unseren Obstbau werden kann, ich konnte aber 
die Kammerräte der anderen Partei nicht davon 
überzeugen und sie stimmten meinen Antrag 
nieder. Wir wollten damals 10 Prozent zweck­
bestimmte Umlage einheben, das würde bei­
läufig im Jahr für unseren Kammerbereich 
100.000 S ausgemacht haben. (Landesrat 
P r i r s c h : „Das hät te nur für eine einzige 
Gemeinde gereicht!") Die eigenen Bauern 
konnten sich nicht entschließen, aus eigenen 
Mitteln auch nur einen kleinen Betrag dazu 
beizutragen, um den Obstbau bei uns zu er­
halten. Ich habe darauf verwiesen, daß, wenn 
wir erst Eigenmittel aufbringen, uns die Landes­
kammer und vor allem auch die Landesregie­
rung sicher behilflich sein werden; damit wir 
die Bekämpfung dieser gefährlichen San-Jose-
Schildlaus zeitgerecht und ausreichend hä t ten 
durchführen können. Nun, Hoher Landtag, ist 
die Zeit schon vorüber, wir haben das schon 
versäumt, unsere Gegenden sind total verseucht, 
wir können nichts anderes mehr machen, als 
unsere Obstbäume • herausschlagen. In dieser 
Annahme wurde auch von Kollegen Hegenbarth 
der Antrag ganz richtig im Finanzausschuß ein­
gebracht mit einer wohlüberlegten Begründung 
und Planung, wie man jetzt über diese Klippe 
hinwegkommt. Die Obst- und Weinbauabteilung 
der Landesbauernkammer ha t hiezu die ent­
sprechenden Unterlagen geliefert und Kollege 
Hegenbarth hat sie vorgelesen, 

Auf Grund dieser Unterlagen wurde der An­
trag* von Herrn Kollegen Hegenbarth auf Er­
höhung mit 5 Millionen Schilling eingebracht. 
Mit 5 Millionen Schilling nur für den Obstbau, 
wenn wir nur 10 bis 15 Millionen Schilling für 
unsere Landwirtschaftsförderung zur Verfü­
gung haben, ist natürlich die Sache unmöglich 
zu machen. Der Erhöhungsantrag wurde auf 
250.000 S heruntergesetzt, welcher Betrag aber 
wirklich unsere Auslagen nicht deckt. Es ist 
nun zu erwägen, ob es nicht doch Wege gibt, 
die uns Mittel zur Verfügung stellen, um diese 
große Gefahren für unseren Obstbau eindämmen 
zu können und wir denken da an die Gemein­
den. Die Gemeinden sind verpflichtet geradeso 
wie das Land, Mittel zur Verfügung zu stellen, 
um Bekämpfungsmethoden anwenden, um 
Spritzengeräte und Spritzmittel anschaffen zu 
können. Aber auch bei den Gemeinden steht es 
schlecht. Die meisten haben in ihrem Voran­
schlag, wenn überhaupt so nur einen ganz ge­
ringen Beitrag für diese Haushaltspost, für diese 
Bekämpfungsmittel enthalten. Ich glaube, es 
ist nicht richtig, wenn man selbst nichts dazu 
t u t und immer nur von Land und Bund fordert 
und selbst keine Eigenmittel und vor allem 
nicht den Willen hat , etwas aus seiner Steuer­
umlage dazuzuzahlen. 

Unser Generalberichterstatter erwähnte, daß 
es vielleicht gut wäre, wenn sich die Bauern 
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um einen anderen Partner als den der ÖVP um­
sehen würden, und zwar um den Arbeiter. Wenn 
sich Bauern und Arbeiter, also Produzent und 
Konsument, an einen Tisch setzen würden, und 
zwar ungeachtet der Parteizugehörigkeit, so 
wäre es wohl zu beider Vorteil. 

Man könnte ein Wirtschaftsprogramm aus­
arbeiten, natürlich müßte hier der unproduk­
tive Zwischenhandel ausgeschaltet werden, jene 
herzlosen Händler und Schnalzer, die den Bauern 
in ihrer Unkenntnis der Marktpreise durch 
falsche Angaben oft noch weniger für Rinder 
und Schweine bezahlen, als der ohnehin niedrige 
Marktpreis notiert. (Abg. S c h l a c h e r : „Sind 
das Pauschalverdächtigungen?") Schnalzer habe 
ich gesagt. (Abg. S c h l a c h e r : „Händler 
haben Sie gesagt!") 

Ich bin überzeugt, wenn wir Bauern uns als 
Produzenten mit unseren Konsumenten zu­
sammensetzen, werden wir einen Weg finden, 
der für Produzenten wie auch Konsumenten zu­
friedenstellend und gangbar ist. (Beifall bei 
SPö.) 

Abg. Weidinger: Hoher Landtag! Ich glaube, 
es bedarf keiner besonderen Erläuterung, daß 
gerade der kleine Gebirgsbauer, der schon in 
seinen jüngsten Jahren, kaum der Schule ent­
wachsen, durch harte Arbeit unter größter 
körperlicher Anstrengung sein Brot verdienen 
muß, wohl zu einer der ärmsten aber ge-
treuesten Stützen unseres Landes zählt. Denn 
gerade die Härte seiner Arbeit, mit der er im 
Schweiße seines Angesichts den harten Boden 
bearbeiten muß, um das tägliche Brot aufzu­
bringen, das ist es gerade, was diesen Berg­
bauern mit seiner Heimat und seiner Scholle 
auf das engste verbindet. Für diesen Bauern 
ist oft das Holz sozusagen die einzige Einnahme, 
die ihm überhaupt seine Existenz droben er­
möglicht. Das Holz ist der Lebensnerv dieses 
Bauern. Das Holz, das grüne Gold unseres Lan­
des, wird aber oft wertlos dadurch, weil sich 
die Bringungskosten oft höher stellen, als der 
eigentliche Wert des Holzes ist. Ich möchte das 
vergleichen mit einem ungeschliffenen Edel­
stein. Er sieht solange wertlos aus, als er nicht 
einen Schliff erhält. Erst durch den Schliff 
bekommt er Anreiz und Wert und ähnlich be­
kommt dieses Holz dadurch erst seinen Wert, 
daß die Möglichkeit gegeben ist, es auf ordent­
lichen Wegen abzuführen. Es ist daher gerade 
für diese Gegenden der Bau von Wegen das 
allerwichtigste. Da diese Gemeinden meist 
Landgemeinden sind, sind sie flächenmäßig 
sehr ausgedehnt, sie sind aber auch meist 
finanziell schwache Gemeinden und es fällt 
ihnen gewiß nicht leicht, mehr als 30 und 40 km 
Gemeindewege zu erhalten. Nicht selten ist es, 
daß diese so mühevoll errichteten Gemeinde­
wege durch Unwetterkatastrophen gänzlich un­
fahrbar gemacht werden. Im heurigen Jahre 
war es in unserem Gebiete, im Wechselgebiet 
der Fall, daß eine Unwetterkatastrophe, die 
vielleicht schwerste seit Jahrzehnten, diese 

Wege zum größten Teil vernichtet hat. Nur mit 
Hilfe des Landes und nicht zuletzt des Bundes 
war es möglich, die betreffenden Besitzer vor 
Verzweiflung zu bewahren. Sie waren gänzlich 
vom Verkehr abgeschlossen, es war nicht mög­
lich, ' mit einem Fahrzeug auf die Landstraße 
oder noch weniger auf eine Bahnstation zu ge­
langen. 

Ich möchte daher diese Gelegenheit hier im 
Hohen Hause benützen, namens dieser be­
troffenen Bewohner dem Hohen Landtage und 
vor allem unserer Landesregierung den Dank 
auszusprechen für die tatkräftige Hilfe, die uns 
in verständnisvoller Form, aber auch in wirk­
samer Weise von Seite des Landes entgegen­
gebracht wurde. Ich möchte gleichzeitig er­
suchen, daß diese Gemeinden, wenn sie mit der 
Bitte an den Hohen Landtag herantreten, ein­
zelne Gemeindestraßenstücke zu übernehmen, 
diese Bitte nicht umsonst getan haben mögen. 

Nun wurde seit einigen Jahren eine neue Ein­
richtung auf dem Gebiete des Straßenwesens 
eingeführt, die sich aufs beste bewährt hat. Ich 
möchte da auf die sogenannten Forstauf-
schließungswege verweisen. Eine Einrichtung, 
die bisher zum Teil vom Bund, zum Teil aus 
ERP-Mitteln und zum großen Teil aber auch 
aus Interessentenleistungen finanziert wurde. 
Ich erlaube mir, Ihnen hier einen ganz kurzen 
Bericht über die Leistungen, die auf diesem Ge­
biet in dieser verhältnismäßig kurzen Zeit seit 
der Einrichtung dieser Forstaufschließungswege 
erbracht wurden, zu geben. Wir haben in 
unserem Land Steiermark 252 Projekte mit 
einer Gesamtweglänge von 827 km und einer 
Vorteilsfläche von 108.588 ha. Die Projektkosten 
betrugen zirka 41K Millionen Schilling und die 
Interessentenzahl betrug 3020. Sie sehen schon 
aus diesen Zahlen, welche gewaltige Leistung 
gerade hier auf diesem Gebiet vollbracht wurde. 
Ich möchte auch für die Mittel, die vom Bund 
für diesen Zweck zur Verfügung gestellt wur­
den, der Bundesregierung den Dank aus­
sprechen. Der Bericht beweist auch, daß diese 
Mittel nicht umsonst angelegt wurden, daß diese 
Beträge vor allem den ärmsten Volksschichten 
unseres Landes ohne Unterschied der Partei­
zugehörigkeit zugute gekommen sind. Wenn wir 
nun aber bedenken,, daß es heute noch sehr viele 
solche Gebirgsbauern gibt, für die Wege noch 
nicht erschlossen sind, so vergessen wir nicht, 
daß dort auch noch Menschen leben, in deren 
Verhältnisse wir uns gar nicht hineinfinden 
können, Menschen, denen es fast unmöglich ist, 
bei Krankheits- oder Unglücksfällen einen Arzt 
heubeizurufen, die keine Möglichkeit haben, 
telephonisch Hilfe zu erreichen, die lange Wege 
gehen müssen, um zu einem Arzt zu gelangen 
und wo auch dieser keine Möglichkeit hat, mit 
einem Fahrzeug die Patienten zu erreichen. Es 
ist auch unmöglich, einen Kranken, auch wenn 
er in Lebensgefahr schwebt und in ein Kranken­
haus überführt werden soll, durch die Rettung 
aus seinem Haus abzuholen, er muß oft s tunden­
lang auf einer Tragbahre getragen werden, um 
überhaupt zu einem Rettungsauto zu gelangen. 
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Stellen Sie sich vor, wie es dort zu leben ist, 
wenn man weiß, daß einem, auch bei Lebens­
gefahr lange Zeit keine Hilfe zuteil werden 
kann. Genau dasselbe ist es, wenn dort ein Haus 
in Brand gerät. Es ist unmöglich, daß ein Lösch­
fahrzeug an diese Brandstätte gelangen kann. 

Ich möchte nun aber auch die Vorteile, die 
durch den Bau solcher Forstaufschließungswege 
entstehen, hier aufzeigen. Und zwar möchte ich 
ganz besonders darauf verweisen, daß diese Be­
sitzer dadurch ihre Existenz festigen können, 
daß sie das Holz, das für sie die einzige Ein­
nahmsquelle bedeutet, wieder günstiger ver­
kaufen können. Es hat aber auch noch einen 
weiteren Zweck. Durch, diese Forstauf­
schließungswege sind schöne Teile unseres 
Landes erschlossen worden. Es ist daher mög­
lich und vom Standpunkt des Fremdenver­
kehrs zu begrüßen, daß dorthin nicht nur 
Touristen, sondern auch alte und kranke Leute 
gelangen können, die einer Erholung in guter 
Luft bedürfen. 

Ich begrüße es daher von diesem Standpunkt 
aus, daß auch im heurigen Landesbudget das 
erste Mal unter Gruppe 7 in der Post 731,720 
ein Betrag von 250.000 S eingesetz wurde. Es 
kann versichert werden, daß dieser Betrag nicht 
nur nutzbringend für den Gebirgsbauern, son­
dern auch nutebringend für Land und Bund 
und daher für unser gesamtes Heimatland an­
gewendet werden und sich sehr wohltuend aus­
wirken wird. Ich möchte nur den einen Wunsch 
aussprechen, daß diese Post im Haushaltsplan 
1955 nicht verschwinden, sondern mit einem 
noch höheren Betrag aufscheinen möge. 
(Beifall.) 

Abg. Brandl: Hohes Haus! Nachdem einige 
Abgeordnete von den agrarischen Problemen 
gesprochen haben, erlaube ich mir als Vertreter 
der Land- und Forstarbeiter auch einiges zu 
sagen. Es ist sehr erfreulich, daß für die Eigen­
heimbauten der Land- und Forstarbeiter unter 
den Förderungsmaßnahmen ein sehr bedeuten­
der Betrag eingesetzt worden ist. In der Debatte 
über den Wohnungs- und Siedlungsbau ist ja 
bereits im allgemeinen darüber gesprochen 
worden. Ich möchte hier nur im besonderen 
hinzufügen, daß besonders für die Land- und 
Forstarbeiter alle diese Probleme zutreffen. 
Denn es herrschen dort oft Wohnverhältnisse, 
die sich nicht mit jenen messen können in den 
städtischen Randgebieten. Sehr erfreut bin ich 
vor allem über einen Betrag, der wirklich zur 
Berufsausbildung von Land- und Forstarbeitern 
wesentlich beiträgt. 

Hohes Haus! Sie werden ja wissen, daß das 
Parlament das Berufsausbildungsgesetz be­
schlossen hat, nach dem es Sache des Landes 
ist, das Ausführungsgesetz dazu zu beschließen 
und ich möchte daher die Landesregierung er­
suchen, dem Landtag demnächst eine Vorlage 
über., das Berufsausbildungsgesetz vorzulegen. 
Die verantwortlichen Kammern haben sich be­
reits mit diesem Berufsausbildungsgesetz be­

schäftigt und es wäre an der Zeit, auch in der 
Steiermark in den Genuß dieses für die Land-
und Forstarbeiter so wichtigen Gesetzes zu 
kommen, denn durch die Modernisierung und 
durch die Mechanisierung unserer Wirtschaft, 
sowohl der Land- als auch der Forstwirtschaft, 
entstehen für die Land- und Forstarbeiter ganz 
neue Arbeitsbedingungen. Sie müssen mit allen 
Maschinen vertraut werden und es ist nicht 
mehr so, daß man den Land- und Forstarbeiter 
als einen Arbeiter betrachtet, der ganz am 
letzten Ende steht. Er muß genau so wie der 
Industriearbeiter, wie der Arbeiter in der ge­
werblichen Wirtschaft seinen Posten restlos und 
richtig ausfüllen können. Und dazu brauchen 
wir ein Berufsausbildungsgesetz, brauchen wir 
Mittel, die diese Berufsausbildung fördern, denn 
alle jungen Kräfte, die heranwachsen, müssen 
wirklich fachlich geschult werden, damit sie den 
kommenden Anforderungen einer neuen Zeit 
auch gerecht werden können. Wenn der Herr 
Abg. Weidinger über die Forstaufschließungs­
wege einiges gesagt hat, so möchte ich mir er­
lauben, dies zu ergänzen. Es ist nicht damit 
abgetan, daß wir unsere Wälder nur erschließen, 
sondern es ist auch notwendig, Maßnahmen zu 
treffen, daß in diesen Wäldern eine solche Wald­
wirtschaft betrieben wird, die auch für die Zu­
kunft zweckentsprechend ist. 

Es ist in diesem Hause schon wiederholt über 
Hochwasserkatastrophen gesprochen worden und 
glauben Sie mir, meine Damen und Herren, daß 
diese Hochwasserkatastrophen zum Teil darauf 
zurückzuführen sind, weil an unseren Wäldern 
Raubbau betrieben wird. Ich möchte hier nicht 
Pauschalangriffe auf unsere Waldbesitzer 
richten. In Ermanglung forstlicher Betreuung 
ist eine falsche Forstwirtschaft betrieben 
worden, Wälder sind abgetrieben worden, die 
Schutzwälder gewesen wären. Ich glaube, nicht 
mißverstanden zu werden, wenn ich die An­
regung gebe, daß es in Zukunft für die bäuer­
liche Forstwirtschaft notwendig werden wird, 
genau wie in den großen Betrieben, wie es etwa 
die Bundes-Forstbetriebe oder die großen Privat­
forste sind, Forst-Fachleute einzusetzen, die 
zum Nutzen der Bauernschaft selbst und zum 
Nutzen der Volkswirtschaft Wertvolles leisten 

• könnten. Die Mittel hiefür werden geringer sein 
als die Mittel für die Hochwasserbauten, die wir 
ausgeben müssen, wenn wir Abhilfe nicht zeit­
gerecht schaffen. 

Es ist auch über die Landflucht in diesem 
Hause schon einiges gesprochen worden. Ich 
möchte nicht neuerlich auf alle diese Vorschläge 
eingehen und nur eines herausgreifen. Es ist in 
der vergangenen Zeit seit 1945 hauptsächlich 
gelungen, auch für die Land- und Forstarbeiter 
eine wirklich moderne Gesetzgebung zu schaffen 
und ich vertrete hier in diesem Hohen Hause 
den Standpunkt, wenn nach den Grundlinien 
dieses Gesetzes gehandelt würde, dann würde 
auch die Landflucht dementsprechend einge­
dämmt werden können. Wir als Sozialisten sind 
seit eh und j eh für eine Besserstellung der Land-
und Forstarbeiter eingetreten und es ergeht, 
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seien Sie mir n icht böse, an alle Herren Abge­
ordneten der ÖVP die dringende Aufforderung, 
hier wirklich erzieherisch mitzuwirken, damit 
auch in Ihren Wählerkreisen sich mehr und 
mehr die Erkenntnis durchringt, daß auch der 
Landarbeiter ein Mensch ist, der Anspruch auf 
Freizeit, auf Urlaub und auf alle die kulturellen 
Güter ha t wie jeder andere Arbeiter. Wenn sich 
diese Erkenntnis mehr und mehr durchsetzt, 
dann, meine ich, wird für die Landflucht das 
Gegenmittel gefunden sein. 

Ich hoffe, daß künftighin der Steiermärkische 
Landtag, der sich ja hauptsächlich mit der Ge­
setzgebung, mit der Ausführungsgesetzgebung 
für die Land- und Forstarbeiter beschäftigen 
muß wie in anderen Landtagen, wirklich er­
freuliche Arbeit leisten wird. Dann wird uns 
um die Zukunft der Land- und Forstarbeiter 
nicht bange sein. Vergessen Sie nicht, Hoher 
Landtag, die Wälder sind ein wertvoller Bestand 
unserer Volkswirtschaft: (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Abg. Ebner Leopold: Hoher Landtag! Wenn 
ich mich zur Gruppe 7 zum Worte melde, so will 
ich das möglichst kurz tun, nicht vielleicht, weil 
ich mich abgekämpft fühle, sondern weil ich 
annehme, daß sich die Debatte noch auf eine 
geraume Zeit erstrecken wird. Als ich im Vor­
anschlag im Unterabschnitt 731 Beihilfen für 
Eigenheimbauten zur Seßhaftmachung land­
wirtschaftlichen Personals sah, habe ich das mit 
einem lachenden und einem weinenden Auge 
zur Kenntnis genommen. Mit einem lachenden 
Auge darum, weil man wenigstens den gleichen 
Betrag wie im Vorjahre hineingenommen ha t 
und mit einem weinenden Auge, weil es nicht 
mehr geworden ist. Wenn wir uns mit der Seß­
haftmachung der Landarbeiter beschäftigen, so 
sind einige grundsätzliche Voraussetzungen 
dafür maßgebend, zunächst die Unterbringung 
dieser Land- und auch der Forstarbeiter. Es 
wurde in der Presse seit Jahren immer wieder 
darüber geklagt, daß die Unterbringung der 
Land- und Forstarbeiter, vor allem der Land­
arbeiter nicht zweckmäßig sei, gerade in der 
Presse, von der man annehmen könnte, daß sie 
vielleicht etwas bessere Einsicht in die Verhält­
nisse haben sollte. Eines s teht fest, der Land­
arbeiter geht zum Teil nur darum vom Lande 
weg in die Stadt, weil er als solcher vielleicht 
allein, nicht aber dann noch Platz hä t te auf 
dem Hof, wenn er sich eine Familie gründen 
will. Wenn die Möglichkeit gegeben wird, wirk­
lich entsprechende Unterkünfte für die Land­
arbeiter zu schaffen, wird dieser Teil der Arbeit­
nehmer in der Landwirtschaft leicht zu bewegen 
sein, auf dem Hof zu verbleiben. Ich spreche 
hier nicht von den großen landwirtschaftlichen 
Gründen mit einer Reihe von Nebenbauten, von 
Wirtschaftsgebäuden, wo zum Teil tatsächlich 
schon eigene Wohnräume für die Familien der 
Landarbeiter geschaffen worden sind. Ich 
möchte mich hier mehr auf die kleinen Land­
wirte konzentrieren, die nicht in der Lage waren, 
bisher aus eigenen Mitteln solche Wohnungen 

herzustellen. Denken wir an die kleinen Wirt­
schaftsbetriebe am flachen Lande, wo der I n ­
haber dieser Wirtschaft den besten Willen hat , 
durch Bauten oder Zubauten in seiner Wirt­
schaft vielleicht nur für seinen Sohn, vielleicht 
aber auch für einen seit Jahren treuen Arbeiter 
eine Wohnung zu schaffen. Am flachen Lande 
kann nur äußerst schwer der Ausbau eines 
Dachraumes mit Holz durchgeführt werden, 
weil das Holz weit vom Berg heruntergeführt 
werden muß. Wenn der Mann nun geplant ha t 
und sich vornimmt, heuer wird dieser Bau 
durchgeführt, dann genügt eine einzige Nacht, 
der Reif macht seine Einnahme zumindest aus 
der Obsternte zunichte und es ist vielleicht im 
ganzen Jahr nichts mehr zu machen. Das gilt 
aber nicht nur in Bezug auf den Obstbau, das 
gilt auch in Bezug auf den Getreidebau. Ein 
einziges Unwetter und die Arbeit eines Jahres 
ist umsonst und die Hoffnung, diesen Ausbau 
tätigen zu können, ist vorbei. 

Daher hat sich die Landeskammer für Land-
und Forstwirtschaft schon seit 1948 mit diesem 
Problem beschäftigt und bisher für 254 Land­
arbeiter Wohnungen bereitgestellt. Wenn die 
Land- und Forstwirtschaftskammer seit 1950 
Beihilfen für 188 Eigenheime gegeben hat, so 
kann man mit einer gewissen Befriedigung fest­
stellen, daß man vielleicht doch einen Weg ge­
funden hat, der als -Beitrag zur Eindämmung 
der Landflucht gelten kann. 

Hohes Haus! Obwohl es für heuer leider schon 
zu spät ist, möchte ich doch an Sie für das 
kommende Jahr den Appell richten, weiterzu­
helfen, die Barrikade gegen die Landflucht auf­
zurichten. Geben Sie einen mächtigen Baustein 
dazu und erhöhen Sie den Voranschlagsansatz 
für das kommende Jahr um das dreifache, dann 
haben Sie eine soziale Tat vollbracht. (Beifall,) 

Abg. Ing. Kalb: Hohes Haus! Es ist erwiesen, 
daß die österreichische Bauernschaft von allen 
europäischen Bauernschaften am meisten ver­
nachlässigt ist. Das ist erwiesen und durch 
keinerlei Worte aus der Welt zu räumen. Die 
Ärmsten der Armen jedoch — ich muß die 
Bauernschaft als arm bezeichnen — sind die 
Bergbauern. Wenn wir uns mit diesem Problem 
auseinandersetzen und wirklich zu einem Er­
gebnis kommen wollen, müssen wir versuchen, 
ihn in seiner Produktion, in seiner Lebens­
haltung zu charakterisieren. Wie charakterisiert 
man den Bergbauern? Den Bergbauern zeichnet 
in erster Linie die hohe und steile Lage seines 
Grundes, in zweiter Linie das rauhe Klima und 
in dritter Linie die ungünstige verkehrstech­
nische Lage aus. Wie lassen sich nun diese ein­
zelnen Punkte am ehesten bekämpfen bzw. wie 
kann man am besten helfen? 

Zum ersten Punkt scheint mir die Techni­
sierung die beste Maßnahme zu sein, zum 
zweiten Punkt, dem rauhen Klima, eine gewisse 
Spezialisierung der Betriebe auf Forstwirtschaft 
oder Viehzucht und zum dritten Punkt, der un­
günstigen ver'kehrstechnischen Lage, ein wirk-
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lieh großzügiger Güterwegausbau. Der Güter-
wegausbau ist schon deshalb so notwendig ge­
worden, weil gerade in letzter Zeit die Anwen­
dung von Kunstdünger, von bestimmtem Saat­
gut, von Kalk usw. in den Waldgebieten eine 
wirkliche wirtschaftliche Notwendigkeit gewor­
den ist. Bei besseren Güterwegen kann der 
Bauernstand durch leichtere Holzabfuhr bessere 
Preise erzielen. 

Neben den Bergbauern sind noch die Klein­
bauern zu erwähnen, die in unseren Gebieten 
einen verhältnismäßig hohen Prozentsatz aus­
machen. Ein bekannter europäischer Politiker 
hat unlängst die Feststellung gemacht, daß rund 
50% der mitteleuropäischen argarischen Be­
triebe Kleinbauernbetriebe unter 10 ha sind. 
Diesen Kleinbetrieben, meine Damen und 
Herren, und auch den Bergbauern können wir 
weder durch Beihilfen noch durch Maschinen­
höfe, ob privater oder kommunaler Natur, ent­
scheidend helfen. (Landesrat P r i r s c h : 
„Wissen Sie was das bedeutet, in der Steier­
mark oder in Österreich zu sagen, denen können 
wir nicht helfen?") Ich möchte das so verstanden 
wissen, daß das keine endgültige Lösung be­
deuten kann, denn meine Damen und Herren, 
wenn sich jemand um die Erfolge der 
Maschinenhöfe kümmert, wird er feststellen 
müssen, daß das keine endgültige Lösung be­
deuten kann. Die Herren, die aus der Landwirt­
schaft kommen, werden wissen, daß -sich in der 
Ernte- und Anbauzeit die Arbeit beim Bauern 
auf wenige Tage und Stunden zusammendrängt. 
Es muß unsere Aufgabe sein, bäuerliche Verhält­
nisse zu schaffen und Höfe zu erstellen, die 
lebensfähig sind. Ich denke hier z. B. mit der 
Zeit an eine spezialisierte Landwirtschaft, in der 
sich die einen nur mit Vieh- oder Waldwirt­
schaft, die anderen wieder nur mit Ackerbau, 
Getreidebau beschäftigen, entsprechend der 
Beschaffenheit ihres Bodens und die so in Zu­
kunft nur einen bedeutend kleineren Teil von 
Maschinen benötigen werden. (Abg. Dr. P i t t e r ­
m a n n : „Sie schwimmen ja!") 

Auf jeden Fall ist in der österreichischen 
Landwirtschaft eine ausgesprochene Zersplitte­
rung des Grundbesitzes festzustellen. Hier muß 
entscheidend geholfen werden, wir müssen 
lebensfähige Höfe schaffen. Ich verstehe unter 
einem lebensfähigen Hof einen Besitz von etwa 
10 bis 50 ha, je nach Lage. Leider Gottes wird 
das ein sehr schweres Problem sein. Wir haben 
hier etwas gut zu machen, was ein schlechtes 
Grundverkehrsgesetz in jahrhundertelanger 
engstirniger Auffassung verbrochen hat. Ich bin 
auch der Auffassung, — wie heute hier schon 
einmal geäußert wurde — daß weniger Beihilfen, 
also sogenannte Injektionen — als vielmehr 
langfristige und nieder verzinsliche oder über­
haupt unverzinsliche Darlehen besser am Platze 
wären. Diese Darlehen sollten dazu führen, den 
Höfen die Spezialisierung zu erleichtern und 
anderseits den gut bewirtschafteten Höfen die 
Möglichkeit zu geben, frei gewordene Grund­
stücke aufzukaufen oder schlecht, bewirtschaf­
tete Grundstücke ihrem Besitz einzuverleiben. 

Periode. — 17., 18. und 19. Dezember 1953. 

In diese Kerbe schlägt eine Maßnahme, d. h. 
eine Post im Landesbudget, nämlich die Post 703 
„Förderung von agrarischen Operationen". Lei­
der ist diese Post mit 200.000 S viel zu niedrig 
eingesetzt. Sie müßte auf ein Vielfaches erhöht 
werden. 

Ähnlich ist es mit der Post 702 „Elektri­
fizierung der Landwirtschaft". Sie ist mit 
600.000 S auch viel zu niedrig. Die Elektrifizie­
rung ist eine der wichtigsten zivilisatorischen 
Errungenschaften der gesamten Menschheit. 
Ganz besonders erleichtert die Elektrifizierung 
aber die Aufgaben der bäuerlichen Bevölkerung. 
Sie bringt Licht, Kraft und Wärme und ermög­
licht eine iange Vorratshaltung, desgleichen 
bringt die Elektrifizierung auch den Rundfunk, 
der das einzige Bindeglied der einschichtigen 
Höfe zur übrigen Welt darstellt. Er allein bringt 
in vielen Fällen Freude und Abwechslung, fach­
liches Wissen und fröhliche Weisen in die Ein­
samkeit besonders der Bergbauernhöfe. Zu be­
dauern ist nur, daß das Land keinen Einfluß 
auf die Programmgestaltung des Rundfunks hat. 
Ich möchte daher an die maßgeblichen Ver­
treter des Rundfunks hier den Appell richten, 
den Rundfunk wieder seinen ernsten kulturpoli­
tischen Aufgaben zuzuführen und dafür zu sor­
gen, daß er auch in seiner Programmgestaltung 
darauf entsprechend Rücksicht nimmt. 

Zum Schluß möchte ich noch der Erwartung 
Ausdruck geben, daß die Kammer die in diesem 
Voranschlag ausgewiesenen Mittel auch wirk­
lich den vorgesehenen Zwecken zuführt, das 
heißt, daß die verschiedenen Körperschaften, in 
diesem Falle die Kammer für Land- und Forst­
wirtschaft, diese Mittel ohne Unterschied der 
Parteizugehörigkeit so einsetzt, daß sie auch 
wirklich den Bedürftigsten zukommen. Sie soll­
ten im übrigen so eingesetzt werden, daß sie 
auch wirklich beispielgebende Erfolge bringen. 
Darüber hinaus möchte ich an die Landeskam­
mer für Land- und Forstwirtschaft den Appell 
richten, ihre Außenstellen, die Bezirkskammern, 
so zu besetzen, daß ein wirklich gesundes Ver­
hältnis zwischen Kammer und Bevölkerung 
möglich wird. Fachliches Wissen von Sekretären 
und Sachbearbeitern allein genügt nicht, wenn 
der notwendige persönliche Kontakt nicht da 
ist. In die Außenstellen gehören Menschen, 
denen iher Arbeit nicht nur ein notwendiger 
Broterwerb ist, dorthin gehören Männer und 
Frauen, die neben ihrer Liebe für den bäuer­
lichen Lebenskreis davon überzeugt sind, der. 
etwas schwerfälligen Bauernschaft raten und 
helfen zu müssen. Nur so wird es möglich sein, 
in der Bauernschaft ein umfassendes Vertrauen 
zu den öffentlichen Förderungsstellen zu er­
wecken, so wird sich unser Förderungsproblem 
zum Segen der schwer ringenden und vernach­
lässigten Landwirtschaft auswirken. 

Endlich möchte ich auf die Äußerung des 
Herrn Abg. Rösch eingehen. Er hat behauptet — 
schade, daß er nicht hier ist —, es wäre Sache 
des Bundes, der Landwirtschaft tatkräftigst 
unter die Arme zu greifen, es sei aber von Seite 
der Bundesbehörden und ihrer Vertreter noch 
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nichts geschehen. Ich verweise darauf, daß 
unsere Vertreter im Parlament bereits zweimal 
das Landwirtschaftsgesetz eingebracht haben, 
das nichts anderes beinhaltet, als der Bauern­
schaft eine wirkliche Kostendeckung für ihre 
Produkte zu geben und eine gewisse Planung zu 
ermöglichen. Beide Male ist dieses Landwirt-
schaftsgesetz im Parlamente von beiden Koali­
tionsparteien in einmütiger Form abgelehnt 
worden. (Beifall beim WdU.) 

Abg. Dr. P i t te rmann: Hohes Haus! Ich möchte 
mich mit einem Satze des Herrn Abg. Rösch zu­
erst beschäftigen, der festgestellt hat , es habe 
sich in der Behandlung der österreichischen 
Landwirtschaft in den letzten Jahren überhaupt 
nichts Grundlegendes geändert. Es wundert 
mich, daß er als agrarisch interessierter, aufge­
schlossener Abgeordneter es versäumt hat, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß diese österreichische 
Landwirtschaft und mit ihr die steirische 
Bauernschaft trotz Landflucht, trotz der Tat­
sache, daß sie nicht mit jenen Preisen arbeitet, 
die ihr zukommen, es erwirkt hat , daß wir zu 
85 % uns selbst versorgen können. Die Einfuhr 
der Schlachtrinder und Schweine ist um 60 %, 
des Weizens um 32 "/,,, des Zuckers um 24 %, von 
Mehl um 17 % im Jahre 1952 zurückgegangen. 
Durch die heurige Ernte ist Österreich auch in 
der Versorgung mit Zucker und Kartoffeln 
autark. Da von keiner Änderung der österreichi­
schen Landwirtschaft zu sprechen, erscheint mir 
merkwürdig. In einem hat sich "allerdings nichts 
Grundlegendes geändert, in der Relation der 
Preise zu den Industrieprodukten, der Löhne 
und landwirtschaftlichen Preise und ich möchte 
sehr bitten, auf Ihre Partei den nötigen Einfluß 
zu nehmen, damit sie mit uns an dieses wirklich 
dringende Problem herangeht, und das können 
Sie, weil Sie in dieser Hinsicht mehr Einfluß 
haben als wir. 

Erschüttert haben mich die Ausführungen des 
Herrn Abg. Kalb, der festgestellt hat , daß den 
Bergbauern nicht zu helfen ist, er ha t sie auf­
gegeben, obwohl wir der Meinung sind, daß ge­
rade diesen Betrieben unsere größte Aufmerk­
samkeit gelten muß und diesen kleinbäuerlichen 
Betrieben trotz großer Schwierigkeiten zu Hilfe 
gekommen werden muß. 

Auf die Initiative meiner Person ist erstmalig 
in diesem Budget eine Post aufgenommen wor­
den, die die Technisierung des bäuerlichen 
Haushaltes beinhaltet. Auch dieser Antrag t rägt 
nach verschiedenen Seiten dem Zug der Zeit 
Rechnung. Er bezieht sich auf die Entlastung 
des bäuerlichen Haushaltes von ständig wieder­
kehrenden Hausarbeiten, die beinahe 60 % der 
Bäuerinnenarbeit ausmachen, die viel Kraft und 
entschieden immer mehr Zeit erfordern und, 
meine Damen und Herren, die Zeit wird im 
Bauernhaus immer rarer und auch die Kräfte, 
da sie doch verzettelt werden müssen, während 
die Arbeit, beeinflußt von Boden, Klima und 
Wetter, mehr oder weniger dieselbe bleibt. Ja, 
sie verdichtet sich mehr und mehr, weil die 

Landwirtschaft an der chronischen Krankheit 
der Landflucht leidet und weil immer weniger 
Leute die Neigung haben, sich der Landwirt­
schaft zu widmen. Zu dieser Ursache, der Land­
flucht, ist in den letzten. Jahren eine Neu­
erscheinung hinzugetreten, nämlich die, daß 
die Landflucht auch auf den weiblichen Teil der 
bäuerlichen Bevölkerung übergreift, und zwar 
insoferne, als der weibliche Teil der Bauern­
schaft die schwere Arbeit im bäuerlichen Haus­
halt sehr gern vergleicht mit jener, teils mehr, 
teils weniger vorgenommenen Modernisierung 
der Haushalte anderer Berufsstände. Jedenfalls 
wird kein moderner Bau ohne entsprechende 
Kanalisierung gebaut, Elektroherd, Kühl­
schrank, Wasserleitung. Diese selbstverständ­
lichen Prädikate moderner Wohnungen regen 
das Bauernmädchen zu einem Vergleich an, 
wenn es sieht, wie ihre Mutter und viele Bäue­
rinnen wie früher ihre Wäsche noch mit der 
Hand schlagen und Wasser schleppen, nicht nur 
für den bäuerlichen Haushalt, sondern auch zur 
Versorgung des Stalles, wie sie auch die Kinder 
zu versorgen und zu kriegen haben. Deswegen 
haben wir es für notwendig gefunden, mit neuen 
Gedanken diesem Problem der Landflucht bei­
zukommen, vor allem der Bauersfrau entgegen­
zukommen. Sie haben schon gehört, daß, ge­
messen an den anderen Berufsständen, die 
Bauersfrau keine freie Zeit hat , unter Umstän­
den auch am Sonntag das Vieh zu füttern ha t 
und sich auch die wenige Freizeit, die notge­
drungen sich die anderen gönnen, versagen 
muß. Ich bin dankbar, daß der Finanzausschuß 
auf diese Anregungen meiner Fraktion einge­
gangen ist und einen namhaften Betrag für die 
Technisierung des bäuerlichen Haushaltes ins 
Budget aufgenommen hat. Er ist vor allem dazu 
bestimmt, die bestehenden Einrichtungen in 
dieser Hinsicht weiter auszubauen und den 
bäuerlichen Haushalt vor allem nach zwei Rich­
tungen zu entlasten: Erstens einmal die Bauers­
frau von der schweren Wascharbeit dadurch zu 
befreien, daß gemeinschaftliche Waschanlagen 
errichtet werden und daß die Hauswasserversor­
gung vorwärts getrieben wird. Es ist für uns 
selbstverständlich, daß wir in unseren Wohnun­
gen Wasserleitungen haben, ohne daran zu den­
ken, daß in vielen der bäuerlichen Betriebe der 
Ziehbrunnen das einzige Instrument zur Was­
sergewinnung darstellt. 

Wenn Abg. Edlinger sich darüber beschwert 
hat, daß er nach einer Vorführung von Wasch­
maschinen sich sagen mußte, da kann ich nicht 
mit und die Feststellung gemacht hat , daß sich 
das niemand kaufen könne, daß Gemeinschaf­
ten, Genossenschaften, errichtet werden müssen, 
so möchte ich ihn daran erinnern, daß im Lande 
Steiermark von der Kammer bisher 11 gemein­
schaftliche Waschanlagen errichtet und sub­
ventioniert worden sind. Sie haben sich bestens 
bewährt. Einige davon sind auch mit Brause­
kabinen und mit Trockenräumen ausgestattet 
und in diesen Gemeinschaftswaschanlagen kann 
in einer Stunde ungefähr 10 kg Wäsche gewa­
schen und getrocknet werden. Die Unter-

9 
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suchungsergebnisse waren nach jeder Richtung, 
sowohl in materieller als auch in finanzieller 
Hinsicht, jpositiv. Ich kann Ihnen auch sagen, 
was eine solche Gemeinschaftswaschanlage 
kostet. Die Kosten können mit 40.000 bis 80.000 S 
pro Anlage angenommen werden. Das Wasch­
haus in Vordersdorf kostete zum Beispiel 
90.000 S. Zuschuß wurde nur für die Maschinen 
gewährt. Und einige dieser Gemeinschaf t san-
lagen sind noch in Vorbereitung. Sehen Sie, 
Hohes Haus, es ist so gedacht, daß diese Ge­
meinschaftswaschanlagen sich einmal durch 
einen sinnvollen Plan über das ganze Land 
Steiermark erstrecken und den Dorfgemein­
schaften kleineren oder größeren Umfanges die 
Möglichkeit zur Benützung geben und so den 
Frauen sehr viel Arbeit abnehmen und so Zeit 
ersparen. 

In demselben Sinne wurden auch 33 Haus­
wasseranlagen von der Kammer errichtet mit 
einem Durchschnittskostenpunkt von ungefähr 
12.000 S und hiezu wurden ungefähr 30.000 S 
Zuschuß gegeben. Sie sehen, daß auf diesem Ge­
biete schon einiges geschehen ist. Dabei sind 
auch schon die Ergebnisse ausgearbeitet wor­
den, die dazu geführt haben, daß meine Frak­
tion mit einem positiven Antrag vor den Finanz­
ausschuß getreten ist und dieser in Anerken­
nung der Umstände einen konkreten Betrag 
bereits dafür bereitgestellt hat. 

Ich möchte zum Schluß noch einige Gedanken 
über die Maschinenhöfe als eines der umstrit­
tensten Kapitel dieses Landtages vorbringen. 
Ich stehe auf dem Standpunkt — und Sie müs­
sen mir Recht geben —•, daß die Landwirt­
schaft bei allem Streben nach Technisierung in 
keinen Amerikanismus verfallen soll, weil die 
Verhältnisse in Österreich anders sind und da­
her auch der Technisierung gewisse Schranken 
gesetzt sind. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
man hier auf diesem Gebiete vor Übertreibungen 
warnen und daß das Ganze plan- und sinnvoll 
vor sich gehen muß. Denn die erwiesenen Tat­
sachen belegen, daß durch d«n Einsatz von Ma­
schinen der Ertrag der Kleinstflächen — und 
um die handelt es sich ja in erster Linie — ver­
mindert wird, daß also die Produktion der 
Kleinstflächen und damit die Erzeugung von 
Qualitätsware eine Verminderung erfährt. Es 
darf also in diesem Falle nicht mit der Tür ins 
Haus gefallen werden, es muß vielmehr eine 
planvolle Überlegung angestellt werden, wie und 
auf welche Weise die einzelnen Anlagen sinnvoll 
eingesetzt werden und sich so für die Land­
wirtschaft am besten auswirken können. 

Die Sozialistische Partei setzt sich für die 
kommunalen Maschinenhöfe ein, wie sie in 
Kärnten schon bestehen. Wir stehen auf dem 
Standpunkt, daß wir diese kommunalen Ma-
schinenhöfe ablehnen, vor allem deshalb, weil 
wir ihre Rentabilität anzweifeln. Denn, Hohes 
Haus, wenn auch die schriftlichen Ergebnisse 
von einer Rentabilität dieser Maschinenhöfe 
sprechen, so sieht doch hinter den Kulissen so 
manche andere Zahl hervor, die uns an der 

Glaubwürdigkeit dieser erhaltenen Berichte be­
rechtigt zweifeln läßt. Dazu kommt unsere 
ideelle Auffassung. Wir sind der Meinung, daß 
wir gegen jede zwangsweise Anweisung oder Be­
treuung durch irgendeine Gemeindebehörde, 
auch wenn es die eigene Gemeinde ist, auftreten 
müssen. Wir sind gegen das zwangsweise Ange-
wiesen-sein auf Entscheidungen innerhalb der 
Gemeinde, weil wir auf dem Standpunkte ste­
hen, daß dadurch dem Mißbrauch Vorschub ge­
leistet werden könnte. Wir haben in der Ver­
gangenheit und auch in der jüngsten Gegen­
wart Beispiele genug, wie durch irgendeinen 
Einfluß, der zwangsweise ausgeübt wird, eine 
Störung der Dorfgemeinschaft entstand. Das 
soll aber vermieden werden und es soll das Ver­
antwortungsbewußtsein und der Eigentnms-
begriff entsprechend unserer Auffassung auch 
in dieser Hinsicht eine gewisse Stärkung er­
fahren. Gerade das Beispiel, daß viele Arbeiter 
sich nach des Tages Mühe und Plage ein Häus­
chen bauen und dann eine Freude haben an 
diesem Eigentum, ja selbst den Vorzug der Bil­
ligkeit einer anderen Wohnung hintansetzen,, 
beweist, daß der Mensch am Eigentum hängt 
und daß er gleich ein ganz anderes Selbstbe­
wußtsein fühlt, als dies bei einem kommunalen 
oder von einer anderen Behörde verwalteten 
Objekt der Fall ist. Diese wirtschaftliche und 
moralische Selbständigkeit unserer Bauern­
schaft zu erhalten, das ist der Sinn unserer 
Gegnerschaft gegenüber den kommunalen Ma­
schinenhöfen. (Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Hegenbarth: Hoher Landtag! Der Herr 
Abg. Edlinger ha t mich in liebenswürdiger Weise 
der Aufgabe enthoben, die Erhöhungsanträge, 
die wir von der Volkspartei im Finanzausschuß 
gestellt .haben, hier aufzuzählen. Er ha t diese 
Aufgabe zu unserer besten Zufriedenheit voll­
zogen und ich muß mich dafür herzlich bei ihm 
bedanken. (Gelächter bei ÖVP.) 

Der Herr Abg. Kalb vom VdU hat, wenn ich 
ihn richtig verstanden habe, von der Lebens­
unfähigkeit des Bergbauerntums gesprochen. 
(Abg. K a l b : „Das habe ich doch nicht be­
hauptet!") Wir haben es wenigstens so aufge­
faßt, Herr Abg. Kalb. Vielleicht haben Sie da­
neben geredet, aber jedenfalls hä t ten Sie auch 
Gelegenheit gehabt, das hier richtigzustellen. 
Sie haben es aber nicht getan. Wir müssen daher 
annehmen, daß Sie wirklich an der Lebens­
fähigkeit unserer Bergbauern zweifeln. Wir 
haben im Laufe der letzten Tage und Wochen 
mehrfach von Plänen gehört von anderen Län­
dern im Norden, daß man den Kleinbauern dort 
abschreiben will und nur den Bauern — wie z. B. 
in Schweden —, der mindestens 10 ha Kultur-
fläehe sein eigen nennt, noch als förderungs­
würdig anerkennt. Wir haben auch vor einigen 
Tagen im Informationsdienst der Landes-
bauernkammer gelesen, daß einige solche über­
eifrige Reformapostel auch in Westdeutschland 
ihre Propaganda machen. Ich muß dazu fest­
stellen, bei uns im Lande Steiermark sind 80 % 
aller Bauern solche Kleinbauern, die unter diese 
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10-ha-Kulturflächen-Grenze fallen. Es würde 
die größte innerpolitische Revolution im Leben 
unseres Volkes darstellen, wenn wir diese 80 % 
abschreiben wollten, wenn wir sagen wollten, 
daß Betriebe, die nicht mehr als 10 ha bewirt­
schaften, nicht mehr förderungswürdig und 
lebensfähig sind. Wen vorhin ein sozialistischer 
Kollege gemeint hat , man spreche nun schon 
seit Jahren von der Bergbauernhilfe, das gehöre 
schon zum guten Ton bei der Budget-Beratung, 
so möchte ich dazu sagen, daß gegenwärtig 
etwas im Werden ist, was über den engeren 
Raum der beschränkten Mittel, die uns für die 
Bergbauernhilfe zur Verfügung stehen, hinaus­
gehend eine großzügigere Stützung und Förde­
rung unserer Berg- und Kleinbauern darstellt. 
Das ist die Kinderbeihilfe für die Selbständigen 
in der Landwirtschaft, die voraussichtlich im 
nächsten Jahr verwirklicht werden soll und wo­
durch der Kleinbesitz, der angeblich nicht 
lebensfähig ist, mit seiner großen Kinderzahl 
und mit seinem relativ kleinen Beitrag infolge 
des geringen Einheitswertes der Hauptnutz­
nießer sein wird. Ich stelle mir vor, daß eine 
solche Bergbauernfamilie mit 6 oder 8 oder noch 
mehr Kindern in ihrer wirtschaftlichen Exi­
stenz und Lebensfähigkeit • erheblich gekräftigt 
wird, wenn sie jeden Monat 600 bis 800 S aus 
diesem Kinderbeihilfe-Fonds erhalten wird. 

Aber etwas habe ich bis jetzt vermißt. Es ist 
eine Menge von Rezepten ausgegeben worden, 
wie man der Bauernschaft helfen könnte. Aber 
eines der wichtigsten fehlt, die grundlegende 
Hilfe für die Landwirtschaft ist nicht genannt 
worden, das ist in meinen Augen ein guter Fach­
unterricht. Ich kann sagen, wir sind im Lande 
Steiermark so glücklich, 7 ausgezeichnet ge­
führte ganzjährige Landwirtschaftsschulen zu 
besitzen, noch dazu in verschiedenen Größen­
ordnungen, so daß jeder Bauer seinem Sohne 
die Berufsausbildung angedeihen lassen kann, 
die seiner Betriebstype und Größe entspricht. 
Wir haben 3 Grottenhof-Betriebe. Wetzeisdorf, 
ein Betrieb mit 100 Joch, ist in der NS-Zeit sei­
nes Grundes beraubt worden, eine Kaserne, ein 
Exerzierplatz wurden errichtet. Der Gebäude­
überhang war unmöglich, daher haben wie so­
viel Grund dazugekauft, um diese Gebäude aus­
zunützen. In Würdigung dieser Tatsache ist ein 
Maschinen-Lehrhof errichtet worden. Es ist 
nicht nur von der Bauernschaft, sondern auch 
von einer großen Masse von Landarbeitern die­
ser Neuschöpfung großes Interesse entgegenge­
bracht worden. Es ist nicht allein damit -getan, 
daß man dem Bauer Maschinen in die Hand 
gibt oder, die Möglichkeit, Maschinen zu erwer­
ben, die moderne landwirtschaftliche Maschine 
ist ein anspruchsvolles Gerät und nur der, der 
sie richtig zu verwenden und zu schmieren 
weiß, wird sich einer langen Lebensdauer dieser 
Maschine zu erfreuen haben. 

Grottenhof-Hardt, das ehemalige Lustschloß 
von Reininghaus, das wir vor 15 Jahren erwor­
ben haben, und Grottenhof-Hafendorf, der ehe­
malige Besitz des Staatssekretärs Kraft, bilden 

zwei miteinander korrespondierende Betriebe. 
Jeder Grottenhofer Schüler ist ein Jahr im 
Oberland, in Hafendorf, und dann zwei Jahre in 
Grottenhof-Hardt bei Thal. Auf diese Weise ist 
es dem Schüler möglich, Einsicht zu bekommen 
in die Wirtschaftsweise des Mittellandes, aber 
auch in die Betriebsmethoden des rauhen Mürz-
tales. Das ist nützlich und wichtig, denn ein 
Großteil der Schüler wird nach Absolvierung der 
Schule nicht die Möglichkeit haben, einen eige­
nen Bauernhof zu übernehmen, wird als Land­
wirtschaf tsförderungsorgan, wird als Verwalter, 
Gutsadjunkt sich sein Brot verdienen müssen. 
Es ist daher gut, wenn er als junger Verwalter 
oder Förderungsbeamter Einblick ha t in die ver­
schiedenen Betriebssparten und Methoden un­
seres Landes. 

Kirchberg am Walde in der Oststeiermark ha t 
einen großen bäuerlichen Betrieb im Gegensatz 
zur Landwirtschaftsschule Hatzendorf, welcher 
der Betriebstype des Raab- und Feistritztales 
entspricht, dann haben wir noch Grabnerhof 
und die Weinbauschule Silberberg. Man sieht 
also, daß wir an Typen keinen Mangel leiden 
und jeder junge Bauer die Möglichkeit hat, 
jenem Fachunterrichte zuzustreben, der für sei­
nen künftigen Betrieb der geeignetste ist. Wäh­
rend im Schuljahr 1952/53 508 landwirtschaft­
liche Schüler diese 7 Schulen besuchten, sind es 
in diesem Winter 696 Schüler, die an diesen 
Schulen inskribiert sind, also eine Steigerung 
von 35 %. Was mich als praktischen Landwirt 
besonders interessiert, ist die Tatsache, daß die 
Zahl der Männer, die nicht aus der Landwirt­
schaft kommen, von Jahr zu J ah r größer wird. 
Im Laufe der letzten 2, 3 Jahre ist es mir mehr­
fach passiert, daß junge Leute zu mir gekom­
men sind, die in Beamtenfamilien aufgewachsen 
sind, die zu mir sagten: „Mein Vater ist Beam­
ter, mir gefällt der Kanzleiberuf nicht, ist Aus­
sicht bei der Landwirtschaft?" Ich habe ihnen 
gesagt: „Wenn Du einen Beruf haben willst, wo 
man nicht allein nach dem geldlichen Erfolg 
sieht, wo auch Idealismus notwendig ist, wirst 
Du in der Landwirtschaft Deine Befriedigung 
finden." Ich bin stolz, daß einige dieser jungen 
Leute als Schüler Grottenhofs und Silberbergs 
eingeschrieben sind. 

Weil es bei uns ja vielfach Betriebe klein­
bäuerlicher Struktur gibt, wo der Bauer bangt 
und zittert, daß der Sohn 14 Jahre alt wird und 
dem Vater den Landarbeiter ersetzt, deshalb ist 
es einem großen Prozentsatz unserer Klein­
bauernsöhne nicht möglich, sich eine abgeschlos­
sene zweijährige landwirtschaftliche Schulbil­
dung zu erwerben. Da ist die Landeskammer in 
anerkennenswerter Weise in die Bresche ge­
sprungen und ha t 1947 mit etwas begonnen, was 
damals wirklich nicht mehr als ein Experiment 
war, gelingt es oder ist es ein Fehlschlag, dieses 
Experiment heißt Kammerfachkurs. Die Kam­
mer setzte sich zusammen, um den Punkt zu 
beraten, wie man den Bauernsöhnen und -töch-
tern, die nicht die Möglichkeit haben, einen ab­
geschlossenen landwirtschaftlichen Schulunter­
richt anzugehen, die modernen Erkenntnisse der 

9* 
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Landwirtschaftsforschung zuteil werden lassen 
kann. So hat man 1946/47 zum ersten Mal im 
kleinen Maßstab mit solchen Kursen begonnen. 
Ich darf Ihnen kurz erklären, wie ein solcher 
Kurs beschaffen ist. Es ist fast immer ein 
Winterkurs, beginnt im November und endet im 
Februar oder März. Es ist vorgesehen, daß jede 
Woche ein Tag Unterricht erteilt wird, weil man 
sagt, daß es in der Winterszeit dem Bauer mög­
lich ist, seinen Sohn oder seine Tochter, seinen 
Landarbeiter wöchentlich für einen Tag freizu­
geben. An diesem Tage kommen da.diese jungen 
Landarbeiter und jungen Bauern zusammen 
und hören die Quintessenz der landwirtschaft­
lichen Forschung von Berufsvertretern der land­
wirtschaftlichen Wissenschaft, was sie an theo­
retischem Wissen für ihren Beruf brauchen. 

Ich muß sagen, dieser Versuch mit den Kam­
merfachkursen ha t sich gut bewährt. Man kann 
den Erfolg einer Sache am besten beweisen mit 
der gesteigerten Ziffer der Veranstaltungen und 
der Teilnehmer. Während im Winter 1946/47 
insgesamt 17 Kammerfachkurse durchgeführt 
wurden, und zwar für die weibliche Jugend mit 
261 Teilnehmerinnen, waren im darauffolgen­
den Jahre die entsprechenden Ziffern 32 bzw. 
400, im Jahre 1948/1949 kamen die Burschen 
hinzu, in diesem Jahr waren .15 neue Kurse für 
Männer mit 787 Teilnehmern und 31 Kammer­
fachkurse für Mädchen mit 294 Teilnehmerin­
nen, 1952/1953 erreichten wir eine Rekordzahl 
von 120 Kursen für Männer mit über 4000 Teil­
nehmern und 101 Kursen für Mädchen mit fast 
1000 Teilnehmerinnen, insgesamt seit 1947 
677 solcher Kurse mit über 16.000 Teilnehmern. 
In diesem Winterhalbjahr sind bisher 170 Kurse 
angelaufen mit zirka 4300 Teilnehmern. Ich 
glaube, nichts könnte den Erfolg dieser neuen 
Form landwirtschaftlicher Fortbildung besser 
erhärten, als diese ständig sprunghaft steigenden 
Ziffern der Kurse und der Teilnehmer. 

'.Wir haben im landwirtschaftlichen Fort­
bildungswesen der Steiermark ein Institut, 
welches ganz zu Unrecht in der Budget-Debatte 
bisher immer totgeschwiegen beziehungsweise 
nicht erwähnt wurde, und das ist unsere land­
wirtschaftlich-chemische Versuchsstation in 
Graz. Es ist dies ein uraltes Institut, welches 
bereits seit vielen Jahrzehnten besteht und ich 
kann sagen, daß alle unsere Erfolge im Pflanzen­
bau, in der Melioration, in der Trockenlegung 
nasser Grundstücke einfach undenkbar gewesen 
wären, wenn in diesem Insti tut nicht tausende 
und abertausende von Bodenproben, Kunst­
dünger- und Futtermittel-Proben untersucht 
worden wären. Erst die gemeinsame Arbeit von 
Praxis und Chemie ergab den Erfolg. Und ich 
muß sagen, daß diese landwirtschaftlich­
chemische Versuchsstation in Steiermark eine 
j ener Einrichtungen unserer Heimat ist, von der 
wir bei unserer bekannten steirischen Beschei­
denheit bisher zum Großteil selbst nichts ge-" 
wüßt haben. Als vor einigen Wochen ein illustrer 
Besuch zu uns nach Steiermark kam, nämlich 
der sowjetrussische Agronom Njegcrow Iwan 

Stefanowitsch und sich überzeugen wollte, ob 
wir Westeuropäer wohl auch auf dem Gebiete 
der Landwirtschaft schon einige Fortschritte 
gemacht hätten, als ihm dann die Landwirt­
schaftsschulen gezeigt wurden und als ihm 
unser Kammeramtsdirektor die Zahl der Kam­
merfachkurse mitteilte, als er endlich in der 
Burggasse oben unsere Versuchsanstalt sah, da 
kratzte sich der gute Iwan Stefanowitsch hinter 
dem Ohr und sagte, so etwas hät te er da gar 
nicht erwartet. Ich glaube, daß dieses Lob wirk­
lich ein Lob ist, auf das wir stolz sein können. 
(Allgemeine Heiterkeit.) 

Liebe Freunde, es ist früher auch die Krise des 
steirischen Obstbaues gestreift worden. Ich muß 
sagen, daß der steirische Obstbau sich in einem 
Kampf aufLeben undTodbefindet.Ich habe kürz­
lich ein nettes Büchlein gefunden aus der Zeit vor 
dem ersten Weltkrieg mit dem Titel „Steirische 
Wirtschaftsgeographie", bestimmt für den Ge­
brauch an Mittelschulen und Lehrerbildungs­
anstalten. Ich fand hier interessante Ziffern, die 
auch heute noch sehr aktuell sind. Es stand da 
zum Beispiel, daß das Raabtal die Perle der 
steirischen Landwirtschaft sei und als Beweis 
dafür und als Beweis für die große Bedeutung 
des Obstbaues im west- und oststeirischen 
Hügelland führte das Büchlein an, daß im Jahre 
1907 auf dem Bahnhof Gleisdorf 530 Waggon 
Äpfel zum Transport verladen wurden. Diese 
Verladeziffer eines einzigen großen oststeirischen 
Bahnhofes zeigt allein, welche Lebensader da­
mals der Obstbau für die Oststeiermark und die 
Hügelgebiete der Weststeiermark und des Unter­
landes war. Heute exportieren wir nur mehr 
einen Bruchteil dieser Menge und es ist genug­
sam darüber debattiert worden, was die Ursache 
ist. Die San-Jose-Schildlaus hat gewiß zum 
Großteil dazu beigetragen, daß der Baumbestand 
dezimiert worden ist. Aber es ist noch etwas 
anderes daran schuld und darüber möchte ich 
als landwirtschaftlicher Praktiker offen spre­
chen. Es sind uns andere Länder in der Obst­
bauförderung zuvorgekommen. Es ist keine 
Schande, einzugestehen, daß man von einer 
Konkurrenz einmal überrundet wurde, aber das 
bedeutet noch nicht, daß man sich geschlagen 
gibt, sondern das gibt uns nur einen Hinweis, in 
welche Richtung unsere Förderungsarbeit bei 
diesem landwirtschaftlichen Betriebszweig sich 
bewegen soll. Die Schwäche des bäuerlichen 
Obstbaues besteht darin, daß wir erstens größ­
tenteils Hochstammkulturen haben, das war not­
wendig, weil der Obstbau meistens nur als Ne­
benbetrieb auf Wieseh oder Ackerrändern be­
trieben wurde. Diese Hochstämme haben den 
Nachteil, daß sie sich erstens sehr schwer 
spritzen lassen und daß die Pflegearbeit ungleich 
schwieriger ist als bei niedrigen Baumtypen. Und 
wenn wir uns umschauen, überall, ob in West­
deutschland oder in Südtirol oder in Frankreich, 
überall bemerken wir das gleiche, nämlich den 
Übergang vom Hochstamm zum Halbstamm und 
Buschbaum. Es wird jeder Praktiker bestätigen 
können — auch der Herr Abg. Edlinger — daß 
der Buschbaum und Halbstamm auch qualitäts-
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mäßig schönere und größere Früchte ergibt. Wir 
werden uns also beim Obstbau in Zukunft weni­
ger auf eine Vermehrung der Zahl der Bäume 
als mehr auf eine Verbesserung der Qualität 
verlegen müssen. 

Hoher Landtag! Der Herr Abg. Edlinger ha t 
vorher aufgezählt, daß wir 5 Millionen Schilling 
beantragt haben für die Obstbauförderung, er 
ha t nur vergessen zu sagen, daß sein Partei­
freund Horvatek mit seinem unerbittlichen Rot­
stift alle die Hoffnungen einem unbarmherzigen 
Tod ausgesetzt hat . Ich bitte Herrn Abg. Edlin­
ger, daß, wenn in seinem Klub einmal darüber 
gesprochen wird, er nicht nur schöne Worte 
finden möge für unsere Anträge, sondern daß er 
den Herrn Finanzreferenten ein bißchen be­
arbeiten möge, damit er in Zukunft unseren 
Erhöhungswünschen gegenüber nicht so schwer­
hörig ist. (Beifall und Bravorufe bei ÖVP.) 

(2. Präsident Operschall ha t den Vorsitz über­
nommen.) 

Abg. Stiboller: Wenn ich mich zur Gruppe 7 
zu Worte melde, so möchte ich besonders über 
den Titel „Besitzfestigung" sprechen, in dem die 
fortschreitende Notlage der Bergbauernschaft 
besonders zum Ausdruck kommt. Meine Vorred­
ner haben schon in längeren Ausführungen die 
Notlage der Bergbauern geschildert, ich will noch 
einige Ziffern dazu anführen. Bis zum 1. Juli 
1953 haben bei der zuständigen Abteilung rund 
200 Bauern um Beihilfen angesucht und aus 
Bundes- und Landesmitteln 1,840.000 S an Bei­
hilfen erhalten. Seit dem 1. Juli 1953 sind fast 
400 solcher Ansuchen eingebracht worden, also 
im letzten Halbjahr fast das doppelte. Der Fi­
nanzausschuß ha t zu dieser Post eine Erhöhung 
von 200.000 S beschlossen, welcher Betrag an­
nähernd befriedigen wird, wenn auch der Bund 
seine Beiträge freigibt. Ich habe diesen Ver­
gleich angeführt, Um damit zu zeigen, wie sich 
die Notlage in der Bergbauernschaft insbeson­
dere in der letzten Zeit gesteigert hat. 

Zur Post 733 „Güterwegbauten" ist zu sagen, 
daß es erfreulich ist, daß der Finanzausschuß 
500.000 S Erhöhung beantragte und somit 
2,800.000 S zur Verfügung stehen, wodurch mit 
zusätzlicher Hilfe des Bundes und Interessenten­
leistungen zirka 50 km Güterwege gebaut wer­
den können. Es muß hiezu gesagt werden, daß 
noch rund 400 Ansuchen vorliegen, deren Aus­
führung unsere Pflicht wäre. D u r c h l e s e Güter­
und Forstaufschließungswegbauten und durch 
die Besitzfestigungsmaßnahmen sowie durch die 
Mechanisierung wird es möglich sein, die Ab­
wanderung vom Gebirge etwas zu verhindern. 
Es kann dadurch der Bevölkerung in den Städten 
und Industrieorten die Blutquelle erhalten blei­
ben. 

Schließlich möchte ich als kleines Beispiel aus 
meiner Berggemeinde Edelschrott anführen, daß 
dort jährlich 60 Geburten ungefähr 20 Sterbe­
fälle gegenüberstehen. Im Sinne der Volks-
crhaltung ist die Erhaltung der Bergbäuern-

schaft besonders wichtig und ich ersuche daher, 
diesem Teil der Bevölkerung besonderes Augen­
merk zu schenken. (Beifall.) 

Abg. Ebner Oswald: Hoher Landtag! Im land­
wirtschaftlichen Beruf spielt die Tierzucht, die 
Tierhaltung die größte Rolle. Bei uns in Steier­
mark darf ich das deshalb feststellen, weil der 
Großteil unseres Landes Gebirgscharakter trägt 
und im Gebirge andere Produktionsmöglich­
keiten, wenn schon nicht ganz so doch zum 
großen Teil ausgeschlossen erscheinen. Schon 
vor mehr als 3 Jahren ha t der Steiermärkische 
Landtag in Erkenntnis dieser Tatsache, das die 
Tierhaltung eine große Rolle spielt, ein Landes-
Tierzuchtförderungsgesetz beschlossen, damit 
einerseits der Landwirtschaft selbst durch ein 
Mehrerträgnis aus der Tierhaltung die Lebens­
möglichkeiten gesichert beziehungsweise verbes­
sert und andererseits, damit der breiten Masse 
der Konsumenten durch verbesserte Produktion 
in der Tierzucht bessere Nahrungsmittel zur Ver­
fügung gestellt werden können. Voraussetzung 
für eine erfolgreiche und verbesserte Tierzucht 
ist aber, die Futtergrundlage herzustellen. Also 
ist nicht nur in breitem Maße, sondern in jedem 
Betrieb die Förderung des Pflanzenbaues von 
Bedeutung, und zwar so, wie ein altes Sprich­
wort sagt: Die Rasse geht durchs Maul. Was beim 
Maul nicht hineinkommt, kann beim Euter und 
in Form von Fleisch von den Tieren auch nicht 
erwartet werden. Dieses Sprichwort ha t sich bis 
heute bewahrheitet und wird sich in alle Zu­
kunft bewahrheiten. 

Da ich als praktischer Bauer in unserem Lande 
durch meine öffentliche Tätigkeit ziemlich viel 
herumkomme, kann ich feststellen, daß gerade 
die futterbaulichen Maßnahmen da und dort 
noch sehr im Argen stehen. Wenn man sich vor 
Augen hält, daß kaum 40 % der landwirtschaft­
lichen Betriebe in der Steiermark über Dünger­
stät ten verfügen und diese Düngerstätten die 
Grundlage für einen erfolgreichen Futterbau 
darstellen, können wir uns ein Bild machen, wie 
es auf diesem Sektor ausschaut. Erfreulich ist, 
daß hier für die Pflanzenbauförderung erheb­
liche Posten aufscheinen, es muß aber festge­
stellt werden, ich muß es wieder sagen wie vor 
einem Jahr zu einem anderen Kapitel, es ist 
keine rechte Hilfe von dieser Post von 800.000 S, 
die durch Erhöhung auf 1 lA Millionen gebracht 
wurde, zu erwarten. Hätten wir 15 Millionen 
Schilling zur Verfügung, so hä t ten 30 bis 40 % 
der vorhandenen Betriebe Düngerstätten errich­
ten können. Hier ist die Voraussetzung für eine 
rentable Viehzucht. 

Es wird Sie interessieren, für welche Zwecke 
die Tierzuchtförderungsmittel Verwendung fin­
den. Ich will Ihnen hierzu kurz folgendes mit­
teilen und beginne beim edelsten Haustier, dem 
Pferd. Im Zuge der Mechanisierung, der Motori­
sierung der Landwirtschaft hat das Pferd aller­
dings wesentlich an Bedeutung eingebüßt, 
nichtsdestoweniger ist es in verschiedenen Be­
trieben, in Bergbetrieben, wo die Technisierung 
nicht möglich erscheint, noch äußerst notwen-
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dig. Auf dem Gebiete der Pferdezuchtförderung 
wird sehr viel geleistet und kann mehr geleistet 
werden, weil die Anzahl der Pferde gering wurde, 
im besonderen ist zu erwähnen, daß die in der 
Steiermark eingeführte Zuchtleistungsprüfung, 
der Zugwiderstand, aber auch unter dem Sattel 
in Schritt und Trab allerhand Ansehen nicht 
nur in Österreich, abgesehen von der Nach­
ahmung in anderen Bundesländern, auch über 
die Grenzen hinaus gefunden hat. Es ist das 
eine steirische Erfindung und im besonderen 
eine Erfindung des Landesstallmeisters Dr, Wer­
ner. 

Nun spielt wohl die Hauptrolle in der Tier­
haltung das Rind, weil wir vom Rind den 
meisten Nutzen zu empfangen vermögen. Ge­
züchtet wird auf die Gesundheit, die Fruchtbar­
keit, Langlebigkeit als Voraussetzung für die 
Rentabilität und das sind die Grundlagen, die 
zu den besten Leistungen vermögen. Beim 
Rind ist es nicht so wie beim Pferd, daß nur 
eine einseitige Leistung zu vollbringen vermag. 
Das Rind verfügt über eine dreifache Leistung. 
Als erste dürfen wir wohl die Milch nennen, 
welche als Volksnahrungsmittel unentbehrlich 
ist und uns bei der Gesamternährung ganz er­
klecklich hilft. Bei der Milchleistung wird ge­
trachtet, nicht nur möglichst viel von einer Kuh 
zu erringen, sondern auch eine besonders fett­
reiche Milch. Die zweite Leistung ist das Fleisch. 
Hier gilt es, möglichst viel und beste Qualität zu 
erringen und zu züchten. Die dritte Leistung ist 
die Arbeitsleistung, welche beim Rind speziell 
beim Kleinbetrieb und Bergbetrieb nach wie vor 
eine besondere Rolle spielt, wenn es auch in der 
Zeit der Technisierung und Mechanisierung so 
aussehen mag, als sei eine tierische Zugkraft 
bereits überflüssig. Ich bin davon überzeugt, 
daß es sich in den nächsten Jahren zeigen wird, 
daß die tierische Zugkraft unmöglich zu ent­
behren ist. 

Nur um die Verbesserung in der Rinderzucht 
zu forcieren, sind in Steiermark 92 Viehzucht­
genossenschaften tätig, welche in 7 Viehzucht­
verbänden, gegliedert nach Rasse und Gebieten, 
vereinigt sind und diese 7 Viezuchtverbände des 
Landes haben im Rinderzuchtverband des Lan­
des eine Dachorganisation gefunden, so daß die 
grundsätzlichen Fragen, welche für alle bis zu 
einem gewissen Grade dieselben sind, hier in der 
Dachorganisation behandelt werden können 
und die Förderung der •Viehzucht dadurch auf 
einen einheitlichen Nenner gebrächt ist. Die 
Leistungen, welche bereits zu verzeichnen sind, 
sind nicht die schlechtesten, weil wir eben be­
reits in der Lage sind, nicht nur hochwertiges 
Zuchtmaterial zu exportieren, sondern auch 
Nutzvieh, welches sowohl von den Nachbarn in 
Italien als auch von den westdeutschen Brüdern 
gerne gekauft wird. Es wäre noch zu erwähnen, 
daß nicht nur die Viehzuchtgenossenschaften, 
sondern auch die Gemeinden durch Aufstellung 
der notwendigen Vatertiere ihre Beiträge leisten. 
In neuerer Zeit hat auch die Landesregierung 
durch die künstliche Besamungsaktion sehr 
viel geleistet. Es wurden im heurigen Jahr bis 

e.— 17., 18. und 19. Dezember 1953. 

Ende November 35.700 Erstbesamungen bei Rin­
dern durchgeführt. Das ist eine Anzahl, welche 
sich sehen lassen kann. Wenn man dem gegen­
über hält, daß im besonderen die Stadtgemeinde 
Graz, wo die Stierhaltung mit größeren Schwie­
rigkeiten verbunden ist als am Lande draußen, 
von dieser künstlichen Besamung sehr viel pro­
fitiert und anderseits auch die früher sehr ver­
breiteten und die Tierzucht hemmenden Deck­
seuchen sehr zurückgegangen sind, so ersieht 

" man daraus, wie wichtig diese künstliche Be­
samung für die Tierzucht ist. 

Erwähnt werden müssen beider Viehzucht auch 
die edlen Schweine. Auch die Schweine sind mit 
einbezogen in das Tierzuchförderungsgesetz und 
besteht auch eine Körungspflicht für Eber. Es 
war eine schwierige Arbeit, als vor zwei Jahren 
mit der Ebtef-Körung begonnen wurde. Es fehlten 
uns voriges Jahr in Steiermark noch rund 
1200 Eber. Auf Grund der Tätigkeit der Tier­
zuchtförderung der Landeskammer und der ein­
zelnen Tierzuchtleiter draußen in den länd­
lichen Gebieten war es möglich, diese Zahl von 
1200 bis Ende November auf 450 herabzudrük-
ken. Und es wird Aufgabe der einzelnen Ge­
meinden draußen sein, daß sie sich dafür inter­
essieren, die Schweinezucht in ihrem Gebiete 
zu verbessern. Sie sind ja schließlich auch durch 
das Gesetz dazu verpflichtet. Nach den Grund­
sätzen: Gesundheit, Fruchtbarkeit, Langlebig­
keit und besonders um eine gute Fleischqualität 
heranzuzüchten, ist zu diesem Zweck im heuri­
gen Jahr eine Mastversuchsanstalt errichtet 
worden im Tiberhof in Gleisdorf. In dieser Ver­
suchsanstalt wird von den einzelnen Linien 
einerseits die Futterverwertung und anderer­
seits die Fleischqualität genau festgestellt. 

Auch in der Schafzucht sind Verbesserungen 
zu verzeichnen. Ich darf die Schafzucht nur des­
halb erwähnen,,weil sie für einen Großteil unserer 
Bergbauern, die Almen besitzen, die von Rin­
dern nicht mehr zu beweiden sind infolge ihrer 
Steilheit und Felsigkeit, einen wesentlichen Bei­
trag zur Erhaltung seiner Existenz bildet. Es 
wurden auch zur Wollverbesserung aus der 
Schweiz Widder eingeführt. An dieser Stelle muß 
ich bemerken, daß leider die öffentlichen Stel­
len, wenn sie größere Quantitäten an Textil­
waren brauchen, es bis heute nicht für notwen­
dig befunden haben, von den Textilfabriken zu 
verlangen, daß bei diesen Textilien auch öster­
reichische Schafwolle mit verarbeitet wird. Ich 
möchte daher besonders einen Appell an die 
Fraktion der Sozialistischen Partei richten, sie 
möge hier Gelegenheit nehmen, über ihr Mit­
glied, den Herrn Verkehrsminister, in diesem 
Sinne zu wirken und damit den Bergbauern 
einen wesentlichen Dienst zu erweisen. 

Die gesamte heutige Debatte über die Land­
wirtschaft erfüllt mich mit Zuversicht, denn es 
wurde, solange ich die Ehre habe, diesem Hohen 
Hause auzugehören, noch nie in einem Voran­
schlag den landwirtschaftlichen Bedürfnissen so 
wohlwollend gegenübergetreten wie diesmal. Ich 
will hoffen, daß dies Ihr tiefer Ernst ist und daß 
es nicht so ist, wie man in verschiedenen anderen 
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Dingen draußen am Lande feststellen muß. Aber 
darauf komme ich später noch zurück. 

Nun, die Schafzucht spielt eine wesentliche 
Rolle, aber auch die Ziegenzucht spielt eine Rolle 
und wird gefördert, indem man von milch­
reichen Ziegen die Jungböcke zur Zucht zur Ver­
fügung stellt. Ziegenhalter sind in erster Linie 
Arbeiterfrauen, auch Eisenbahner — die Ziege 
heißt nicht umsonst Eisenbahnerkuh — und 
stellt die Ziege das Milchvieh dieser Leute dar. 
Auch hier wird geholfen unter der Voraus­
setzung, daß die Leute selbst es wollen und die 
zuständige Gemeinde das nötige Verständnis 
dafür aufbringt. 

Nicht unerwähnt darf ich lassen, daß auch 
die Hühnerhaltung eine wesentliche Einnahms-
quelle für die Landwirtschaft darstellt und 
anderseits aber auch sehr devisensparend wir­
ken kann. Denn die vielen Millionen Eier, die 
wir hier in Österreich einführen müssen, um 
den Bedarf decken zu können, geben uns die 
Veranlassung, der Hühnerhaltung Auftrieb zu 
verleihen, um die Eigenversorgung in einem 
größeren Ausmaße durchzuführen. Die Tier­
zuchtabteilung der Landeskammer ist hier sehr 
bemüht und hat im heurigen Jahr 180.000 Ein­
tagskücken, die von besten Legehühnern s tam­
men, zum Versand gebracht und hat junge Hen­
nen ebenfalls an die verschiedenen Betriebe 
hinausgegeben. Hier hat, das möchte ich beson­
ders erwähnen, die Organisation des Bundes der 
Landjugend besonders mitgewirkt, die Hühner­
haltung zu heben und zu fördern. Aber nicht 
unerwähnt darf dabei unser kleinstes Haustier 
bleiben, das ist die Biene. Sie ist das fleißigste 
Haustier und wäre wohl oft. auch als Beispiel für 
uns Menschen anzusehen. Es ist daher sehr er­
freulich, daß heuer erstmalig ein Beitrag für 
Bienenzucht im Budget aufscheint und ich darf 
dem Herrn Finanzreferenten hiefür besonderen 
Dank sagen und will dabei erwähnen, daß durch 
die Vermehrung der Bienenzucht auch gleich­
zeitig eine Verbesserung des Obstbaues herbei­
geführt wird. 

Alles recht schön und gut! Diese gesamte 
Förderung, soweit sie in dem Rahmen der vor­
handenen Mittel möglich ist, würde auch bald 
zu einem Erfolge führen, wären nicht' die ver­
schiedenen Hemmnisse und Krankheiten. Die 
TBC-Bekämpfung als solche, die vor einigen 
Jahren begonnen hat, muß selbstverständlich 
weiter geführt werden, ansonsten werden wir 
einen Tages nicht mehr imstande sein, unseren 
bäuerlichen Berufsstand zu erhalten einerseits 
und andererseits Tiere ins Ausland zu exportie­
ren. Und schließlich ist auch unser inländischer 
Konsument daran interessiert, daß er ein ge­
sundes Fleisch zur Verfügung hat. Andere Seu­
chen habe ich bereits erwähnt. Sie können 
durch verschiedene Maßnahmen bekämpft wer­
den. Wir haben auch eine Einrichtung in der 
Steiermark, und zwar die Tierseuchenkasse, 
welche die Finanzierung der verschiedenen 
Arten von Tierseuchenbekämpfung übernimmt. 
Es ist zu erwähnen, daß in diesem Voranschlag 

auch ein Betrag hiefür aufgenommen werden 
mußte. Damit nicht in einigen Köpfen die Mei­
nung auftaucht, die ganze Tierhaltung lasse sich 
unterstützen mit öffentlichen Mitteln, mache 
selbst aber nichts, möchte ich ausdrücklich fest­
stellen, daß dem nicht so ist. Sondern den 
Löwenanteil, ich möchte sagen 98 %, müssen 
schon die Tierhalter selbst aufbringen und die 
öffentlichen Mittel werden vielleicht die rest­
lichen 2 "/„ ausmachen. Ich möchte auch er­
wähnen, daß zu dem im heurigen Jahr von uns 
beschlossenen Landesbezirkstierärztegesetz noch 
die Durchführungsverordnung bzw. eine Dienst­
instruktion ausständig sind. Erst dann wird es 
möglich sein, daß man bei Bekämpfung der ver­
schiedenen Tierseuchen die Herren Landes­
bezirkstierärzte auch heranziehen kann, weil sie 
eben auf Grund des erwähnten Gesetzes irgend­
welche Vorteile davon haben. 

Ich möchte nun noch ein paar Worte zu den 
viel umstrittenen Maschinenhöfen verlieren. 
Herr Kollege Rösch ha t als Sprecher der Sozia­
listischen Partei über die Maschinenhöfe ge­
sprochen und ich muß sagen, daß ich recht froh 
darüber bin, daß er mein Vorredner war, so daß 
ich gleich meine Meinung dazu abgeben kann. 
Für die Machinenhöfe ist im Budget ein Betrag 
von rund 100.000 S vorgesehen. Er soll dazu 
dienen, um den einzelnen Gemeinden, glaube 
ich, Beihilfen für die Aufrichtung eines Ma­
schinenhofes zu gewähren. Die Engrosfinanzie­
rung eines solchen Maschinenhofes müssen die 
Gemeinden selbst aufbringen; weil dem so ist, 
daß in verschiedenen ländlichen Gemeinden die 
Grundsteuer die Haupteinnahme für die Ge­
meinde darstellt, müssen selbstverständlich dort 
sämtliche Grundbesitzer zu dieser Finanzierung 
der Maschinenhöfe Beiträge leisten. Darunter 
auch in Berggemeinden jene entlegenen Berg­
bauern und Hubenbauern, welchen es infolge 
der schlechten Wegverhältnisse unmöglich ist, 
daß sie irgendwelche Maschinen von diesen 
Höfen benützen können. Heute ist der Meinung 
Ausdruck gegeben worden, daß man diese Berg­
bauern scheinbar abschreiben müßte, es sei 
ihnen nicht zu helfen. Gerade der Bergbauer ist 
mit Rücksicht auf den Landarbeitermangel ge­
zwungen, die Technisierung aus eigenem durch­
zuführen, soweit als überhaupt möglich. Selbst 
wenn ein Weg zu dem einen oder dem anderen 
Bergbauern hinführt,, auf dem man mit der 
Maschine fahren kann, würden die Maschinen 
auf den Steilhängen nicht angewendet werden 
können. Eine Seilwinde ist kein Gerät für einen 
Maschinenhof, weiters wäre auch dem Berg­
bauern die Bedienungsmannschaft zu teuer und 
eine Rentabiliät könnte nicht gefunden werden. 
Er ist weit günstiger dran, wenn er sich diese 
Seilwinde selbst kaufen kann und so, wie bisher, 
ihm die Kammer zum Ankauf eine Beihilfe gibt. 
Daß das Interesse seitens der Bergbauernschaft 
vorhanden ist, bestätigen Ihnen folgende Zif­
fern: Es wurden im vergangenen J ah r mit den 
Mitteln, welche hier im Budget aufscheinen, von 
der Landwirtschaftskammer rund 400 Maschi­
nen bzw. Anlagen, Güllepumpen mit 12.000 bis 



268 11- Sitzung des Steierm. Landtages, III. Periode.— 17., 18. und 19. Dezember 1953. 

13.000 m Rohren, Seilwinden mit 4000 m Seilen, 
Hauswasserversorgungsanlagen, Waschmaschi­
nen gehören hiezu, rund 400 Maschinen mit 
Zuschüssen beteilt. Für weitere über 200 Maschi­
nen liegen Ansuchen in der Kammer, nachdem 
die Mittel nicht weiter gereicht haben. Wenn 
man weiß, daß nur ausschließlich die Berg­
bauern solche Zuschüsse erhalten haben, bin 
ich der Meinung, daß durch die Errichtung der 
Maschinenhöfe den Bergbauern ein Schaden zu­
gefügt wird, welcher nicht zu verantworten und 
nicht gerecht ist. Ich bin nicht darauf einge­
stellt, Großbetriebe im besonderen zu verteidi­
gen, soweit sie nur Landwirtschaft besitzen ja, 
sie finden ihre Rentabilität nicht, wenn sie 
nicht Forste besitzen. Ich finde es als Unge­
rechtigkeit, daß diese großen Betriebe durch 
ihre hohen Grundsteuern zum Ankauf dieser 
Maschinen für die Maschinenhöfe mit beitragen 
müssen und noch größer ist die Ungerechtig­
keit den Bergbauern gegenüber, die nicht die 
Möglichkeit haben, die Maschinen eines solchen 
Maschinenhofes auszunützen. Ich bin der Mei­
nung, daß all jene, die die Möglichkeit haben, 
solche Maschinen zu verwenden, sich in den be­
kannten Gemeinschaften zusammenschließen 
sollen. Die Leute werden viel mehr Freude daran 
haben, wenn sie diese Maschinen als ihr Eigen­
tum bezeichnen können, auch wenn sie Geld in 
Form eines billigen Kredites aufnehmen müssen. 
Gerechtfertigt bleibt die Sache auf dieser 
Basis. Ich möchte im besonderen an die sozia­
listische Fraktion den Appell richten, ihren 
diesbezüglichen Standpunkt, den sie im Finanz­
ausschuß vertreten hat, im Interesse der Erhal­
tung unseres Bergbauerntums zu ändern. 

Kollege Hegenbarth ha t bereits festgestellt, 
daß das warmfühlende Herz für die Landwirt­
schaft nicht auf der linken Seite gelegen ist, es 
sind wohl Ansätze im gleichen Ausmaße wie im 
Vorjahre zu verzeichnen, aber irgendwelche Er­
höhungsanträge, die sind doch von der rechten 
Seite gekommen, von den wirklich es ehrlich 
meinenden Bauernvertretern. Bei den anderen 
muß man deshalb zweifeln, weil verschiedene 
Parteikollegen draußen in den einzelnen Ge­
meinden, in den Stadtgemeinden Kapfenberg, 
Brück, Leoben und Mürzzuschlag es nicht der 
Mühe wert gefunden haben, im Interesse der 
Bergbauern in ihrem Gemeindegebiet an das 
Finanzministerium das Ansuchen zu richten, 
daß diese bäuerlichen Gebiete als Bergbauern-
gebiete deklariert werden auf Grund des Fi­
nanzgesetzes 1954. Was ist mit dem Gößgraben? 
Mit den Betrieben bis 1600 m Höhe? In der Stadt 
Leoben ist meines Wissens kein Landwirt­
schaftsbetrieb, es ist alles verbaut. Wen man die 
Stadt Leoben als Bergstadt bezeichnet, so 
kommt damit zum Ausdruck, daß sie zwischen 
den Bergen drinnensteckt, nachdem aber alles 
verbaut ist, gibt es nichts anderes als Berg­
bauern. Ich möchte sehr appellieren, daß sich 
die Herren Bürgermeister bzw. die Gemeinde­
vertreter dieser Gebiete Leoben, Brück, Kapfen­
berg und Mürzzuschlag annehmen. (Zwischen­
ruf: „Teilgebiete kann man nicht erklären, nur 

ganze Gemeinden,") Kann man ohne weiteres, 
wenn es sich wie in Leoben um eine Bergstadt 
handelt. Es sind wenige 100 Schilling, was sie 
mehr an Steuern zahlt, man braucht das nicht 
so genau zu nehmen. Das Gemeindegebiet von 
Leoben ha t durch die Vergrößerung von Dona­
witz und Goß fast 300 landwirtschaftliche Be­
triebe, da zahlt sichs schon aus. Es mutet heute 
die Einstellung der sozialistischen Fraktion zu 
den landwirtschaftlichen Problemen komisch 
an, wenn man weiß, daß dort dagegen gearbeitet 
wird. Man könnte zur Vermutung kommen, hier 
ha t man den Wolf im Schafspelz vor sich. 

Wenn der Herr Kollege Brandl sich bemüssigt 
gefühlt hat , der bäuerlichen Seite zu empfehlen, 
daß waldbauliche Verbesserungen durchgeführt 
werden, steht es ihm frei, sich an die Forst-
abteilung der Kammer zu wenden, er wird dann 
zu einer anderen Meinung kommen. Wenn er 
weiters glaubt, daß die Landarbeiter bei der ÖVP 
nicht als richtige .Menschen gewertet werden, so 
muß ich der Meinung Ausdruck verleihen, daß 
der Kollege Brandl einige Jahre, vielleicht J ah r ­
zehnte geschlafen ha t und er möge zur Kennt­
nis nehmen, daß es gerade die landwirtschaft­
lichen Betriebsinhaber waren, die im vergan­
genen Jahr 2254 Wohnungen für ihre Arbeit­
nehmer verbessert haben. Ich glaube, das allein 
bezeugt schon, daß das Herz auch für die Arbeit­
nehmer offen ist. Ich muß aber gegenteilig fest­
stellen, daß gerade der Herr Abgeordnete Tau-
rer es war, der den Antrag gestellt hat , daß die 
Post „Eigenheimbauten für Landarbeiter" um 
die Hälfte reduziert, also von 400.000 S auf 
200.000 S herabgesetzt wird. Im Finanzausschuß 
wurde dieser Antrag gestellt. Warum? Wahr­
scheinlich aus Liebe zu den Land- und Forst­
arbeitern, etwas anderes könnte ich mir nicht 
vorstellen. (Abg. T a u r e r : „Da haben aber 
Sie geschlafen!") Ich habe nicht geschlafen. 
(Abg. T a u r e r : „Dann müssen Sie auch die 
Begründung gehört haben.") Der Antrag ist 
gestellt worden und die Begründung habe ich 
auch gehört, aber die war nicht stichhältig, 
denn man kann sich nicht in eine Organisation 
einmengen, wozu man gar nicht das Recht hat. 
Da sind ganz andere Stellen dafür zuständig. 

Abschließend darf ich feststellen, wenn man 
die Bergbauern in der Steiermark retten will, so 
sind weitere finanzielle Beihilfen in Zukunft un­
bedingt notwendig. Die Notwendigkeit der fach­
lichen Ausbildung, welche ich an die erste Stelle 
stellen muß, ha t Kollege Hegenbarth bereits 
unterstrichen. Als zweitnotwendig möchte ich 
herausstellen die Erschließung der einzelnen 
Bergbauernhöfe durch entsprechende Wege. 
Dies wird allerdings einen ziemlich hohen Be­
trag beanspruchen. So werden die Ansätze, 
welche wir heuer im Finanzausschuß beschlos­
sen haben, in Zukunft nicht hinreichen, um 
zeitgerecht vorzusorgen, damit nicht der Groß­
teil der Bergbauern schon früher von der Leiten 
herunter muß. An dritte Stelle setze ich die 
Pflanzenbauförderung, an die vierte Stelle die 
Tierzuchtförderung und an die fünfte, aber 
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nicht letzte Stelle die Technisierung. Die Tech­
nisierungsmaßnahmen sind zwingend notwen­
dig, wie überhaupt diese fünf Punkte außer­
ordentlich wichtig sind. Ich könnte noch fünf­
zehn bis zwanzig weitere Punkte bringen, das 
wäre nicht schwer, aber ich will den Hohen 
Landtag nicht so lange aufhalten. Die Techni­
sierung ist vordringlich und wer gegen die Tech­
nisierung der Bergbauernhöfe ist, der ist für 
den Ruin derselben. (Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! Meine Da­
men und Herren! Mein Kollege Rösch ha t sich 
so klar und grundlegend mit dem Problem der 
Landwirtschaft auseinandergesetzt, daß keiner 
Ihrer Redner, der dazu Stellung nehmen wollte, 
überhaupt heran konnte. Es ist lediglich dabei 
geblieben, die Maschinenhöfe zu kritisieren, 
auch der Bauernphilosoph Hegenbarth ha t sich 
nicht weiter darauf eingelassen, sondern ist dem 
ausgewichen und ha t sich einen anderen Blitz­
ableiter gesucht. Und diese Maschinenhöfe, die 
der Herr Abg. Ebner I bekämpft hat , ha t er 
andererseits bei der Technisierung wieder ver­
langt. Es ist doch notwendig, daß man einmal 
etwas über die Art, wie sich die ÖVP die Ver­
waltung der Maschinenhöfe und deren Hand­
habung vorstellt, sagt. 

Anläßlich einer Versammlung in irgend einem 
Bauerngasthaus kam ein Landwirt zu mir und 
fragte: „Ihr habt doch in Kärnten solche Ma­
schinenhöfe aufgezogen, wie handhabt Ihr 
diese?" Ich habe den Kollegen — es war ein 
junger fortschrittlicher Landwirt — aufgeklärt, 
da h a t er mit dem Kopf gewackelt und ich habe 
ihn gefragt, was ihm denn da nicht paßt. Dar­
aufhin erzählte er, daß er vor 14 Tagen als 
Schriftführer der dortigen Maschinengenossen-
schaft abgesetzt worden sei, nur deshalb, weil 
er eine Maschine, die gerade frei stand, einem 
kleinen Bauern geborgt habe, der sie notwendig 
gebraucht ha t und der genau so unter dem 
Arbeitermangel leidet, wie jeder andere. (Zwi­
schenruf Landeshauptmann K r a i n e r . ) Herr 
Landeshauptmann, Sie glauben wohl, daß ich 
plausche, aber wenn Sie wollen, könnte ich mit 
Ihnen hinfahren, damit Sie sich selbst über­
zeugen, daß das wahr ist. Ich nenne diesen 
Namen deshalb nicht, weil mich die Erfahrung 
gelehrt hat , daß dann ein paar Parteifunktio­
näre hinfahren und über diesen Einzelnen zu 
Gericht sitzen, wie das schon einmal der Fall 
war. Soviel wollte ich zu den Maschinenhöfen 
sagen. 

Es wird auch in dem Kapitel über die Seß-
haftmachung der Landarbeiter gesprochen, und 
zwar sehr viel. Ich habe da einen Akt bei mir, 
wonach ein Landarbeiter, der vorübergehend in 
Graz gewohnt und hier eine Bettstelle gehabt 
hat, der eine Frau und zwei Kinder hat und der 
nun in Hausmannstät ten einen Grund mit 
5000 m2 erworben ha t und der dort mit seiner 
Frau im Sommer bei den Bauern als Land­
arbeiter arbeitet, sich nun dort ein Hütterl 
bauen will als Nothütte, damit er überhaupt 

einmal anfangen kann, zu bauen, als Eigen-
. heimsiedler, als Landarbeiter, der sich seßhaft 
machen will. Aber so einfach geht das nicht. Da 
wird einmal der Gemeinderat alarmiert, der da­
gegen ist, weil man einen Fremden nicht an­
sässig werden lassen will. Weiter wendet man 
sich an die Grundverkehrskommission, an die 
Bezirkshauptmannschaft und die findet plötz­
lich, daß dort überhaupt nicht gebaut werden 
darf. Man läßt allzusehr die Paragraphen spre­
chen und weniger das Herz und den Verstand, 
obwohl der Herr Generalredner der ÖVP gestern 
so sehr an das Herz appelliert hat . Und als 
zweites blieb dann die Berufung dieses Mannes 
an den Herrn Landeshauptmann, den wärmsten 
aller Bauernfreunde, ebenso erfolglos. So schaut 
es also in Wirklichkeit mit der Seßhaftmachüng 
aus, daß der Mann schließlich zurück gehen soll 
in die Stadt, wo er nur eine Bettstelle gehabt 
hat, also eigentlich das Gegenteil von dem, was 
man immer verlangt. Man ha t ihm auch einen 
Grundtausch angeboten, der ha t aber so aus­
geschaut, daß man ihm für 5000 m-' guten 
Grund 1000 m- Sumpfland angeboten hat. Die 
Auf Schließungsarbeiten — ha t man ihm gesagt 
— die werden dann später gemacht werden, oder 
auch nicht. Kurz und gut, das zeigt, wie die 
Praxis ausschaut. Reden tut man schön und viel, 
aber handeln tut man in der Praxis anders. So 
schaut die Seßhaftmachüng aus, wie Sie sie sich 
vorstellen, daß man jemandem, der noch kein 
Besitzer ist, der nur einen Streifen Grund er­
worben hat, daß man nun diesen Grund gegen 
einen schlechteren umtauschen will. Ich weiß, 
es gibt Gesetze, die das irgendwie verhindern 
sollen, daß man Kulturland nicht als Baufläche 
anerkennt, aber man muß doch, wenn man der 
Landflucht entgegentreten will, mehr mit dem 
Herzen arbeiten und nicht nur mit den Para­
graphen. 

Im übrigen möchte ich den Kollegen von der 
ÖVP folgendes sagen: Die Frage der Landflucht 
und der Entwurzelung des Bauern ist ja viel 
älter. Schon Peter Rosegger, unser Heimat­
dichter, ha t in seinem Buch „Jakob, der Letzte" 
wertvolle Anregungen hiefür gegeben. Da 
braucht man gar nicht so demagogisch wie der 
Herr Kollege Ebner hier aufzutreten. Bitte, lesen 
Sie es. (Beifall und Bravorufe bei SPö.) 

Abg. Wallner: Hohes Haus! Es ist das gute 
Recht des Landtages, über Mittel, die er be­
schließen läßt und über ihre Verwendung 
Rechenschaft zu verlangen. Wen heute über die 
Art der Verwendung der Mittel der Landwirt­
schaftsförderung gesprochen und mancher Rat­
schlag erteilt wurde, muß festgestellt werden, 
daß die Aufwendung der Mittel für die Land­
wirtschaftsförderung des letzten Jahres zweck­
mäßig war und größten Erfolg gezeitigt hat. Wir 
dürfen nicht vergessen, daß wir noch bis Juli 
1952 fleischlose Tage in Österreich hat ten und 
es ist den wenigsten mehr bekannt, in welch 
verhältnismäßig kurzer Zeit durch eine über­
große Arbeitsleistung der österreichischen Bau­
ernschaft diese beseitigt werden konnten. Wir 
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haben heute bereits genügend Nahrungsmittel 
in den einzelnen Sparten zur Verfügung. Noch 
im Jahre 1948 hatten wir erst eine Marktlei­
stung von 650.000 t Milch in Österreich gehabt, 
in diesem Jahre ist sie schon auf 1,200.000 t an­
gestiegen, fast um 100 %. Der Getreidebau 1948 
hat uns nur mit ungefähr 230.000 t versorgen 
können, jetzt ist die Getreidelieferung auf 
400.000 t angestiegen, bis Juli 1952 sind wesent­
liche Mengen an Fleisch und Vieh aus dem Aus­
land importiert worden, seit 1. Juli 1952 brauch­
ten wir kein Stück Vieh mehr zu importieren, 
sondern wir haben im Gegenteil im heurigen 
Jahr viele 1000 Stück Vieh exportieren, und bei 
dieser Entwicklung den heimischen Markt aus­
reichend versorgen können. In dieser Tatsache 
liegt nicht nur die richtige und zweckmäßige 
Verwendung der Mittel begründet, durch diese 
Tatsache wird auch eine enorme Arbeitsleistung 
der österreichischen Bauern zum Ausdruck ge­
bracht. 

Daß aber trotz dieser Entwicklung in der 
Landwirtschaft die Einnahmengestaltung kei­
neswegs mit dieser Erzeugungssteigerung' 
Schritt gehalten hat, kommt sinnfällig darin 
zum Ausdruck, daß wir heute — nicht nach 
unseren Feststellungen, sondern nach den Fest­
stellungen des Statistischen Zentralamtes in 
Wien — bei 22% Anteil an Berufstätigen nur 
15 % Anteil am österreichischen Volkseinkom­
men haben. Die Ursache liegt eben in der Ent­
wicklung, liegt darin, daß die österreichische 
Landwirtschaft in ihrer Produktivität und Er­
zeugungssteigerung nicht jenen Weg beschrei­
ten kann, der heute draußen in der Welt be­
schritten wird, wo es große Farmen, Flächen­
gebiete gibt, wo in der Landwirtschaft im Ver­
hältnis zur Produktion soviel Menschen verwen­
det werden, wie heute in der Industrie. Wir sind 
nun einmal nicht in der 'Lage und damit will 
ich auch mit den Maschinenhöfen abrechnen, 
in unseren Berg- und Hügellagen des steirischen, 
und überhaupt des Alpenlandes Gebiete" in 
erster Linie mit Maschinen und Traktoren und 
SpezialWerkzeugen zu bearbeiten, die zwar auf 
Sand- und Schotterboden, auf dem man einen 
Tag nach starkem Regen fall mit der Maschine 
schon wieder arbeiten kann, wohl verwendet 
werden können, nicht aber bei uns in den 
Alpentälern mit dem lehmigen Boden, wo man 
tagelang zuwarten muß, um nicht enorme 
Druckschäden auf den Äckern zu haben, die den 
Jahresertrag herabmindern. 

Ich weiß, daß die Verbesserung der Einkom­
mensverhältnisse nicht erreicht und zum Teil 
auch die Landflucht nicht dadurch behoben 
werden kann, daß wir in einer fortschreitenden 
Agrarpreissteigerung unsere Zuflucht suchen. 
Ich weiß, daß nicht nur auf Seite des Konsu­
menten Grenzen gesetzt sind, ich weiß, daß wir 
mehr und mehr unter dem Einfluß der A g r a r -
w i r t s c h a f t Europas und der ganzen Welt 
stehen und hier keine Insel der Seligen bilden 
können. Ich weiß aber auch, daß wir in der Pro­
duktivität und Steigerung der Qualität unserer 
Erzeugnisse noch einen weiten Weg gehen müs­

sen und dieser Weg auch nicht der gleiche sein 
kann wie dort, wo ganz andere Voraussetzungen 
die Grundlage bilden, wie bei uns. Ich bin der 
Meinung, daß wir bei Steigerung der Produk­
tivität, das ist nur vulgär gesagt, bei Einsatz 
geringerer Mittel eine höhere oder gleiche Lei­
stung zu erbringen haben. Um das zu können, 
brauchen wir zuerst einmal — und darüber ist 
schon gesprochen worden — die Bildung und 
Aufklärung durch Betriebsberatung und Schu­
lung. 

Es ist Tatsache, daß überraschend schnell für 
die Landwirtschaft eine Zeit gekommen ist, auf 
die sie ausbildungsmäßig keineswegs vorbereitet 
war. In der Landwirtschaft ist es nicht so wie 
in der Industrie, wo in zwei, drei großen staat­
lichen Werken neue Ingenieure eingesetzt wer­
den, die nach neuen Vorschlägen und neuen 
Methoden arbeiten, wo die neuen Betriebsein­
richtungen, die den Produktionskosten zuge­
schlagen werden dürfen, da sind. In der Land­
wirtschaft ist es nicht so, wie in den fünf Pa­
pierfabriken des Landes, wo, wenn die For­
schung neue Erkenntnisse bringt, eben neue 
Maschinen eingestellt werden und der ganze Be­
trieb in einigen Monaten umgestellt wird. Wir 
haben es mit 79.000 steirischen Bauern zu tun 
und da kann es niemand einfallen, zu glauben, 
daß das überholt wäre, daß wir Wege gehen 
sollten, wie sie vom Osten gelehrt werden, wo 
die Angehörigen der oberen Sowjets erklärt 
haben: Sie waren einmal 58 Bauern im Dorf 
und sind heute eine Kolchose mit 2100 ha! 

Wir haben auch Erzeugungsziffern je Flä­
cheneinheit und Leistungsziffern je Kuh und ich 
stelle fest, daß wir in den kleinbäuerlichen Be­
trieben weit über diese Leistung hinaus sind. 
Wir stehen vor einer Struktur unseres Bauern­
standes, die gegeben ist, wir wollen trachten, in 
der Zukunft durch ein richtiges Grundverkehrs­
gesetz eine weitere Zersplitterung zu verhindern. 
Durch Erbteilung in Bauernhöfen greift, weil 
kein Kapital da ist, jeder Erbe auf Grund und 
Boden und führt dadurch eine weitere Zersplit­
terung herbei. Das müssen wir verhindern, 
durch Zusamenlegung trachten, die Voraus­
setzungen für eine Mechanisierung zu verbes­
sern. Aber dieser Weg ist schwer und langsam. 
Wir machen ja Fortschritte, jedoch nur lang­
sam bei dieser Struktur der Landwirtschaft, die 
dadurch gekennzeichnet ist, daß 46 % der 
79.000 steirischen Bauernbetriebe nur bis 5 ha 
Grundfläche besitzen. Allen diesen Menschen 
sind Neubelastungen auferlegt worden, an deren 
guter Auswirkung sie keinen Anteil haben, in­
direkte Belastungen, die gegeben sind durch die 
sozialen Maßnahmen, die heute allen Berufs­
ständen zukommen und den Bauern mit jedem 
Produkt, das er kaufen muß, belasten. Während 
die Agrarpreise, die Gesamteinnahmen für das 
Bauernhaus, einen Index von 650 bis 660 zu 1938 
aufweisen, liegt der gesamte Betriebsaufwand 
des Bauernhauses nach den Ergebnissen des 
Statistischen Zentralamtes bei 780. Es ist also 
die Belastung auf allen Gebieten viel größer 
geworden. 
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Ich will auch zugeben, was die Auswirkungen 
des Verkehrs mit sich gebracht haben, daß auch 
das letzte Bauernhaus heute sieht und hört, wie 
die Menschen in der Stadt leben, was die ver­
schiedenen Berufsstände dort an sozialen 
.Sicherheiten haben, welche Arbeitszeiten sie 
haben und daß dadurch auch die Forderung 
nach Erhöhung des Lebensstandards im einzel­
nen Bauernhof entsteht, die bisher nur deshalb 
mit ihrer Lage zufrieden waren, weil sie etwas 
anderes nicht gekannt haben, 

Wir haben aber in diesen bäuerlichen Betrie­
ben keine soziale Sicherheit. Unser Leben im 
Staate ist heute gekennzeichnet durch die Sucht 
nach absoluter und völliger Sicherheit vom 
kleinen Kind bis zum Alter. Das mag sehr schön 
sein für den Menschen, dem man es geben kann, 
aber diese 50 % steirischen Kleinbauern sind 
einerseits Unternehmer, die alle Belastungen 
mitzutragen haben, die hier aufscheinen und sie 
sind andererseits gleichzeitig Arbeiter, die sich 
nur durch Mehrarbeit erhalten können, die aber 
von jeder sozialen Sicherheit ausgeschlossen 
sind. Ich habe im Finanzausschuß ein Beispiel 
gebracht, wie es kürzlich einer Kleinbäuerin ge­
gangen ist, die sich bitterlich beklagt hat . Sie 
verfügt über 9 Joch Grund, 4 Joch davon sind 
Waldfläche. Der Wald ha t schon herhalten müs­
sen, um dem Betrieb als Stütze zu dienen. Die 
Frau ha t 5 Joch Wiese und Acker und damit 
eine 76 Jahre alte Mutter und fünf Kinder bis 
zum 15. Lebensjahr zu erhalten. Sie erntet aber 
nicht so viel, daß sie bei diesem Hausstand das 
Jahr hindurch mit Nahrung auskommen könnte. 
Sie bekommt weder eine Altersrente für die 
Mutter noch eine Kinderbeihilfe, dagegen er­
wartet sie in drei Monaten das sechste Kind. Für 
das fünfte Kind ist jedoch die Hebamme noch 
immer nicht bezahlt. Das sind also die Ur­
sachen, weshalb die jungen Leute nicht auf dem 
Lande bleiben wollen und die Söhne und Töch­
ter dieser Bauern es vorziehen, in der Stadt 
Angestellte oder Fabriksarbeiter zu werden, wo 
sie soziale Sicherheiten genießen. So einfach ist 
das Problem also nicht, wie sich das manche 
vorstellen, daß man einfach Maschinenhöfe er­
stellt und damit wird dann alles gemacht sein. 
Die Leute haben ja gar nicht das Geld, um die 
Maschinen zu bezahlen. 

Hoher Landtag! Wir haben auf dem Gebiet 
der Steigerung der Produktion in der Form der 
Mechanisierung nicht geschlafen. Der Herr Ab­
geordnete Rösch ha t erklärt, daß wir nur 
39 Maschinengenossenschaften derzeit haben — 
das ist richtig — mit einer Teilnehmerzahl von 
zirka 500. Wir haben aber auch 62 Traktoren­
gemeinschaften, die nicht im Handelsregister 
eingetragen sind und die rund 4000 Mitglieder 
umfassen. Das sind jene Gemeinschaften, die 
sich einfach in einer losen Gemeinschaft zu­
sammen die Maschinen gekauft haben, bei 
denen ein Bauernbursch die Bedienung über­
nommen hat, die aber keine festen Satzungen 
haben und daher im Handelsregister nicht ein­
getragen sind. Wir haben von der Kammer aus 
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in den letzten 4 J ahren 7308 Maschinen, von 
denen allein 3261 Motormäher sind, durch ERP-
Mittel, Landes- und Bundesmittel entweder 
durch Darlehen oder durch Beihilfen bezu-
schußt. Gerade durch den Motormäher wird den 
Menschen die Arbeit sehr erleichtert, denn wenn 
auch das Zugtier mit dem Pflug geht, so ist 
doch die härteste Arbeit das Mähen. Wer ein­
mal von 4 Uhr früh, bis die Sonne heiß am 
Himmel steht, gemäht hat , der weiß, was das 
für eine Schinderei ist. Früher ha t man erlebt, 
daß 6—8 Männer in einer Reihe mähten, das 
findet man heute nicht mehr. Heute ist es so, 
daß auch ein kleiner Bauer sich einen Motor­
mäher kauft, der dann auch noch bei 4 bis 
5 Nachbarbetrieben das Mähen durchführt. Was 
Kollege Ebner gesagt hat, ist richtig, gerade 
jene Bauern, die großes Interesse daran hät ten, 
kommen gar nicht dazu, Maschinenhöfe zu be­
nützen, weil man diese j a nur in solchen Ge­
bieten errichten kann, wo der Einsatz der Ma­
schinen auch möglich ist. Am meisten muß uns 
in der Zukunft aber daran liegen, diesen kleinen 
Besitzern zu helfen. Wir sind der Meinung, daß 
man Mittel, die man aus öffentlicher Hand für 
einen bestimmten Zweck verwendet, als ge­
wählter Abgeordneter nach bestem Wissen und 
Gewissen so einzusetzen hat, daß man mit 
diesen Mitteln den größten Nutzen erzielt und 
die damit angeschafften Maschinen und Geräte 
am zweckmäßigsten ausgenützt sind. Ich habe 
schon im Finanzausschuß erklärt, daß so viel 
von den Maschinenhöfen in Kärnten erzählt 
wird. Wir wissen genau, daß sie im vorigen J ah r 
noch bei 42 S Stundenlohn für die Traktor­
stunde hat ten, daß dabei ein Verlust im J ahr 
herausgekommen ist und daß sie daher 
heuer auf 28 S zurückgegangen sind. Wir haben 
in der ' Steiermark derzeit 21 S Stundenlohn in 
unseren Maschinengenossenschaften und es 
muß auch eine Amortisation getätigt.werden, 
weil die Maschinen ständig in Reparatur sein 
und eines Tages wieder erneuert werden müssen. 

"Wir legen sogar besonderen Wert darauf. 

Wir sind der Meinung, daß man in Zukunft 
die Anschaffung dieser Gemeinschaftsmaschi­
nen fördern soll, daß heißt, gewissen kleinen 
Besitzern den Ankauf von Maschinen erleich­
tern soll, die damit rechnen und sich auch ver­
pflichten, mit diesen Maschinen Nachbarschafts­
hilfe zu tätigen. Diesen Weg ist man z.B. in 
Schweden gegangen. Man ha t dort schon über 
7000 solche gemeinschaftliche Maschinen­
anschaffungen durchgeführt. Ich selbst war 
dort und habe mich gerade über Fragen der Ge­
nossenschaften in der Viehverwertung und in 
Fragen des Maschineneinsatzes erkundigt und 
ich habe keinen einzigen öffentlichen kommu­
nalen Maschinenhof in Schweden gefunden, 
wohl aber unzählige Bauern, die mit staatlicher 
Hilfe, das heißt mit einem Kredit bis zu 80% 
sich diese Maschinen angeschafft haben und 
die in 5 gleichen Jahresraten diesen Kredit zu­
rückzahlen. Wenn die 4. Rate pünktlich bezahlt 
ist, wird ihnen die 5. Rate als Prämie nachge­
lassen. So ha t man in Schweden Maschinen-
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einsatz betrieben. Ich habe in Schweden zwei 
junge Bauern gesehen, die überhaupt kein 
Stück Vieh haben, sondern nur Getreidebau 
betreiben; jeder ha t einen Traktor mit einem 
Anhänger, damit ist er zur Erntezeit Tag und 
Nacht unterwegs, um sie in der ganzen Umge­
bung zum Einsatz zu bringen. Ich bin der Mei­
nung, daß wir nicht zulassen dürfen, daß sich 
hier ein kapitalistisches Unternehmertum bil­
det, sondern wir sind der Meinung — genau so 
wie in Schweden —, daß diese Maschinenkäufe, 
die aus öffentlichen Mitteln bezuschußt werden 
und bei denen die Maschinenbesitzer dann -ver­
traglich verpflichtet werden, im Umkreis ihres 
Besitzes Nachbarschaftshilfe zu leisten, die von 
der Kammer genau festgelegt wird, den Ma­
schinenhöfen vorzuziehen sind. Wir tä ten gut 
daran, über die Genossenschaften hinaus in Zu­
kunft genaue Richtsätze herauszugeben, wo­
durch nicht nur die Verzinsung, sondern auch 
die Amortisation und die Erhaltung der Ma­
schinen gewährleistet wird, damit hier nicht 
Unfug betrieben werden kann und Preise ver­
langt werden, die nicht gerechtfertigt wären. 

In erster Linie müssen wir uns der Verant­
wortung bewußt sein, öffentliche Mittel so zu 
verwenden, daß sie am besten zum Einsatz 
kommen und zweitens wollen wir es aus grund­
sätzlicher Einstellung nicht, daß man mit der 
Verstaatlichung, die man in den Großbetrieben 
bereits durchgeführt hat , in irgend einer Art 
und Weise auch unten beginnt. Wir wollen bei 
all unserem Beginnen, ob es sich nun um die 
Errichtung von Maschinengenossenschaften 
oder Maschinengemeinschaften handelt, an die 
Spitze unserer Bestrebungen stellen, einen 
freien, eigenberechtigten und selbständigen 
Bauern zu erhalten. Wenn einmal die Gemein­
schaft, sei es nun die Gemeinde, das Land oder 
der Bund, über die Betriebsmittel unserer 
Bauern* verfügen, dann, ist es nur noch ein 
kleiner Weg, um hier eine Entwicklung wie im 
Osten zu erreichen. Ich will zugeben, daß Sie 
das heute nicht im Sinne haben, es wird aber 
eine Entwicklung angebahnt, vor der dann auch 
Sie nicht Halt machen können. Die nächste 
Überlegung würde sein, die Maschinenhöfe 
seien gar nicht ausgenützt, man müsse auch 
Grund und Boden zusammenlegen und kommu­
nal bewirtschaften. Ich habe schon manche 
solche Vorschläge bekommen. Man soll nicht 
glauben, wie diese Gedankengänge so herum­
flattern, ohne daß die Leute dabei denken, was 
das Ende sein wird. Wir sind aus grundsätz­
lichen Erwägungen der Meinung, daß es nicht 
die Aufgabe der kommunalen Körperschaft ist, 
die Betriebsmittel zu besorgen. Was Kollege 
Edlinger gesagt hat, ist richtig. Kollege Lackner 
ha t mitgeteilt, es habe sich jemand an ihn ge­
wandt, der bestraft wurde, weil er eine Maschine 
unbefugt eingesetzt hat. Ja, glauben Sie denn, 
wenn die Gemeinde die Maschinen hat, daß das 
dann erlaubt ist? Es ist schon einmal so in der 
Landwirtschaft, daß bestimmte Arbeiten zu 
einer bestimmten Zeit erledigt werden müssen, 
weil sonst jeder Tag und jede Stunde Aufschub 

einen Verlust bedeutet. Glauben Sie, daß es so 
leicht ist, einfach zu diktieren, wer zuerst daran 
kommt und wer später? Ich möchte als Bürger­
meister es ablehnen, diese Funktion auszuüben 
und zu bestimmen, wer zuerst drankommt. In 
der Gemeinschaft der Bauern wird das gegen­
seitig ausgesprochen, die Körperschaft ha t sich 
nicht damit zu beschäftigen. 

So viel zur Frage der Maschinenhöfe, noch 
mehr zu sagen, würde zu weit führen. 

Es ist hier etwas von agrarpolitischen Dingen 
gesprochen worden. Abg. Lackner h a t gesagt, 
der Herr Abg. Rösch habe sehr klar zu diesen 
Dingen gesprochen. Wenn er damit die Formu­
lierung der Ausführungen gemeint hat , will ich 
das gerne zugeben. Aber der Abg. Rösch ha t in 
manchen Dingen etwas vorgebracht, was nicht 
stimmt. Sie sind der Meinung, daß man in der 
österreichischen Agrarpolitik zu wenig Ziele und 
daß man im Streite zwischen Körndel- und 
Hörndelbauern viel zu gute Getreidepreise er­
stellt hat. Ich habe erkennen gelernt, was es 
heißt, wenn der Getreidepreis zu tief ist und 
wenn sich die Flachlandgebiete Österreichs, die 
für den Getreidebau geeignet sind und wo Hun­
derte von Mähdreschern eingesetzt werden 
können wie im Burgenland, wenn sich diese 
bäuerlichen Betriebe mit Viehhaltung und 
Milchwirtschaft zu beschäftigen beginnen. Dann 
kommt etwas, was wir 1952 erlebt haben, wo 
sehr viele Schweine und Rinder auf den Markt 
gekommen und die Preise um 20 bis 30% zu­
rückgegangen sind. Wir haben tausende Stück 
Vieh ausgeführt und wir mußten 300.000 t Brot­
getreide einführen. In der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammer ist beschlossen 
worden, ab neuer Ernte den Preis für Weizen 
etwas zu erhöhen, um einen vermehrten 
Weizenbau in jenen Gebieten anzuregen, die 
hiefür geeignet sind und den Roggenpreis etwas 
zu senken, weil wir im Roggen über 90% Selbst­
versorger sind, während beim Weizen wir nur 
50% der Eigenversorgung erreicht haben und 
noch eine große Möglichkeit der Produktions­
steigerung' gegeben ist. Wir müssen durch 
agrarpolitische Maßnahmen in erster Linie 
dafür sorgen, daß in Österreich überall dort die 
Produktion in den einzelnen Sparten gehoben 
wird, wo sie die besten Voraussetzungen findet. 

Sie'haben uns empfohlen, daß man sich mehr 
spezialisieren und nicht in verschiedenen Spar­
ten alles bauen soll, dann werde man es mög­
lich machen, mehr und billiger zu produzieren. 
Das ist eine Entwicklung, die man nicht so ohne 
weiteres mitmachen kann. Die Spezialisierung 
auf einzelne Gebiete ist in Österreich nur be­
dingt möglich. Schauen Sie, ich habe in 
Amerika eine Farm gefunden, auf der 10 ha 
Zwiebel angebaut waren. Ich habe nun gefragt, 
welche Frucht im nächsten Jahr auf dieser 
Fläche folgen soll. „Im nächsten Jahr, da bauen 
wir eben die Frucht an, von der wir den besten 
Gewinn haben." Meine Herren! Bei uns spielt 
die Selbstversorgung eine überaus große Rolle. 
Der Grund und Boden wird von den Klein-
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bauern viel besser bearbeitet, als es durch den 
Einsatz von Maschinen überhaupt möglich ist. 
Ich behaupte, daß mancher Kleinbesitzer gar 
n icht bestehen könnte, wenn er seinen Acker so 
bebauen würde, wie das bei großen Betrieben 
der Fall ist. Es ist eine Erfahrungstatsache, daß 
bei großen Betrieben mit Maschineneinsatz die 
Erzeugung je Flächeneinheit absinkt. Das 
können wir uns in Österreich nicht leisten. Wir 
brauchen von der wenig vorhandenen Fläche 
die ganze Produktion. Eine solche Entwicklung, 
wie sie in diesen Gebieten der Welt festzustellen 
ist, ist für uns unmöglich. 

Hier ist auch das Wort gefallen von einem 
Vertreter des VdU, daß das Landwirtschafts­
gesetz von uns nicht so richtig betrieben wird, 
weil gewisse Kreise in den eigenen Reihen da­
gegen wären. Das Landwirtschaftsgesetz ist, 
seitdem in der Schweiz ein solches Gesetz be­
schlossen worden ist, das Schlagwort geworden. 
Wir wissen genau, daß in der Schweiz die Um­
stände schwieriger liegen als in Österreich. Das 
wird Ihnen Präsident Zerlauth von Vorarlberg 
bestätigen. Die Schweiz ha t ein schönes Land­
wirtschaftsgesetz beschlossen, worin ausgeführt 
ist, daß der Bauernstand wichtig ist, des 
Schutzes bedarf, aber mit den Ausführungs­
bestimmungen und Verordnungen hängt sie auf 
der ganzen Linie. Das schöne Landwirtschafts­
gesetz, reich an Ideen, ist nicht wirksam. Mir 
ist der Spatz in der Hand lieber als die Taube 
auf dem Dach. Wir haben uns mit den Wirt­
schaftsgesetzen beholfen, um, wo es möglich ist, 
rasch einzugreifen und rasche Abhilfe zu 
schaffen. Wir haben durch die Wirtschafts­
gesetze eine geordnete Milchversorgung mit der 
geringsten Spanne, die in Europa bekannt ist, 
eine geordnete Abnahme des Brotgetreides zu 
einem einheitlichem Preise und eine geordnete 
Versorgung. In der Viehwirtschaft haben wir es 
möglich gemacht, durch verschiedene Maß­
nahmen, wie das Viehverkehrsgesetz, und das 
ist eine große Leistung der österreichsichen 
Agrarvertretung, daß bei dem Überangebot von 
Vieh über 16.000 Stück nach Italien ausgeführt 
werden konnten und noch immer 2400 Stück 
wöchentlich auf den Wiener Markt aufgetrieben 
werden können. Das ist mehr, als was wir 
brauchen und wurde erreicht durch das Mast­
verpflichtungsgesetz. Die niederösterreichischen 
Zuckerrübengebiete wurden verpflichtet, bei 
über 5 ha Fläche so und so viele Tiere zur Auf­
mast einzustellen. Durch Interventionstätigkeit 
auf den Märkten haben wir stabile Viehpreise 
im Herbtse erreicht, wenn auch die Preise nicht 
so sind, wie viele von uns es wünschten. Wir 
können froh sein, daß wir bei der Weltsituation 
diese Preise im heurigen Jahre erhalten haben. 

„Nicht so planlos und. ziellos wirtschaften", 
sagten Sie. So ist es nicht! Die Steigerung der 
Produktion war das große Wort und dem ist 
die Bauernschaft gefolgt. Wir wissen genau, daß 
wir in der Zukunft nicht so sehr in Ausweitung 
der Produktion als in der Produktivität der Er­
zeugung und Steigerung der Qualität auf allen 
Gebieten uns bessere Preise unij. bessere Ein­

nahmsquellen sichern müssen. Vorläufig gibt es 
keinen anderen "Weg, als den wir bisher be­
schritten haben, mit den Mitteln so die Land­
wirtschaftsförderung zu betreiben, daß wir in 
der gegebenen Situation den bestmöglichsten 
Erfolg erreichen. 

Allein durch den Einsatz der Landjugend, 
deren Mitgliederzahl über 10.000 beträgt, die 
begeistert hinter der Landwirtschaftsförderung 
der Kammer steht, ist es allein durch diese 
Organisation, über die wir auch die Kultur, die 
Sitten und Gebräuche des Bauerntums pflegen, 
gelungen, daß Hunderte von Menschen am 
Lande geblieben sind, die sonst in die Stadt 
verschwunden wären. Wir wollen die Arbeit und 
Tätigkeit besonders im Lande Steiermark über 
die Kammer fortsetzen, um zu geeigneter Zeit 
jene größeren Maßnahmen, wie das Landwirt­
schaftsgesetz und weitere Maßnahmen auf lange 
Sicht, in Angriff nehmen zu können, bis sich 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Österreich 
so stabilisiert haben, daß wir mit Sicherheit auf 
Jahre hinaus planen können. Das war bisher 
nicht der Fall. (Lebhafter Beifall und Bravo­
rufe bei ÖVP.) 

Landesrat Dr. Stephan: 'Meine Damen und 
Herren! Mir kommt immer so vor, es ist schlecht 
für eine Sache, wenn sich zwei Standpunkte auf 
das äußerste zuspitzen. Es ha t mir gleich zu Be­
ginn dieser Debatte im Finanzausschuß den 
Eindruck gemacht, als ob hier weniger sachliche 
als vielmehr politische Hintergründe vorhanden 
wären, die zu dieser Versteifung der Lage ge­
führt haben. Bestimmt ist kein Mensch hier im 
Hause, der nicht wüßte, daß wir in einer Zeit 
leben, in der es einem großen Teil unserer Be­
völkerung schwer ist, für sich und ihre Nach­
kommen etwas zu entscheiden. Es gilt dies nicht, 
allein nur für den Bauernstand, bei dem ein 
leises Abbröckeln durch die Landflucht, die 
leider immer stärker wird, festzustellen ist, son­
dern es gilt dies sicher auch in einem ähnlichen 
Maß für das Klein- und Mittelgewerbe. 

Wir s tehen inmitten einer Entwicklung, die 
uns dazu verpflichtet, darüber nachzudenken, 
wie wir dieser Entwicklung Rechnung tragen 
können. Es ist auch bestimmt hier in diesem 
Hause niemand, der nicht vom wirtschaftlichen 
und vom biologischen Wert des Bauerntums im 
Innersten überzeugt wäre. Wir alle wissen, daß 
der Bauer seit eh und je der Ernährer des 
Volkes, aber auch der Blutsquell des Volkes ge­
wesen ist und daß das Verschwinden eines 
eigenständigen Bauerntums weitgehend sogar 
den Tod der Eigenständigkeit eines Volkes zur 
Folge haben würde. Ich glaube aber nicht, daß 
damit, daß man irgendwelche Prinzipien reitet, 
an den derzeitigen Dingen etwas geändert wird. 
Ich glaube, daß wir dazu verpflichtet sind, alle 
Möglichkeiten abzutasten, um dieser Sachlage 
Rechnung zu tragen. 

Verschiedene Herren, darunter auch mein 
Vorredner, sind zu einem Besuch in Schweden 
gewesen, ich glaube, auch Herr Landesrat 
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Prirsch war dort. Es liegt mir außerdem ein 
Brief des Herrn Dr. Lör vor, den mir liebens­
würdigerweise Herr Präsident Wallner zur Ver­
fügung gestellt hat , der auch aus Schweden 
kommt. Gerade die schwedischen Verhältnisse 
sind vielleicht hier ganz interessant zu beobach­
ten. Erstens dürfte allgemein bekannt sein, daß 
Schweden von der sozialdemokratischen Partei 
regiert wird. Es ist auch dort so, daß sich dort 
bezüglich der Besitzgröße der Bauern ähnliche 
Verhältnisse zeigen und ähnliche Probleme auf­
scheinen wie bei uns. Sie haben dort Betriebe — 
ich zitiere den Brief des Herrn Dr. Lör — bis 
5 ha und von 5 ha und mehr. Herr Dr. Lör sagt 
in diesem Brief ̂ selbst, daß es sehr, sehr schwie­
rig sein wird, die Betriebe unter einer bestimm­
ten Besitzgröße zu erhalten. Ich muß aber eines 
zur sofortigen Aufklärung dazu sagen, w i r 
wollen sie aber erhalten, und zwar aus biolo­
gischen und kulturellen Gründen. Es ist aber 
auf der anderen Seite für jeden Kaufmann klar, 
daß bei einem solch kleinen Betrieb, auch wenn 
zugegebenerweise auf kleiner Fläche relativ 
mehr erzeugt wird als in einem großen Betrieb, 
auf die Dauer nicht der Lebensstandard erzielt 
werden kann, den der Bauer natürlich mit der 
Zeit verlangen wird. Er muß ihn ja verlangen, 
denn der Verkehr, der Rundfunk, die Zeitung, 
alles bringt ihm die Genüsse, die heute der 
Städter hat, näher und es ist nicht zu verwun­
dern, wenn die bäuerliche Jugend auch nach 
diesen Genüssen strebt. Dazu braucht sie aber 
Geld und wenn sie Geld haben will, dann muß 
sie einen Verdienst haben und eine dement-
sprechende Arbeitszeit. 

Sie wissen, daß in Deutschland und Schweden 
und in anderen westeuropäischen Ländern 
immer wieder danach geforscht wird, wie man 

„die Arbeitsleistung des Bauern entsprechend be­
zahlen kann, damit er pro 'Leistungseinheit auf 
denselben Lohn kommt wie sein Kollege in der 
Stadt. Es werden diesbezügliche Forschungen in 
Schweden angestellt. Und so wie ich unter­
richtet bin, werden dort auf Grund dieser Sta­
tistik von Jahr zu Jahr die Agrarpreise neu 
festgesetzt. Es ist nun ganz klar, daß der kleine 
Bauer, der je Einheit von erzeugtem Gut eine 
wesentlich höhere Arbeitszeit benötigt, einen 
geringeren Lohn dafür bekommt, wenn er dieses 
Produkt zum "selben Preis hergeben muß wie 
der große Bauer. Das ist so einfach, daß man es 
gar nicht erst sagen müßte. Man müßte sich 
nun den Kopf darüber zerbrechen, wie bringe 
ich diesem Mann die Hilfe der Technik näher. 
Kein Mensch kann sagen, daß, wenn Maschinen­
höfe eingerichtet werden, der Bergbauer dann 
keine Maschinen mehr bekommen kann, das 
ist ein Unsinn. Natürlich braucht der Bergbauer 
seinen Seilzug, seinen Motormäher, Maschinen, 
die er auf seinem Hof verwenden kann, die er 
kaufen kann und wozu wir ihn selbstverständ­
lich und gerne Beihilfen geben. Aber warum 
soll man nicht in Gegenden, wo es möglich ist, 
versuchen, mit Maschinenhöfen zu arbeiten ? 
Ich sage ja nicht, daß das das Allheilmittel ist. 
Das wissen wir ja noch gar nicht. Weder der 

private Maschinenhalter, noch der genossen­
schaftliche, noch der gemeinschaftliche, noch 
der kommunale Maschinenhof werden vielleicht 
das Allheilmitel sein. Es ist aber sehr gut mög­
lich, es ist eben ein Versuch. Es ist natürlich auch 
möglich, daß man in fünf Jahren zu der Über­
zeugung gelangt, daß dieses oder jenes oder 
alles falsch war. Wir leben in einer lebendigen 
Demokratie und wenn wir heute etwas be­
schließen, so sagt das nicht, daß wir gezwungen 
sind, das 10 Jahre aufrecht zu erhalten, sondern 
wir sind dazu da, hier einen Versuch zu machen 
und auf Grund dieses Versuches nach einiger 
Zeit, ob das nun zwei oder fünf oder sieben 
Jahre sind, zu beurteilen, ob dieser Versuch ge­
glückt ist oder nicht. Das ist meine Meinung. 
Es ist die Begründung, die uns dazu veranlaßt 
hat , in diesem Sinne zu entscheiden, rein sach­
licher Natur. Denn, wenn von der Sozialistischen 
Partei im Ausschuß der Antrag gestellt wurde, 
200.000 S — wenn ic,h mich richtig erinnere — 
oder 125.000 S für die kommunalen Maschinen­
höfe zur Verfügung zu stellen, so h a t unser 
Gegenantrag gelautet, genau so viel Geld für 
private Maschinenhöfe zur Verfügung zu stellen, 
damit man die beiden Versuche einander 
gegenüberstellen kann,. Es ist zwar lächerlich, 
aber nun sind (diese beiden Summen auf je 
100.000 S heruntergesetzt worden. Man kann 
daher nicht behaupten, daß man damit über­
haupt helfen kann. Es kann bei dieser Summe 
über einen Versuch ja gar nicht hinausgehen. 
Und es bleibt dabei ja eines gewahrt, daß näm­
lich die Landwirtschaftskammer für Steiermark 
diese Mittel in der Hand behält und verfügen 
und prüfen wird, wohin sie diese Mittel zu 
geben ha t und sie wird nachher beurteilen, ob 
dieser Versuch einen Erfolg gehabt hat, ob 
dieses Experiment gelungen ist oder nicht. Und 
man wird nachher entweder die kommunalen 
oder die privaten oder die gemeinschaftlichen 
oder die genossenschaftlichen Maschinenhöfe 
einführen. Sie können heute im 20. Jahrhunder t 
oder gar im Jahre 1953 nicht verlangen, daß 
eine Partei allein einen Stand vertritt. Darüber 
sollten wir hinaus sein. Weder die SPö noch 
irgendeine andere Partei kann das Recht dazu 
beanspruchen wollen, die Arbeiter allein zu ver­
treten, noch kann umgekehrt die ÖVP sagen: 
„Wir allein sind die bäuerlichen Vertreter." Ich 
kann nur sagen, daß wir alle, die wir hier sitzen, 
gleichgültig welcher Partei, für das ganze Volk 
da sind, ob das ein Gewerbetreibender, ein Ar­
beiter oder sonst jemand ist. (Beifall und Rufe: 
„Sehr richtig" bei WdU und SPö.) 

Es ist selbstverständlich, daß wir uns des 
Standes am meisten annehmen, der uns aus 
.verschiedenen Gründen im Augenblick am 
wichtigsten erscheint.. Wir haben eben aus bio­
logischen, ernährungspolitischen und noch 
vielen anderen Gründen derzeit die Pflicht, an 
den Bauernstand mehr zu denken als an irgend­
einen anderen. Wir hängen in der Preisrelation 
zurück, das ist eine Tatsache, die jederzeit vom 
statistischen Zentralamt nachgewiesen werden 
kann. Wir müssen uns die Köpfe zerbrechen 
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darüber, wie wir die Preise nachziehen können, 
obwohl wir berücksichtigen müssen, daß die 
Weltmarktpreise im Absinken begriffen sind. 
In Amerika h a t man derzeit durch eine falsche 
Agrarpolitik eine Getreideschwemme. Die Silos 
sind gefüllt, daß sie zu bersten drohen und man 
wird natürlich versuchen, uns diesen Weizen 
zu ganz billigen Preisen herüberzuschieben. 
Denn das glaube ich nicht, daß aus lauter Liebe 
der Weizen drüben verbrannt werden wird, da­
mit bei uns Teuerungen eintreten. Es wird not­
wendig sein, hier Schutzmaßnahmen für unsere 
Landwirtschaft zu .ergreifen, davon bin ich 
überzeugt. Ich bin nur neugierig, was es dann 
hier für Justamentstandpunkte gibt. Ich bin 
weder für noch gegen, aber ich sage, ich bin 
neugierig. Denn wenn wir die Vernunft sprechen 
lassen, darf man nicht glauben, daß wir das 
aus irgendeinem politischen Grunde machen. 
Es wird uns vorgeworfen, wir wenden uns ein­
mal dorthin und einmal dahin, um den An­
schein zu erwecken, als ob wir unabhängig 
wären. Wir setzen uns zusammen und weil wir 
weniger sind, kommen wir eher zu einem Re­
sultat wie andere Parteien und wenn wir zu 
einem Schluß gekomen sind, fühlen wir uns 
verpflichtet, denselben beizubehalten gegen 
irgendwelche anderen Angriffe. Wir sind aber 
jederzeit bereit, Gegenargumente, die sachlich 
sind, anzuerkennen. Ich kann beim besten 
Willen Ihren Ausflügen (zur ÖVP) in marxi­
stische und kommunistische Manifeste nicht 
folgen. Das ist alles nicht wahr, Sie überschätzen 
die Sache maßlos. Es fällt keinen Menschen ein, 
bei der Errichtung von zwei kommunalen Ma­
schinenhöfen in Steiermark von einem kommu­
nistischen Manifest zu reden. Ich bin davon 
überzeugt, daß diese Maschinenhöfe, wenn auch 
die 100.000 S nicht bewilligt würden, doch ent­
stehen würden, ja schon entstanden sind. Dann 
ha t die Kammer nichts mitzureden, aber wenn 
die Kammer das Geld gegeben hat, ha t sie auch 
das Recht, über die Verwendung desselben sich 
Rechnung legen zu lassen, ob a) die Sache ord­
nungsgemäß geführt wird und b) erforderlich 
ist. Ich kann mir nicht vorstellen, daß bei 
einigem guten Willen das nicht zu begreifen 
sein soll. 

Ich bitte zu verstehen, daß hier nicht irgend­
wie ein politisches Spiel von unserer Seite ge­
führt wird. Es kann durchaus sein, daß es bei 
den beiden anderen Parteien Hintergedanken 
gibt. Wir nehmen den Standpunkt ein, daß hier 
lediglich sachliche Überlegungen zu gelten 
haben, ich kann mir nicht denken, daß durch 
den Entschluß für die eine Seite untragbare 
Verhältnisse entstehen, ja, daß nur ein Zehntel 
der Freiheit des Bauern zugruhdegeht. Wir 
sind auch klarerweise für ein freies Bauerntum, 
wir sind für die Freiheit des Menschen schlecht­
hin. Der Bauer ist n icht unfrei, weil er bei einer 
Gemeindeverleihanstalt sich einen Traktor aus­
borgt und dafür 28 bis 35 S bezahlt. Bei der 
Genossenschaft macht man j a dasselbe, denn 
dann wäre jeder Bauer unfrei, der gezwungen 
ist, seine Milch an die Genossenschaft abzu­

liefern. Organisationsformen werden aus der 
Zeit geboren, in der sie notwendig werden. Das 
ist selbstverständlich. Ich brauche nicht mehr 
darüber zu sagen. Ich habe das gesagt, was ich 
mir denke. Wenn Sie meinen, es sei dumm ge­
wesen, tut es mir leid. (Starker Beifall bei WdU 
und SPö.) 

Abg. Rösch: Hoher Landtag! Nach den Aus­
führungen der Redner der ÖVP sehe ich mich 
veranlaßt, in dieser Debatte noch ein zweites 
Mal das Wort zu ergreifen. Ich fühle mich ge­
zwungen, mich mit den demagogischen Argu­
menten zu beschäftigen, die wieder in die De­
batte hineingeworfen wurden. Ich bin der 
felsenfesten Überzeugung, daß mit propagan­
distischen Schlagworten diese Fragen nicht be­
antwortet werden können und bedaure es 
wirklich sehr, daß der Herr Präsident entgegen 
seiner Stellungnahm« im Finanzausschuß, wo 
er nur mit sachlichen Grundlagen gearbeitet 
hat, sich in der Hitze des Gefechtes ha t h in­
reißen lassen, hier im Hohen Hause die Propa­
gandarummel zu rühren, s ta t t mit nur sach­
lichen Argumenten zu operieren. Ich möchte 
nur auf 4 Fragen, die in der Diskussion aufge­
worfen wurden, eingehen. 1. Dr. Pitterman ha t 
die Rentabilität der Maschinenhöfe ange­
zweifelt. Die Antwort h a t der Herr Präsident 
schon gegeben. Der Herr Präsident hat gesagt 
. . . (Abg. P i t t e r m a n n : Hoffentlich haben 
Sie sie verstanden!"), in den Genossenschaften 
werden 21 S verlangt, angeblich mit Amorti­
sation, in den Maschinenhöfen 28 S ebenfalls 
mit Amortisation. Es wird trotzdem bezweifelt, 
daß es möglich ist, daß sich mit diesem Satz 
der Maschinenhof amortisiert bzw. daß er ren­
tabel ist. (Dr. P i t t e r m a n n : „Nach den 
jüngsten Erfahrungen bezweifle ich alles, was 
Sie sagen!") Herr Dr. Pi t termann, Sie dürfen 
alles bezweifeln. ( S t ö f f l e r : „Bei einem 
Theoretiker bezweifelt man alles leichter als 
beim Praktiker!") 

Präsident: Das Wort h a t der Herr Abgeord­
nete R ö s c h . 

Abg. Rösch (fortfahrend): Ich darf in diesem 
Zusammenhang gleich einem wirklichen 
Zweifel des Herrn Dr. Pi t termann begegnen. 
Er ha t über die Maschinenhöfe gesprochen und 
aus seinem Schlußwort ist hervorgegangen, daß 
er noch nie einen gesehen hat, sonst wäre es 
unmöglich . . . (Dr. P i t t e r m a n n : „Ich bin 
früher bei den Bauern gewesen als Sie, noch 
bevor Sie gelebt haben!") Jugend ist ein Fehler, 
der mit jedem Tag besser wird. (Abg. Doktor 
P i t t e r m a n n : „Dann werfen Sie mir mein 
Alter nicht vor!") Ich stelle fest, daß Sie nicht 
die Gelegenheit wahrgenommen haben, sich in 
Kärnten einen Maschinenhof anzusehen, sonst 
wäre es unmöglich so zu reden. Sie waren nicht 
in Kärnten. (Dr. P i t t e r m a n n : „In Kärnten 
war ich nicht!") Wo wollen Sie sonst einen 
Maschinenhof gesehen haben? Sie t reten für 
die Wirtschaftlichkeit und soziale Selbständig-
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keit der Bauern ein, die Sie durch den Ma-
schinenhof gefährdet sehen. Gerade die Frei­
willigkeit der Maschinenbenützung ist eines der 
Kernstücke des gesamten Maschinenhofes. In 
der Genossenschaft ist er gezwungen, die Ma­
schinen zu benützen, im kommunalen oder im 
Landmaschinenhof ist es ihm vollkommen frei­
gestellt, wenn er nicht will, braucht er die Ma­
schine nicht benützen. Er kann sich selbst eine 
kaufen, oder, wie in St. Stefan, zur Genossen­
schaft, zur Gemeinschaft oder zum privaten 
Maschinenhalter gehen. Wieviel Freiheit wollen 
Sie hier noch haben? Die Freiheit des Bauern, 
die wir absolut unterstreichen, von der wir über­
zeugt sind, daß sie eine der wesentlichsten 
Grundlagen des Bauerntums ist, diese Freiheit 
wird von uns nicht angetastet. Sie prophezeien 
die Antastung seit 8 Jahren und das ärgert 
Sie, daß diese 8jährige Prophezeiung nicht ein­
getroffen ist und sie wird auch in Zukunft nicht 
eintreffen. 

Der zweite Punkt, auf den ich eingehen wollte, 
war eine Bemerkung des Herrn Abg. Hegen­
barth. „Es wurden zwar 5 Millionen Schilling 
beantragt, doch sind sie leider dem Rotstift des 
Finanzreferenten zum Opfer gefallen." Sie wer­
den von mir nicht erwarten, daß ich Ihnen jetzt 
aufzähle, welche Beträge noch diesem soge­
nannten Rotstift zum Opfer gefallen sind. Aber 
ich glaube, es ist schon wiederholt heute und 
gestern in der Budgetdebatte festgestellt wor­
den, dieser Erhöhungsantrag ist nicht dem Rot­
stift irgendeines Referenten,- sondern den be­
schränkten Geldmitteln des Landes zum Opfer 
gefallen. Wenn nicht mehr Geld da ist, kann 
auch nicht mehr ausgegeben werden. Es er­
übrigte sich, dazu eine nähere Begründung zu 
geben. Ich glaube aber, Kollege Hegenbarth 
müßte das wissen, weil er ja bei allen Dis­
kussionen des Finanzausschusses anwesend war 
und doch auch das Ergebnis der Parteien­
beratungen sicher von seiner Fraktion mitgeteilt 
bekommen hat . 

Der Abg. Ebner ha t die Forderung aufgestellt, 
man möge in den Industriegemeinden zuerst 
beginnen, Bauernfreundlichkeit zu zeigen, bevor 
man hier im Hause Forderungen aufstellt. Ich 
darf darauf hinweisen, daß in der Steiermark 
sechs kommunale Maschinenhöfe bereits be­
stehen, allerdings ohne Mitwirkung der ÖVP, 
ohne Mitwirkung der Kammer. Das Geld für 
diese kommunalen Maschinenhöfe, die in 
Bauerngemeinden errichtet wurden, s tammt aus 
den sozialistisch verwalteten Industriegemein­
den, die Geldmittel für sozialistisch verwaltete 
Bauerngemeinden zur Verfügung gestellt haben. 
(Landeshauptmann K f a i n e r : „Also soziali­
stische Maschinenhöfe!") Weil sich die ÖVP ja 
ausschließt, bleibt uns ja nichts anderes übrig, 
als das von uns aus zu errichten, was Sie uns 
jetzt zum Vorwurf machen. 

Die zweite Frage, die der Herr Abg. Ebner 
angeschnitten hat, ist die Grundsteuer in diesen 
Industriegemeinden. ICh möchte dazu fest­
stellen, daß eine Teilung einer Gemeinde in dem 

Sinn, daß in dem einen Teil eine Grundsteuer 
von 300% und im anderen Teil ein solche von 
400% eingehoben wird, nicht möglich ist. Das 
Finanzverfassungsgesetz verbietet das und auch 
das Grundsteuereinhebungsgesetz. Es bleibt 
daher nur übrig, für die gesamte Gemeinde 
Leoben die gleichen Grundsteuerhebesätze an­
zuwenden. Wir haben kein Interesse daran, 'den 
großen landwirtschaftlichen Besitzungen der 
Brauerei Goß, des Herrn Mayr-Melnhof oder der 
Alpine Montangesellschaft auch nur einen 
Groschen Grundsteuer in Leoben nachzulassen, 
weil wir der Überzeugung sind, daß diese Be­
triebe nach Ihren eigenen Ausführungen stark 
genug sind, um diese Steuerleistung erbringen 
zu können, zum Wohle der gesamten Gemeinden 
wie auch zum Wohle der Bergbauern. Sie 
wissen, daß die Gemeinde Leoben einen Güter­
weg nach Reitersberg baut und was glauben Sie 
denn, mit welchen Mitteln? Doch mit dem 
Steueraufkommen dieser Gemeinde. Wir haben 
wiederholt erklärt, wir sind der Meinung, daß, 
wenn in einzelnen Gebieten — ich denke da 
zum Beispiel an Admont oder ähnliche Ge­
meinden — wo ein Grundsteuerhebesatz von 
400% besteht, wo aber sehr viele Bergbauern 
sind, — dort inForm einer —wie man das nennen 
will, ist ja gleich — Bergbauernhilfe oder Sub­
vention eine Rückvergütung der 100% vorge­
nommen werden soll. Wir wollen jedoch er­
reichen, daß diese Hilfe nur denen zugute 
kommt, die sie auch brauchen und nicht denen, 
die genug haben und diese Steuer tragen 
können. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Aber 
daß das allein der sozialistische Bürgermeister 
entscheidet, ist nicht richtig!") Der Gemeinde­
rat entscheidet das, vom Bürgermeister habe 
ich nicht gesprochen. 

Ich darf noch auf das letzte Argument zu­
rückkommen, das der Herr Präsident Wallner 
hier gebracht hat. Ich bitte, mir nicht böse zu 
sein, Herr Präsident, aber ich finde in Ihren 
Ausführungen einen großen Widerspruch. Sie 
haben zu Beginn Ihrer Ausführungen in einer 
sehr eindrucksvollen Form die Not und die 
Schwierigkeiten der steirischen Landwirtschaft 
dargestellt und haben Ihre Ausführungen ge­
schlossen mit den Worten: „Wir können aber 
keinen anderen Weg gehen als den bisherigen." 
(Präsident W a 11 n e r : „Ja, in der Förderung 
der Landwirtschaft!") Wie soll denn diese Not 
beseitigt werden? Wie soll es dann besser wer­
den? Ich glaube, das berechtigt doch erst recht 
zu der Forderung, man möge sich über eine 
wirklich groß angelegte Planung einmal den 
Kopf zerbrechen. Ich bin überzeugt, daß man 
das sogar schon tut, denn ich weiß, daß man 
anläßlich der Präsidentenkonferenz in Wien 
dieses Problem besprach. Aber man möge sich 
doch einmal in einem größeren Rahmen 
zusammensetzen und wirklich gesamtöster­
reichisch die Probleme für die Zukunft durch­
beraten. Wenn man nach der Meinung des 
Herrn Präsidenten Wallner vom bisherigen Weg 
nicht abgehen kann, so glaube ich nicht, daß 
man damit das harte Los der Bauernschaft 
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mildern oder beseitigen kann, wenn sich nichts 
ändern soll. (Präsident W a 11 n e r : „Es wer­
den die Maßnahmen, die wir ergriffen haben, 
immer mehr wirksam werden, das wollte ich 
sagen!") (Abg. S t o f f l e r : „Entweder wollte 
oder konnte er das nicht verstehen!") Herr Ab. 
geordneter Stöffler, dieser Einwand ist sehr 
müde. Es ist ja auch Ihnen der Widerspruch 
schon aufgefallen, wie der Herr Präsident noch 
gesprochen hat oder vielleicht überschätze ich 
Sie. 

Darf ich abschließend noch einmal fest­
stellen: Wir haben den Antrag auf Errichtung 
kommunaler Maschinenhöfe gestellt, weil wir 
ein weiteres Mittel zur Förderung der Landwirt­
schaft darin erblicken. Und alles, was dagegen 
gesprochen wird, daß es sich in Bergbauern-
gebieten nicht anwenden läßt, daß es da und 
dort Schwierigkeiten gibt, das gilt ja in gleicher 
Weise für die Genosenschaften und für alle 
Technisierungsmaßnahmen der Landwirtschaft 
überhaupt. Auf dem lehmigen Boden, von dem 
der Herr Präsident spricht, und auf dem man 
den Traktor des Maschinenhofes gar nicht ein­
setzen könnte, da kann auch der Traktor der 
Genossenschaft nicht fahren. Alle Argumente 
also, die gegen die Maschinenhöfe erhoben wer­
den, können genau so gut gegen die Genossen­
schaft gelten. Daß Sie sich aber der Ansicht 
verschließen, man soll doch auch einmal diesen 
Weg versuchen, das ist Ihre eigene Sache. 
Nehmen Sie aber zur Kenntnis: sozialistisch ver­
waltete Gemeinden werden mit oder ohne Ihre 
Hilfe Jahr für Jahr eine Reihe solcher kom­
munalen Maschinenhöfe errichten und eines 
Tages werden auch Sie so weit sein, daß Sie, 
wie in Kärnten Ihr Parteikollege Ferlitsch, voll-
komen loyal für die Maschinenhöfe mitarbeiten 
und die Mehrheit Ihrer Leute dazu bringen, daß 
sie auch eines Tages die Notwendigkeit einer 
großzügigen Förderung dieser Maschinenhöfe 
erkennen werden. (Lebhafter Beifall bei SPö.) 

Landesrat Prirsch: Hoher Landtag! Nicht um 
dem Grundsatz zu huldigen „reden wir von 
ewtas anderem", sondern weil ich es wirklich 
für notwendig halte, daß vor dem Hohen 
Landtag eine Sache noch einmal unterstrichen 
wird, muß ich noch folgendes sagen: Der Herr 
Abg. Lackner war es — glaube ich —, dessen 
Satz „lassen wir mehr die Herzen und weniger 
die Paragraphe sprechen", mich sehr beein­
druckt hat . Ich würde Ihnen raten, Herr Ab­
geordneter Lackner, schreiben Sie dieses Wort 
unserem verehrten Herrn Finanzreferenten ins 
Stammbuch, und zwar auf die erste Seite, da­
mit er seinen Standpunkt bei der Feuerschutz­
steuer ändert. (Zwischenruf: „Jetzt entledigen 
Sie sich hier nur eines Auftrages!"), denn er 
ha t diesen Paragraphen, daß die Feuerschutz­
steuer nicht zweckbestimmt ist, auch heuer 
wieder mit Erfolg vertreten. 

Ich muß aufmerksam machen, daß die Feuer­
wehren und vor allem die steirischen Feuer­
wehren vor Jahren und Jahrzehnten als Mit­

glieder Angehörige des damals ziemlich blühen­
den Mittelstandes hatten. Bleute bestehen unsere 
Feuerwehren zu einem großen Prozentsatze aus 
Bauern und Arbeitern, weil der Mittelstand in­
folge der Kriege und der Nachkriegspolitik eben 
weitgehend zerrissen und verarmt ist. Deshalb 
ist es, wenn wir die Feuerwehren in ihren Be­
dürfnissen nicht voll und ganz anerkennen, wie 
das andere Bundesländer tun, begreiflich, daß 
sie sich mit Resolutionen, mit Eingaben an 
sämtliche Abgeordnete dieses Hohen Hauses ge­
wendet haben und ich darf diese Sitzung nicht 
vorübergehen lassen, ohne Ihnen zu sagen, daß 
der Beitrag, der für die Zwecke der Förderung 
zur Verfügung steht, ich möchte sagen, in 
letzter Minute, um 500.000 S erhöht wurde, daß 
aber trotzdem eine große Enttäuschung unsere 
Feuerwehrmänner ergreifen wird, wenn sie von 
dem Resultate dieser Sitzung, soweit sie das 
Feuerwehrwesen betrifft, hören. Wir müssen für 
die nächsten Jahre alle zusammenhelfen. Es ist 
nicht so, daß der Herr Finanzreferent das Geld 
gibt es ist auch nicht so, — diesen Standpunkt 
habe ich immer vertreten, auch wenn es nicht 
ganz leicht war —, daß der Finanzreferent 
schuld ist, wenn irgendeine Post nicht so dotiert 
ist, wie man es gerne hätte, die Festsetzung der 
Kredite ist vielmehr Sache des g a n z e n Land­
tages; deshalb, möchte ich Sie heute schon 
bitten im Interesse dieser Idealisten, daß man, 
wenn schon heuer die Wünsche nicht erfüllt 
werden konnten, doch für die nächsten, Jahre 
ihren zu einem guten Teil berechtigten An­
trägen Verständnis entgegenbringt. Es ist nicht 
so, daß unsere Feuerwehren keine Bedürfnisse 
mehr hä t ten und daß ein Mehr von übel sei. Es 
ist so, daß vielfach die Geräte, das Material 
verloren gegangen ist, vielfach auch so, daß die 
ersten Anschaffungen eben kriegs- und nach-
kriegsbedingte Anschaffungen waren, die heute 
vielfach nicht mehr gebrauchs- und einsatz­
fähig sind. Ich weiß, darüber bestehen keine 
Zweifel, daß die Feuerwehren in den letzten 
Jahren — und so wird es noch eine Weile sein — 
die Truppen waren, die man geschlossen bei 
Katastrophen zum Wohle der Bevölkerung ein­
setzen, konnte. 

Ich darf noch einmal die Bitte aussprechen, 
für die Zukunft diesem Belange mehr Aufmerk-
samtkeit zu schenken. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Als der zu­
ständige Referent darf ich auch einige Worte 
zu den Agrarfragen sagen. Abg. Rösch ha t in 
sehr netter und angenehmer Weise seine Mei­
nung hier im Hause vertreten, er ist sehr weit 
zurückgegangen, in jene Zeit, als der agrarische 
Sektor noch ziemlich streng in Hörndel- und 
Körndelbauern geschieden war. Das ist lange 
vorbei, es muß auch vorbei sein. Gerade bei den 
Schwierigkeiten, die von Ihnen und allgemein 
geschildert werden, ist es notwendig, daß ein 
richtiger Zusammenklang der österreichischen 
Agrarproduktion erreicht wird. Ich darf sagen, 
daß man heute hier im Landtage vielfach das 
Problem nur von der agrarischen Seite gesehen 
hat. Wir müssen das Problem der u n g e s u n -

10 



278 ' 11. Sitzung des Steierm. Landtages, III, Periode.— 17., 18. und 19. Dezember 1953. 

d e n Abwanderung vom Lande betrachten. Eine 
natürliche Abwanderung werden wir immer 
haben, wie Bürgermeister und Landtagsabge­
ordneter S t i b o l l e r sagt: Wenn nämlich in 
seiner Gemeinde 60 Geburten 20 Todesfälle ge­
genüberstehen, werden selbst, wenn die Bevöl­
kerung dort gleichbleibt, immer hin 40 abwan­
dern; eine natürliche Abwanderung wird daher 
immer sein und muß auch sein, aber eine 
rasche, ungesunde, eine forcierte Abwanderung, 
wie es vielfach geschehen ist, würde die gesamte 
österreichische Volkswirtschaft vor fast unlös­
bare Probleme stellen und dazu auch noch 
politische Unruhe und Schwierigkeiten hervor­
bringen. Wenn ich nur 74.000 Betriebe in Steier­
mark annehme, von denen 50% zu den Klein­
betrieben gehören, so besteht hier die Gefahr, 
Herr Abg. Kalb, wenn wir den Leuten sagen 
würden: „Ihr habt keine Aussicht", ja selbst 
wenn man die Sache nur von der materiellen 
Seite anfassen würde, daß unsere Volkswirt­
schaft in ungeheure Schwierigkeiten gestürzt 
wird. Durch die forcierte Meinung, die man sich 
in anderen Ländern geleistet hat, daß die 
kleinen Betriebe volkswirtschaftlich unrentabel 
sind, keine Rolle spielen, man auf sie keine 
Rücksicht zu nehmen braucht, sie abschreiben 
müßte, durch eine solche propagandistische 
Meinung würden nur Zehntausende den Glau­
ben, daß sie von der Keusche noch leben können, 
verlieren. Aber wir würden Zehntausende Woh­
nungsuchende mehr haben, aber auch nicht nur 
10.000 sondern 50.000 .Arbeitsuchende mehr 
haben in diesem Lande. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, deshalb sind diese Mittel, 
die zur Stützung, zur Erhaltung, zur Förderung 
für die Landwirtschaft gegeben werden, nicht 
verloren für die anderen Bevölkerungskreise in 
unserer Heimat. Hohes Haus! Es wird mich 
freuen, wenn die Meinung, die heute von der 
Sozialistischen Partei so s tark und betont ver­
treten wurde, auch bei den entsprechenden Ge­
legenheiten durch die Tat bewiesen werden. 
Die Zeit wird nicht ferne sein, da die Liberali­
sierung kommt. Das Hereindrängen der Aus­
landsproduktion wird unsere politische und 
wirtschaftliche Führung vor die schwersten 
Aufgaben stellen. Es wird notwendig sein, daß 
man hier nicht nur eine Klasse, einen Stand, 
sondern daß man alle sieht, wenn alle leben und 
eine Zukunft haben wollen. 

Höher Landtag, ich habe mich herzlich ge­
freut über die allgemeinen Bemühungen, die 
Technisierung in der ländlichen Hauswirtschaft 
vorwärts zu treiben, denn es ist wirklich so, daß 
unsere Bäuerinnen alles in einer Person sein 
sollen, sie würden es wirklich in jeder Hinsicht 
verdienen, daß man sie entlastet, weil sie viel­
fach zusammenbrechen und unsere Spitäler 
füllen und wir dabei oft noch erleben, daß sie 
die Kosten gar nicht aufbringen. Meistens ist 
die Ursache der Erkrankung Überarbeitung. Ich 
denke dabei daran, wie es schon vor kurzem ein 
Rauschen im Blätterwald gegeben hat, als man 
auf die jugoslawischen Eier einige Groschen 
Zoll legte. Ja, Hoher Landtag, das Stromgeld 

für diese elektrischen Geräte, die man da 
schaffen will, das wird ja vielfach — vor allem 
was die Hauswirtschaft anlangt — von den 
Bäuerinnen mit ihrem Eiergeld zusammen­
gebracht werden müssen, weil das eine ständige 
Ausgabe ist. Ich sage noch einmal, ich würde 
mich freuen, wenn wir lesen, daß die Meinung, 
die vor allem der Herr Abg. Rösch heute hier 
vertreten hat, auch von der seiner oberen Füh­
rung vertreten wird. Sind Sie uns aber nicht 
böse, wenn wir hinsichtlich der Maschinenhöfe, 
hinsichtlich aller dieser Dinge etwas vorsichtig 
sind und empfinden Sie das bitte auch nicht als 
eine Bosheit, wenn ich sage: Ich glaube, Herr 
Abg. Rösch und auch der Herr Landesrat 
Dr. Stephan war noch nicht hier, als der Partei­
freund des Herrn Abg. Rösch, der Herr Zentral­
sekretär Abg. Taurer so nett war, uns zu sagen, 
daß er sogar eine Kartei darüber habe, wer von 
den Bauern ein Klavier oder ein Radio hat . 
(Abg. T a u r e r : „Das ist doch eine Ver­
drehung!") Aber Herr Abg. Taurer, streiten Sie 
das doch nicht ab, stehen Sie zu Ihrem Wort, 
Sie brauchen sich nicht zu schämen, warum soll 
man das nicht registrieren. Ich bitte Sie daher, 
Herr Abg. Rösch, verstehen Sie auch den Stand­
punkt meiner Kollegen, die noch etwas vor­
sichtig sind und der Bekehrung und Läuterung 
noch nicht ganz glauben. 

Glauben Sie mir, es wäre sehr net t und es 
würde für mich ein Vergnügen sein, mit Ihnen 
über Agrarfragen zu diskutieren. Sie haben gut 
herauszuarbeiten versucht, daß auf die Berg­
bauern zu wenig geschaut wird. Ja, das stimmt, 
aber, wie gesagt, bei der öffentlichen Hand ist, 
ähnlich wie bei der Feuerwehr, der Daumen zu 
kurz. Die Lage der Landwirtschaft ist leider 
Gottes in den letzten Jahren dadurch so, — ich 
gebe Ihnen hier keine Schuld daran — daß sie 
von ihrem Standpunkt, aus alles unternommen 
haben, um die Agrarpreise möglichst niedrig zu 
halten. Ich sage noch einmal, ich gebe Ihnen 
hieran keine Schuld, ich weiß ganz genau, daß 
auch die Löhne nicht so sind, wie wir sie gerne 
hät ten. Aber ich konnte es nicht verstehen — 
vielleicht haben sie zuviel Angst gehabt —, daß 
in den Jahren, als gerade für das Vieh unserer 
Bergbauern gute Ausfuhrmöglichkeiten gewesen 
wären, Sie aus dieser Ausfuhrfrage eine hoch­
politische Angelegenheit gemacht haben. (Abg. 
W u r m : „Wir haben ja selbst zu wenig Fleisch 
gehabt und mußten es einführen!") Die Zeit 
war schon vorüber! Ich sage noch einmal, das 
Schlechtmachen ha t überhaupt keinen Sinn. 
Ich bin der Auffassung, daß wir uns dazu be­
kennen müßten, in der Welt der stärksten Kon­
kurrenz, die uns droht, alle einig zu sein, daß 
wir ausführen müssen, und zwar zu einem Zeit­
punkt, zu dem es für die österreichische Wirt­
schaft am günstigsten ist. Nicht nur der Handel, 
nicht nur der Bauer, wir alle sind daran in­
teressiert. 

Hoher Landtag! Nun zur Frage: Der Bauer 
als Konsument. Es fällt mir garnicht ein, zu 
behaupten, daß dann, wenn man dem Bauer 
das Geld gibt, indem man es den anderen weg-
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nimmt, alles blühen und gedeihen wird. Es wird 
die Zeit kommen und sie ist nicht ferne, wo man 
von Seite der Industrie, und zwar auch der ver­
staatlichten Industrie, aus nach Hilfsmaß­
nahmen für die Landwirtschaft rufen wird, um 
bei verschiedenen Maschinen und Geräten, wie 
z. B. auch beim Traktor, zu einem Absatz zu 
kommen. Ich habe auf meiner Fahrt in den 
letzten Wochen — ich möchte nicht sagen wo — 
tausende und tausende von Maschinen stehen 
gesehen und man ha t uns gesagt, „wenn wir sie 
hier nicht anbringen, dann um jeden Preis 
irgend wohin damit". Ich habe gesagt: „Hoffent­
lich aber möglichst weit weg von uns." Auch 
diese Seite muß bei all diesen Maßnahmen be­
achtet werden und wenn wir heute der Land­
wirtschaft bei verschiedenen Maßnahmen 
Gelder zubilligen, so bin ich der Überzeugung, 
daß alle diese Gelder in einem Jahr durch viele 
Kanäle allen anderen Wirtschaftskreisen zu­
geflossen sind. Uns wäre es ja auch lieber, 
wenn wir mit unseren Beihilfen mehr als einen 
Anreiz geben könnten und wenn wir sagen 
könnten, „wir geben Dir, wenn Du nichts hast, 
ausreichend". Ich möchte aber darauf hinweisen, 
daß unsere Mittel nicht nur einen Anreiz dar­
stellen, sondern oft eine wirkliche Hilfe, die 
dazu geeignet ist, viele kleine Betriebe über­
haupt wieder leistungsfähig zu machen. 

Der Herr Abg. Brandl hat die Landesregierung 
aufgefordert, das landwirtschaftliche Berufsaus­
bildungsgesetz zur Tat werden zu lassen. Ich 
hoffe, daß der Hohe Landtag sich in den näch­
sten Monaten mit dieser Frage beschäftigen 
wird. Wir sind auch der Auffassung, daß Land­
arbeit Fach,arbeit werden muß. Ich hoffe und 
glaube, daß es möglich ist, den ländlichen Fach­
arbeiter so zu stellen, daß er nicht mit neidi­
schen Augen auf die, anderen Facharbeiter zu 
blicken haben wird. Es wird ein harter und 
schwieriger Beginn sein, er wird abhängen von 
dem, was Sie und wir alle der Landwirtschaft 
zubilligen. 

Ich erlaube mir, auf einen sicherlich wohl­
gemeinten Ratschlag zurückzukommen, er ha t 
gelautet: „Ja, Ihr vom Bauernbund, Ihr habt 
Euch den falschen Kampf- und Weggefährten 
gesucht, Ihr müßt Euch mit dem Arbeiter zu­
sammenschließen." Meine sehr geehrten Sozia­
listen, warum immer in Klassen denken, warum 
immer in Klassen handeln? Ich bin der Auffas­
sung, daß unser Mittelstand, daß unsere Gewerbe­
treibenden, unser Handel, unsere freien Berufe 
überhaupt, ein wesentlicher und wertvoller Be­
standteil unseres Volks sind. Wir wollen diese 
Klassenaufsplitterung nicht, wollen niemals als 
österreichische Bauern uns dazu hergeben, eine 
andere so wesentliche Schichte unseres Volkes 
zum Verschwinden zu bringen. (Abg. T a u r e r : 
„Wer ha t das verlangt?") Sie haben das Wort 
von den Klassen hereingebracht! Vielleicht 
überlegen Sie sich die Worte, man kann sich 
nicht voreilig ein Urteil bilden. Ich werde mir 
meine Worte überlegen, tun Sie das auch! Es 
sind hier die schwedischen Verhältnisse er­
wähnt worden. Schweden ist sicherlich ein 

schönes und ein wohlhabendes Land. Es ist in 
zwei Kriegen immerhin auf der Seite der Zu-
seher gestanden, das ist für einen Staat jeden­
falls, ich mag nicht sagen ein- Gewinn, aber 
jedenfalls von großem Vorteil. Ich habe auch in 
Schweden gefunden, daß es viele Kleinbauern 
gibt, aber daß diese Kleinbauern meist nebenbei, 
oft sogar hauptberuflich noch eine Beschäf­
tigung haben, so ähnlich wie unsere burgen-
ländischen Wochenendbauern. Wenn wir die 
Möglichkeit hät ten, eine Heimindustrie auszu­
bauen und den Absatz dazu, oder diese Klein­
bauern in Industrie oder Bergbau über die 
Wintermonate etwas verdienen zu lassen, wenn 
unsere Wirtschaft das könnte, dann würden 
wir dieses Problem Kleinbauerntum erfolgreich 
lösen können. Wir würden dann vielleicht dem 
schwedischen Beispiel nahekommen. Ich bin 
seinerzeit, ich glaube von Herrn Abg. Hofmann, 
angegriffen worden, daß auch ich einer von 
jenen sei, der manchmal einen Bauernbuben 
oder ein Bauerndirndl irgendwo hineinhilft. Es 
geht natürlich nicht, daß man um das Dorf 
einen Zaun macht und niemand herausläßt. 
Gleiche Rechte, gleiche Pflichten. 

Darf ich schließlich sagen: Möge sich dieser 
gute Wille und mögen sich diese guten Vorsätze, 
die wir gerne zur Kenntnis nehmen, auch auf 
der höheren Ebene der Sozialisten in die Tat 
umsetzen, möge unser Volk so denken, daß der 
Bauer, der Arbeiter, der Mittelstand nicht nur 
im Rahmen der Parteien sondern als öster­
reichische Menschen zusammenkommen. Das 
wird das festeste Band sein. (Starker Beifall bei 
ÖVP.) 

Landesrat Brunner: Hoher Landtag! Im Vor­
anschlag für das kommende Jahr finden wir 
eine große Anzahl von Posten für den Fremden­
verkehr direkt und indirekt und man könnte 
glauben, daß gerade für diesen Zweck namhafte 
Beträge ausgeworfen wurden. Nun, es ist nicht 
so! Die Posten, welche eine direkte oder indi­
rekte Verbindung mit dem Fremdenverkehr 
haben, sind im großen und ganzen genommen, 
im Verhältnis zur großen Bedeutung des 
Fremdenverkehrs nicht gar so gut dotiert. 

Nun, meine Damen und Herren, wir müssen 
bei einer solchen Gelegenheit, wie es die Be­
ratung des Budgets ist, einen Rechenschafts­
bericht abgeben, was mit diesen Geldern im 
Laufe dieses Geschäftsj ahres geschehen ist. Man 
wird nicht jeden einzelnen Posten aufzählen, 
ich will Sie aber daran erinnern, für welchen 
Zweck diese Gelder, die uns im Vorjahre be­
willigt wurden, Verwendung gefunden haben. 
Da waren in erster Linie Werbereisen mit Vor­
trägen in Deutschland, in Holland, Belgien mit 
Bildern, dann die Errichtung eigener Werbe­
stellen in Deutschland, England, Italien, Frank­
reich. Wir haben den Fremdenverkehrs­
investitionsfonds, der im vorigen Jahr mit 
1 Million Schilling im außerordentlichen Haus­
halt aufgenommen wurde. Von diesen sind 
500.000 S in den ordentlichen Haushalt über-
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führt worden, also ist dieser Betrag zusätzlich. 
Der Eingang aus der Fremdenverkehrsabgabe ist 
bekanntlich teils 20, teils 40, teils 60 g für je 
eine Übernachtung. Die Differenzierung richtet 
sich nach ausgesprochenen Fremdenverkehrs­
orten und solchen, die weniger als solche anzu­
sprechen sind und 20 g pro Übernachtung für 
alle übrigen Ortschaften. Die Einnahmen aus 
diesem Titel betragen ungefähr 800.000 S und 
500.000 S wurden überführt, so daß wir in der 
angenehmen Lage waren, 1,300.000 S für Zwecke 
des Investitionskredites zu verwenden. Die 
Hinausgabe dieses Kredites erfolgte unter be­
stimmten Voraussetzungen. Es brauchte der 
Bewerber um einen solchen Kredit n icht unbe­
dingt Fremdenverkehrszimmer in einer gewissen 
Anzahl haben. Wir gaben diese Kredite "an Per­
sonen, die irgendwelche Einrichtungen be­
nötigten, Kühlschränke u. dgl. . . . oder irgend­
welche sanitäre Anlagen. Die Bewerber, die da 
um einen Kredit ansuchen, werden überprüft 
auf ihre Kreditwürdigkeit und wenn sie auch 
keinen Realbesitz haben, so wird das sehr 
tolerant behandelt und man ist mit Sicher­
stellungen und Pfandgegenständen formeller 
Art zufrieden. 

Wir haben weiters für die Lurgrotte, für 
Schwimmbäder, für Veranstaltungen verschie­
dener Art, für Sehutzhütten, Sessellifte, 
Schlepplifte, für Filme, verhältnismäßig hohe 
Beträge verausgabt. 

Indirekt haben wir auch durch die Pflege un­
serer Kultur- und Kunstdenkmäler, kurz und 
gut durch alles, was unter den Titel „Kultur" 
fällt, ebenfalls für den Fremdenverkehr gute 
Dienste geleistet. Ich weise nur auf unser nicht 
nur bei uns sondern weit über unsere Grenzen 
hinaus bekanntes Joanneum hin, eine Kunst­
stätte ganz großer Art. Unser Erzherzog Johann 
ha t j a diese Kunststätte geschaffen und tau­
sende und abertausende Menschen besuchen sie 
jährlich. Oder denken wir an das Schloß 
Eggenberg, — es muß heute hingewiesen werden 
auf diese Schätze unserer Heimat — das ja be­
kanntlich durch wilden Vandalismus zugrunde 
gerichtet worden ist. Durch jahrelange Arbeit 
und Bewilligung von ziemlich hohen Mitteln erst 
ist es gelungen, heuer im Juli Eggenberg wieder 
seiner Bestimmung zu übergeben. Es ist ein 
unvergängliches Verdienst meines Vorgängers, 
des heutigen Herrn Ministers Dr. Illig, daß wir 
Eggenberg in dieser Aufmachung wieder für 
unser Land haben, diese Perle auf diesem Ge-

' biet, über 700 Säle befinden sich in Eggenberg 
und es stehen zwar nicht alle, aber doch die 
großen Ausstellungssäle der Bevölkerung zur 
Verfügung. 

Durch Herausgabe von Prospekten, Abhaltung 
von Bilderwettbewerben, durch pflegliche Be­
handlung von Anlagen und Wegen, so weit uns 
dies im Rahmen unserer vorhandenen Mittel 
möglich war, haben wir auch einen kleinen, ich 
will nicht sagen, einen großen Anteil an* den 
Einnahmen, die durch den Fremdenverkehr ins 
Land gekommen sind. Wir haben im Jahr 1953 

rund 1500 Millionen an Devisen in die Tresors 
der Nationalbank abführen können. Jedenfalls 
ist das eine große Summe und kein Jahr, auch 
die Jahre vor 1938 haben auch nur annähernd 
solche Beträge aus dem Titel Fremdenverkehr 
gebracht. Diese Beträge fließen, wie schon ge­
sagt, der Nationalbank zu. Durch die dort 
liegenden Devisen werden wir immer freier und 
unabhängiger von der bisher gebundenen Wirt­
schaft, von den Importen, die wir durch Koppe-
lungs- oder Kompensationsgeschäfte tätigen 
mußten. Heute ist die Nationalbank schon in 
der Lage, auf direkte Devisenanforderungen zur 
Bezahlung der Importe Devisen zur Verfügung 
zu stellen. Die Voraussetzung dafür aber waren 
die Einnahmen aus dem Fremdenverkehr. 
Selbstverständlich bringt uns auch der gehobene 
Export, der unserer gefestigten Währung und 
der richtigen Relation zum Dollar zu danken ist, 
namhafte Devisenbeträge herein. Im Beherber­
gungsgewerbe in Österreich sind 7 % aller Arbeit­
nehmer beschäftigt, sowohl direkt als auch in­
direkt. Auch das ist also eine Auswirkung des 
Fremdenverkehrs. Der Fremdenverkehr ist an 
vierter Stelle Devisenbringer. Er ist als solcher 
deshalb für uns so wertvoll, weil die Personen, 
die zu uns nach Österreich kommen, uns die 
Devisen entweder selbst hereinbringen oder 
durch den Ankauf des Schillings im Ausland 
uns die Devisen zufließen bzw. überschrieben 
werden. Es ist auch so, daß die Menschen, die 
zu uns kommen, nicht nur die Gaststätten und 
die Fremdenverkehrsbetriebe beleben" sondern 
auch der Bauer profitiert indirekt davon, weil 
er dadurch seine Produkte besser absetzen kann. 
Wenn der Bauer gar in der Lage ist, in seinem 
Bauernhaus einige Fremdenzimmer einzubauen, 
so kann er als Urproduzent ' seine Gäste ver­
pflegen und ha t dadurch Mehreinnahmen. Wenn 
man in die Ramsau kommt, wird man finden, 
daß fast in jedem Baue rnhause bis 3 Zimmer 
den Fremden zur Verfügung stehen. 

Wir haben außerdem noch Einnahmen, an die 
gewöhnlich gar nicht gedacht wird. Wir haben 
z. B. die Mineralölsteuer, die bezüglich der Höhe 
an die übrigen Staaten ziemlich angeglichen ist. 
Außerdem haben wir noch einen Zuschlag zur 
Mineralölsteuer. Dieser Zuschlag ist bekanntlich 
eine Zwecksteuer und wird nur für die Straßen 
verwendet. Wenn Fremde zu uns nach Öster­
reich kommen, und sie würden sonst nichts 
brauchen, so brauchen sie bestimmt Benzin und 
dadurch haben wir entsprechende Einnahmen, 
die gerade in diesem Jahr unerwartet hoch ge­
wesen sind. Wenn wir uns das alles sichern 
wollen, müssen wir uns darüber den Kopf zer­
brechen, wie wir den Fremdenverkehr noch mehr 
ausbauen können. Wir müssen die Unterkünfte, 
die den Fremden zur Verfügung stehen, weiter 
ausbauen und hauptsächlich Wert darauf legen, 
daß auch die Klein- und Mittelbetriebe ent­
sprechend aufnahmsfähig sind. Dazu ist es not­
wendig, daß in diesen Betrieben sanitäre An­
lagen geschaffen und sonstige Verbesserungen 
an den Betrieben vorgenommen werden. Wir 
haben auch, Straßen und Wege und verschiedene 
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andere Anlagen, die der Fremde benutzt; die 
Straßen, wenn er mit dem Wagen zu uns kommt, 
die Wege und Anlagen, wenn er auf Spazier­
gängen sich Erholung verschaffen will. Wir 
haben daher die Werbung fortzusetzen durch 
Vorträge, eventuell Bildvorträge und wir haben 
vor allem die zu uns kommenden Fremden ent­
sprechend zu behandeln. Das gilt nicht nur für 
den Gastwirt, für den Inhaber eines Hotels, 
sondern auch für die Bevölkerung. Ich möchte 
daher sagen, wir müssen schon in der Volks­
schule damit beginnen, über die Mittelschule, 
und wenn es notwendig ist, auch noch höher 
hinauf, unsere Bevölkerung immer wieder darauf 
hinzuweisen, daß wir aus dem Titel Fremden­
verkehr den sichersten und besten Eingang an 
Devisen für unsere Wirtschaft haben können. 
So müssen wir mithelfen, die verbindliche Art 
des österreichischen Menschen, die ja überall 
in der Welt bekannt ist, noch mehr zu pflegen, 
damit sich der Fremde hier wohlfühlt. Dann, 
wenn dies der Fall ist, ersetzt dieser Fremde 
viel Prospekte und anderes Werbematerial. Er 
wird Österreich überall empfehlen und uns da­
durch auf dem Gebiet der Propaganda Plakate, 
Annoncen u. dgl. sparen helfen. Daher müssen 
wir immer wieder darauf hinweisen, daß die 
Ämter und alle Menschen, die mit den Fremden 
zusammenkommen, die Exekutive, die Polizei 
angewiesen werden sollen, den Fremden gegen­
über höflich und entgegenkommend zu sein. 

Wir haben in der Nähe von Graz, in Thaler-
hof, schon seit dem Jahre 1923 einen Flughafen. 
5 Fluggesellschaften haben hier ihr notdürftiges 
Unterkommen gefunden bzw. sind mit ihren 
Flugzeugen gelandet. Jetzt ha t sich vor wenigen 
Tagen die Fluggesellschaft in Wien konstituiert. 
Es ist höchste Zeit, daß auch das Land und die 
Stadt Graz sich bemühen, möglichst rasch das 
Flugfeld am Thalerhof so auszubauen, daß 
dann, wenn wir selbst unsere Fluggesellschaft 
aktivieren können, bei den Linien, die über Graz 
gehen, der Flugplatz am Thalerhof auch ange­
flogen werden kann. Zur Zeit haben wir nur 
Fluggesellschaften aus Italien und Jugoslawien 
in Thalerhof. Vor 2 Jahren hät ten wir die Mög­
lichkeit gehabt, daß eine holländische Gesell­
schaft Graz angeflogen hät te, doch hat ten wir 
keine Startbahn für schwere Maschinen, die auf 
eine Betonbahn angewiesen sind. Diese hollän­
dische Gesellschaft hä t te zur Unterbrechung 
ihrer Reisen Graz ausersehen. Es werden in den 
nächsten Jahren, vielleicht sogar schon in einem 
halben Jahr weitere Flugzeuggesellschaften aus 
Belgien, Schweden u. dgl. ihre Route so ein­
teilen, daß Graz einbezogen werden kann. Daher 
ist es Aufgabe des Landes, alles zu tun, um noch 
im Jahre 1954 mit dieser Star tbahn fertig zu 
werden. Bei der letzten Anwesenheit Minister 
Dr. Illigs wurde darüber eingehend und ernst 
gesprochen und sowohl die Stadtgemeinde Graz 
wie auch das Land haben sich durch ihre 
Finanzreferenten bereiterklärt, der Sache näher­
zutreten und, wenn wir selbst das Kapital im 
Lande nicht haben, durch Finanzierung diesen 
Betrag beizustellen, damit wir möglichst rasch 

dazukommen, daß in Thalerhof schwere Ma­
schinen, die jetzt hauptsächlich in Verwendung 
sind, s tarten können. Alle anderen Arbeiten, 
die keine großen Beträge verschlingen, werden 
langsam im Laufe des Jahres gemacht werden. 
Jetzt sind wieder 950.000 S im Budget drinnen. 
Sie können versichert sein, daß die Landesregie­
rung gerade dieser Frage ihr größtes Augenmerk 
zuwendet, weil der Flugverkehr, wenn er auch 
keine kommerzielle Sache ist, kein Geschäft, so 
doch unbedingt zur Förderung des Fremdenver­
kehres notwendig ist und wir müssen natürlich 
der ganzen Angelegenheit, um den .Fremdenver­
kehr zu fördern, raschestens beikommen. 

Wir haben die Marshallhilfe, das ist auch eine 
Sache, die den Fremdenverkehr berührt. Ins­
gesamt wurden seit Bestehen dieser Hilfe, und 
zwar bis 30. Juni 1953, 1013 Betriebe mit zu­
sammen 271,203.000 S aus ERP-Mitteln mit Kre­
diten beteilt. Damals war die Voraussetzung, 
Devisen sparen, Devisen bringen. In dem Falle 
konnten nur große, keine mittleren Betriebe, 
wenn sie nicht den Nachweis erbringen konnten, 
daß 51% ihrer Gäste Ausländer waren, ERP-
Mittel bekommen. Jetzt, infolge des Rückfließens 
dieser Annuitäten und Zinsen ist die ERP-
Dienststelle, wo diese Kredite behandelt werden, 
in der Lage, auch jene zu befriedigen, die über­
haupt keine Ausländer haben. Wenn sie bis zu 
15 Betten aufstellen können, bekommen sie 
diesen Kredit zu einem erträglichen Zinsfuß auf 
die Zeit von 8 bis 15 Jahren. In neuerer Zeit, 
vor wenigen Monaten ha t Minister Dr. Illig eine 
neue Form des Kredites für Gaststätten von 
20.000 S bis 100.000 S auf längere Zeit zu einem 
verhältnismäßig niederen Zinsfuß eingeführt. 
Wenn wir den Fremdenverkehr beleben wollen, 
müssen wir alle diese Dinge in Rechnung stellen 
und unsere Arbeit auf eine breitere Basis ein­
stellen. Wir haben, wie ich schon sagte, die 
Voraussetzungen dafür. Wir haben ein herr­
liches Land und wir bilden uns nicht ein, daß 
wir vielleicht keinerlei Mängel haben. Aber 
wenn sie vorhanden sein sollten, müssen wir 
uns Mühe geben, sie auszuschalten. Wir haben 
in Europa das Recht, als Fremdenverkehrsland 
angesprochen zu werden, weil wir besonders dem 
kleinen und mittleren Mann bei uns einen an­
genehmen Aufenthalt verschaffen. Ich erinnere 
Sie heute an die große Reise von deutschen Ar­
beitern, die zu uns ins Ennstal gekommen sind. 
Sie haben sich über ihren Aufenthalt sehr gut 
ausgesprochen, ihr Urteil ist mir maßgeblich ge­
wesen, sie werden wiederkommen. Es wird an 
uns liegen, daß dieses Wiederkommen sich recht 
oft wiederholt. 

Wenn ich nun noch kurz das Gewerbe, das 
auch in der Gruppe 7 enthalten ist, streife, 
möchte ich sagen, daß die gewerblichen Kredite, 
die schon im Vorjahre behandelt wurden, die im 
außerordentlichen Voranschlag aufgeschienen 
sind, in der Höhe von 1 Million Schilling in 
dieser Höhe nicht in Verwendung genommen 
werden konnten, weil die Voraussetzungen, ein 
diesbezügliches Gesetz, nicht vorhanden war. 
Dieses Gesetz ist fertig, es wird die nächste 
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Regierungssitzung beschäftigen und dann dem 
Hohen Haus zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden. Wir haben heuer im ordentlichen Haus­
halt diese eine Million Schilling aufgenommen 
und es kann nach Verabschiedung des Gesetzes 
schon davon Gebrauch gemacht werden. Es ha t 
dies deshalb besonderen Wert, weil wir den 
gleichen Betrag von der Kammer der gewerb­
lichen Wirtschaft in Steiermark bekommen, so-
daß wir nicht eine Million, sondern eigentlich 
zwei Millionen Schilling für die Kleinstgewerbe­
betriebe zu einem. • sehr, sehr mäßigen Zinsfuß 
zur Verfügung haben. Es ist dies auch ein 
Mittel dazu, den gewerblichen Mittelstand zu 
erhalten und zu stützen und ihm die Existenz 
zu erleichtern. Besonders jenen Menschen, die 
durch die Novellierung des Gewerberechtes die 
Möglichkeit haben, ein Gewerbe zu beginnen, 
muß man helfen, weil es oft so ist, daß sie in 
ihrer Gehilfenzeit nicht die Möglichkeit hat ten, 
Beträge zur Anschaffung von Maschinen oder 
sonstigen Erfordernissen, die man als Gewerbe­
treibender braucht, zu ersparen. Sie können 
aber etwas, nämlich die Voraussetzungen er­
füllen, die das Gesetz vorschreibt und daher muß 
man ihnen die Möglichkeit geben, sich eine 
Existenz zu gründen. 

Hohes Haus! Ich habe Ihnen nun kurz über 
den Fremdenverkehr und im Zusammenhang 
damit über Kunst und Kultur berichtet. Ich 
möchte meinen Dank aussprechen als zustän­
diger Referent den Beamten der Abteilungen 4 
und 6 und auch des Landes-Eisenbahnamtes, die 
mir unterstehen. Die Beamten haben sich wirk­
lich bemüht, alles zu tun, um unserer Sache, die 
j a auch die ihrige ist und der Sache jedes ein­
zelnen im Lande, aufrichtig zu dienen. (Beifall 
und Bravorufe!) 

Abg. Scheer: Hohes Haus! Ich werde mich 
sehr kurz fassen und mich auf drei Minuten be­
schränken, was sicher allgemeinen Beifall finden 
wird. (Beifall.) Ich hä t te mich nicht zu Wort 
gemeldet, wenn nicht mein Vorredner, Herr 
Landesrat Brunner, es verabsäumt hätte, einen 
von mir in der Generaldebatte besonders kriti­
sierten Umstand zu berühren. Ich meine damit 
den Fremdenverkehrsinvestitionsfonds, der nach 
unserer Meinung bisher nicht in der Weise ein­
gesetzt wurde, wie man es füglich von ihm er­
warten konnte. Ich habe mich im Ausschuß und 
auch seinerzeit bei der Sitzung des Fremdenver­
kehrsbeirates des Landes Steiermark mit dieser 
Frage eingehend beschäftigt und habe nun nur 
noch einmal konkret die Frage zu stellen, ob 
im Gegensatz zur bisherigen Gepflogenheit der 
Referent für Fremdenverkehr beabsichtigt, die 
Mittel aus dem Fremdenverkehrsinvestitions­
fonds nach einer überlegten Planung zu ver­
geben. 

Landesrat Brunner: Wir haben diesen Fonds 
für alle Betriebsstätten, die dem Fremdenver­
kehr dienen, n icht nur für Hotels oder größere 
Betriebe, sondern auch für den kleinen Mann, 
und zwar auch dann, wenn er keine Fremden­
zimmer hat. 

Präsident: Die Rednerliste ist erschöpft. Das 
Schlußwort hat der Berichterstatter. 

Berichterstatter Abg. Ertl : Ich beantrage, 
das Hohe Haus möge die im Finanzausschuß 
einstimmig beschlossenen Ansätze und Er­
höhungsanträge genehmigen. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die 
der Gruppe 7 mit den in der Beilage 22 enthal­
tenen Abänderungsanträgen des Finanzaus­
schusses zustimmen, die Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) Die Gruppe 7 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 8, „Wirtschaftliche 
Unternehmungen und Beteiligungen". Bericht­
erstatter ist Abg. Hegenbarth. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Berichterstatter Abg. Hegenbarth: Hoher 
Landtag! Die Gruppe 8, „Wirtschaftliche Unter­
nehmungen und Beteiligungen" weist ursprüng­
lich im Voranschlag Ausgaben in Höhe von 
16,786.700 S aus, denen Einnahmen von 
8,975.700 S gegenüberstehen. Die Abänderungs-
anträge im Finanzausschuß und im Kreise der 
Landesregierung haben diese Ziffern verändert. 
Die, Ausgaben betragen nunmehr 17,038.700 S 
und die Einnahmen 9,195.700 S im ordentlichen 
Haushalt und im außerordentlichen Haushalt 
betragen die Ausgaben 21,500.000 S und die Ein­
nahmen 10,000.000 S. Ich bitte namens des 
Finanzausschusses, der Gruppe 8 die Zustimmung 
zu geben. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
nicht vor, Wir kommen daher zur Abstimmung. 
Ich bitte jene Abgeordneten, die der Gruppe 8 
zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 9, „Finanz- und Ver­
mögensverwaltung". Berichterstatter ist Abg. 
Taurer. Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Taurer: Meine Damen 
und Herren! Die Ansätze und die Abänderungs-
anträge des Finanzausschusses sind Ihnen be­
kannt. Ich beantrage im Namen des Finanzaus­
schusses, vorlagegemäß zu beschließen. 

Landesrat Horvatek: Hohes Haus! Wir sind 
•wenige Tage vor Weihnachten. Es ist selbstver­
ständlich, daß die Kinder, ehe sie einschlafen, 
alle möglichen Wünsche im Traum auftauchen 
sehen. In manchem Elternhaus ist es üblich, daß 
die Kinder ihre Wünsche niederschreiben und 
für das Christkind zwischen die Fenster legen. 
Eine solche weihnachtliche Stimmung scheint 
auch bei einem Teil der Herren Abgeordneten zu 
herrschen. Es sind zwei Tage lang lauter Wün­
sche geäußert worden, Wünsche, die nur einen 
interessieren können, nämlich den Finänzrefe-
renten. Er wurde teils in fragendem, teils in 
schmollendem, teils in bittendem Ton ersucht, 
wenn schon nicht im heurigen, so doch wenig­
stens im nächsten Jahr diese oder jene Post ent­
sprechend zu erhöhen und er wurde getadelt, 
weil er eine Reihe von Posten gekürzt habe und 
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mit seinem Rotstift geradezu verderbliches Un­
heil angerichtet hat . 

Ich muß schon sagen, die ganze Art, wie hier 
Finanzfragen behandelt werden, finde ich nicht 
wirklich ernst. Denn jeder von Ihnen weiß, daß 
man nicht mehr ausgeben kann, als man hat. 
Ich möchte den Herrn Kollegen Landesrat 
Prirsch dringend einladen, daß er und seine 
Klubkollegen sich auch ins Stammbuch schrei­
ben: „Willst Du ordentlich wirtschaften, dann 
gib nicht mehr aus, als Du einnimmst." An mich 
Forderungen zu stellen, die nicht erfüllt werden 
können, beweist, daß man entweder nur zum 
Fenster hinaus redet und demagogische Forde­
rungen stellt oder daß man den Voranschlag 
nicht angesehen hat. Ich habe in meiner Ein-
begleitung zum Voranschlag ausdrücklich dar­
auf hingewiesen, wie die Finanzlage des Landes 
ist. Der Herr Abg. Stöffler ha t mir damals auch 
nicht Gehör geschenkt, denn sonst hät te er uns 
nicht erzählen können von dem herrlichen 
Baum der Erfüllung, den der Herr Finanzmini­
ster Dr. Kamitz aufgestellt ha t und unter dem 
— wie einer der Herren des VdU gesagt ha t — 
wir nicht bereit sein werden, Ringelreiher zu 
tanzen. Denn dazu wäre kein Anlaß. 

Wie steht es nun wirklich? Wollen wir uns 
die Wahrheit ansehen? Im Jahre 1953 waren an 
Bundesertragsanteilen nach Angaben des Herrn 
Finanzministers vorgesehen für Steiermark 
321,818.000 S. Das Ergebnis der vereinnahmten 
Bundesertragsanteile ha t betragen 367,540.000 S, 
d. h. es ist im heurigen Jahr ein Mehrertrag an 
Bundesertragsanteilen von 45-7 Millionen Schil­
ling zu verzeichnen. Ich habe 1952 bei Beratung 
des Landesvoranschlages darauf hingewiesen, 
daß mir die Angaben des Herrn Finanzministers 
nicht richtig erscheinen, daß er gemessen an 
dem Gebarungsergebnis 1951 viel zu niedrige 
Ansätze gemacht hat. Das hat sich nun durch 
die Tatsachen bestätigt. Heuer können wir nach 
seinen Mitteilungen ' an Bundesertragsanteilen 
351,146.000 S einsetzen, d. h. der Bundesfinanz­
minister setzt die Bundesertragsanteile entge­
gen den Erfahrungen aus dem Jahre 1953 um 
16,594.000 S niedriger ein. Nun aber muß ich 
annehmen, daß er sich mit der Vereinfachung 
der Lohn- und Einkommensteuer nicht begnü-
den und er dem ersten Schritte noch weitere 
folgen lassen will, die die Einnahmen des Lan­
des weiter kürzen würden. 

Schauen wir weiter: Ich habe darauf hinge­
wiesen, daß im Jahre 1954 trotz Minderung der 
Einahmen aus der Einkommenversteuerung ein 
Mehrertrag an Bundesertragsanteilen von 
29-3 Millionen Schilling zu bugetieren ist. Das 
wären die Geschenke, die vom Freudenbaum des 
Finanzministers für Steiermark zu holen sind. 
Ich brauche 16-3 Millionen Schilling für die Ent-
nivellierung der Beamtengehälter, die der Bund, 
ohne die Länder zu hören, beschlossen hat. Ich 
gönne unserer Beamtenschaft die Erhöhung. Ich 
stelle aber fest, ein Geschenk besteht für uns 
nicht. Wir geben diese Ausgabe als Pflichtaus­
gabe aus und können sie für andere Zwecke 

nicht benützen, wohl n immt uns aber der Bund 
von diesen 29-3 Millionen Schilling 6,674.000 S 
an erhöhten Bundesvorzugsanteilen, so daß als 
Geschenk des Bundesministers auf Grund der 
hervorragenden Erfolge, die uns Abg. Stöffler 
eingehend geschildert hat , nach 6-3 Millionen 
Schilling bleiben. Im Jahre 1952 (Landeshaupt­
mann K r a i n e r : „Solange es mehr ist, ist es 
ein Erfolg.") wurde behauptet, ich hät te eine 
Reihe von Posten mit dem Rotstift ungehörig 
zusammengestrichen. Wenn ich die Wünsche 
der Herren auf der Gegenseite damals erfüllt 
hätte, hä t te ich mindestens 40 Millionen Schil­
ling mehr haben müssen, ich habe aber nur 
6-3 Millionen Schilling, daher war es von vorn­
herein vollkommen ausgeschlossen, weiter­
gehende Wünsche zu erfüllen. 

Wie sieht es beim Voranschlag 1954 aus? Ur­
sprünglichwurden an Ausgaben um 114 Millionen 
Schilling mehr verlangt, als in der vorliegenden 
Regierungsvorlage ausgewiesen sind. Ich mußte 
daher ' aus den ursprünglichen Ansätzen der 
Ordentlichen Gebarung nicht weniger als diese 
114 Millionen Schilling herausstreichen. Was ist 
durch die Beratung in der Landesregierung und 
durch die Beschlüsse des Finanzausschusses ge­
ändert worden? An Stelle von den gestrichenen 
114 Millionen Schilling sind vom Ausschusse 
21-6 Millionen Schilling mehr im ordentlichen 
Haushalt vorgesehen worden. Das ha t eine eigene 

• Bewandtnis: Wenn ich aus einer bestimmten 
Menge für den Zweck A mehr entnehme, als ge­
wollt, kann ich für den Zweck B um das weniger 
geben. Eine bestimmte Menge Geldes kann ich 
nicht vergrößern, wohl aber verschieden ver­
teilen. Wir haben zwar den ordentlichen Haus­
halt etwas ausgeweitet, den außerordentlichen 
Haushalt aber dadurch auf höchst schwache 
Beine gestellt. Die Deckung für die ordentliche 
Gebarung, die um 21-6 Millionen Schilling höher 
geworden ist, besteht aus den 2 Millionen Schil­
ling Schulbaukosten, die wir aus dem ordent­
lichen Budget ins außerordentliche verbannt 
haben, aus 3 Millionen Schilling für Straßen-
und Brückenbeiträge, die wir ebenfalls aus der 
ordentlichen in die außerordentliche Gebarung 
übernehmen mußten, weiters aus 11-357 Millio­
nen Schilling, die wir zur Bedeckung des 
außerordentlichen Haushaltes zur Verfügung 
hatten, aber im ordentlichen Haushalt ver­
braucht haben, weiters aus 3,883.200 S, die wir 
durch Bindungen beim Amtssachaufwand und 
Förderungsbeiträgen hereinsparen wollen und 
schließlich 1,422.000 S, die wir mühsam noch bei 
einigen Einnahmsquellen zusammenkratzen 
konnten, so daß der ordentliche Haushalt bis 
auf die Bindungsmittel bedeckt wurde. 

Im außerordentlichen Haushalt sieht es so 
aus: Er sah Ausgaben vor in der Höhe von 
74,014.000 S. Da mir das untunlich schien, weil 
es an der Bedeckung mangelte, wurde er auf 
44,240.000 S gekürzt. Hiefür waren zur Bedek-
kung 15,144.000 S aus der ordentlichen Gebarung 
und aus Einnahmen beim Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds und 19 Millionen Schilling aus 
der Betriebsmittelreserve zur Verfügung, so daß 
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wir den außerordentlichen Landesvoranschlag 
,-mit rund 34 Millionen Schilling hä t ten bedek-
ken können und nur 10 Millionen Schilling un­
bedeckt geblieben wären. Nun wurde der außer­
ordentliche Voranschlag ausgeweitet, er beträgt 
nunmehr 78,235.400 Schilling. Seine Bedeckung 
besteht aus zusammen 22-7 Millionen Schilling. 
In diesen 22-7 Millionen Schilling sind aber 
19 Millionen Schilling der Betriebsmittelreserve 
enthalten; man kann sagen, daß der außer­
ordentliche Landesvoranschlag nur mit etwas 
mehr als einem Viertel bedeckt ist. Nun erwartet 
man, daß ich in der Lage sein soll, die Beträge 
aufzubringen, die wir gebunden haben, damit 
die Voranschlagsansätze beim Amtsaufwand und 
bei den Förderungsmitteln voll zur Anweisung 
gelangen und der außerordentliche Voranschlag 
in den meisten Posten seine Bedeckung findet 
und hofft, noch, daß der Voranschlag 1955 die 
zurückgestellten Wünsche der Herren, die sie in 
großer Zahl geäußert haben, berücksichtigt. 

Ich habe bei meinen Ausführungen anläßlich 
der Einbringung des Landesvoranschlages auf 
folgendes hingewiesen: Die Mehreinnahme, die 
sich 1954 an Bundesertragsanteilen nur mit dem 
Betrag' von 6-3 Millionen Schilling auswirkt, ist 
1955 nicht mehr vorhanden. Im Jahre 1955 kom­
men zwei weitere Stufen der Entnivellierung, die 
36 Millionen Schilling mehr erfordern. Glauben 
Sie, daß wir im Jahre 1955 6-3 Millionen Schil­
ling und noch 36 Millionen Schilling dazu ein­
nehmen werden, glauben Sie, daß da Platz sein 
wird, die Forderungen der Landwirtschaft, die 
18 Millionen Schilling mehr betragen, von denen 
9 Millionen Schilling keine Bedeckung fanden, 
noch zu befriedigen? Oder glauben Sie, daß ich 
dann in der Lage wäre, dem Herrn Landes­
hauptmannstellvertreter Dipl. Ing. Udier die be­
rechtigt geforderten 28 Millionen Schilling für 
Straßenbauten, die ich ihm nicht geben konnte, 
für das Jahr 1955 zur Verfügung zu stellen? Und 
neben all dem die Ausweitung des Budgets mit 
immer neuen Aufgaben, deren zu geringe Dotie­
rung hier beanstandet wird? Wir sollen als neue 
Aufgabe z. B. die Landesberufsschulen und 
deren Ausweitung übernehmen und die Techni­
sierung der bäuerlichen Hauswirtschaft vorneh­
men, kurz und gut eine Reihe von völlig neuen 
Aufgaben. Ja, es wurde hier mitgeteilt, daß 
allein für die Anschaffung der notwendigen 
Spritzen zur Bekämpfung der San-Jose-Schild-
laus 40 Millionen Schilling vom Land zur Ver­
fügung stehen sollten. Ich muß sagen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, so kann man 
ein Budget natürlich nicht erstellen. Wenn wil­
der Meinung sind, daß es ein Verdienst des 
Herrn Finanzministers Dr. Kamitz sei, die Wäh­
rung stabilisiert zu haben, so möchte ich sagen, 
er ha t nur die Endphase vollzogen, alles andere 
war ja schon im Zuge. Es ist aber damit verbun­
den, daß in der stabilisierten Wirtschaft. die 
Einnahmen nur so weit steigen können, als es 
der Aufwertung des Geldes entspricht. Wir müs­
sen auch zu einer Stabilisierung der Ausgaben­
wirtschaft und zur Erkenntnis kommen, daß zu­
erst die Pflichtaufgaben des Landes erfüllt wer­

den müssen, dann erst jene Aufgaben, die das 
Land freiwillig übernommen ha t und daß wir bei 
deren Dotierung vorsichtig sein sollen. 

Ich muß dem Herrn Abg. Stöffler sagen, es 
ist mir noch nie der Vorwurf gemacht worden, 
daß ich einseitig die eine oder andere Gruppe 
deshalb berücksichtige oder schlechter be­
handle, weil sie von dem oder jenem politischen 
Referenten geführt wurde. Wer die Dinge kennt, 
weiß, daß ich die Aufgaben jeder Gruppe aner­
kenne und ebenso die Aufgaben jedes Referen­
ten und daß ich mich bemühe, nach bestem 
Wissen und Gewissen jene Beträge zur Ver­
fügung zu stellen, die im Rahmen des Budgets 
möglich sind. Es ist irgendwie sonderbar, daß 
jene Regierungspartei, die den Landeshaupt­
mann stellt, dauernd darauf aus ist, das Regie-
rungsmitglied, das die Finanzen zu verwalten 
hat, schlecht zu machen und zu verleumden, 
daß es einseitig vorgehe. Wenn es eine Entglei­
sung des Herrn Abg. Stöf fler gewesen sein 
so l l t e . . . (Abg. S t ö f f l e r : „Es ist eine Tat­
sache".) Sie werden sie aber beweisen müssen. 
Ich stelle, wenn ich mir die einzelnen Gruppen 
betrachte, folgendes fest: 

Die Gruppe 0, Landtag, Landesregierung und 
Allgemeine Verwaltung, beansprucht von den 
Gesamtausgaben 18-5 %, das ist mehr gegenüber 
der Nachweisung des Jahres 1952 um 1-06 % 
oder gegenüber dem Voranschlag 1953 um 
0-4 %. Die Gruppe 2, Schulwesen, weist eine 
Steigerung auf gegenüber der Nachweisung 1952 
von 0-18 % und gegenüber 1953 von 0-41 % des­
halb, weil die 2 Millionen Schilling für den 
Schulhausbau in den außerordentlichen Haus­
halt übertragen wurden. Die Gruppe 3, Kunst 
und Kultur, verlangt von den Gesamtausgaben 
3-73%. Sie ist gestiegen gegenüber 1952 um 
0-26% und gegenüber 1953 um 0-27%. Die' 
Gruppe 4, Fürsorge, beansprucht von den Ge­
samtausgaben 9-01 %, das ist gegenüber 1952 
eine Steigerung von 0-3 %, gegenüber 1953 aber 
eine Verminderung um 1-26 %. Das ist eine Ver­
minderung, die Frau Landesrat Matzner selbst 
erläutert ha t und es ist nicht der Rotstift des 
Finanzreferenten, der willkürlich bei den Für­
sorgeaufgaben Streichungen vornahm, sondern 
es sind die Voranschlagsposten nach den Erfah­
rungsziffern auf ihre richtige Größe zurückge­
führt worden. Die Gruppe 5, Gesundheitswesen 
und körperliche Ertüchtigung, fordert von den 
Gesamtausgaben 28-3 %, das ist gegenüber dem 
Jahre 1952 ein Mehr von 3-43 %, hingegen gegen­
über 1953 ein Mehr von 105 %, also jedenfalls 
nicht derart erschütternd, wie das Herr Abg. 
Stöffler hier darzulegen beliebte. Die Gruppe 6, 
Straßenwesen und Bauwesen, beansprucht 
21-57 %, das ist gegenüber 1952 eine Steigerung 
um 3-29 % und gegenüber 1953 eine scheinbare 
Verringerung um 0-55 %, weil die 3 Millionen 
Schilling aus dem ordentlichen in den außer­
ordentlichen Haushalt übertragen worden sind. 
Sonst wäre auch hier eine Steigerung zu ver­
zeichnen. Die Gruppe 7, Landwirtschaft, fordert 
7-3 %, das ist eine Steigerung gegenüber 1952 
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um 1-62 % und gegenüber 1953 eine Steigerung 
um 109 %. Die Gruppe 8 ist die einzige Gruppe, 
die einen kleinen Abfall aufweist. Sie bean­
sprucht 2-85 %, das ist gegenüber 1952 eine Ver­
minderung um 0-2 % und gegenüber 1953 um 
009 %. Wenn also behauptet wird, daß mein 
Rotstift eine derartige Änderung oder Ver­
schlechterung der Dotierung der einzelnen 
Gruppen vorgenommen habe, so muß ich dazu 
pagen, daß diese Beurteilung nicht objektiv, son­
dern parteiisch war. Der Herr Abg. Stöffler ha t 
versucht, seine Behauptung zahlenmäßig so dar­
zustellen, als ob sie richtig wäre. 

Ich darf in dem Zusammenhang noch auf 
eines hinweisen: Der Baum, den uns der Herr 
Bundesfinanzminister aufgestellt hat , dieser 
Freudenbaum trägt Dinge, die sonderbarer­
weise von ihm selbst schon abgepflückt waren 
und die schon lange — um mit den Worten des 
Herrn Ministers Dr. Illig zu sprechen — von ihm 
ad saccum genommen worden sind. Ich möchte 
auf folgendes hinweisen: Wenn nicht ein Son­
derzuschlag zur Mineralölsteuer zu Gunsten des 
Bundes, entgegen den Vereinbarungen, einge­
hoben werden würde, so würde das Land um 
42 Millionen Schilling7 mehr einnehmen. Wenn 
wir diese ganzen 42 Millionen Schilling im Land 
zur Verfügung hätten, könnte ich dem Herrn Lan­
deshauptmannstellvertreter Dipl. Ing. Udier für 
die Straßen auch größere Beträge bereit stellen. 
Aber das ha t der Herr Finanzminister Dr. Ka-
mitz schon ad saccum genommen. E swird aber 
noch schöner, wenn wir uns die Umsatzsteuer 
ansehen. Würde nämlich kein Bundeszuschlag 
zur Umsatzsteuer eingehoben werden, dann wür­
den wir im Jahre 1954 um 76 Millionen Schilling 
mehr einnehmen. Diese 76 Millionen Schilling 
würden ausreichen, nicht nur die Landwirt­
schaft ausgezeichnet zu dotieren, es könnte 
auch das Krankenhaus Wagna gebaut werden 
und es wäre immer noch genug da, um auch der 
Fürsorge mehr Geld zuzuweisen. Aber die Her­
ren Finanzminister, die nicht meiner Partei an­
gehörten, haben im Laufe weniger Jahre die 
Landeseinnahmen derart geschmälert, daß für 
das Jahr 1954 für Steiermark ein Verlust von 
118 Millionen Schilling entsteht. Man soll uns 
also nicht erzählen, daß man einerseits tapfer 
auf dem Standpunkt des Föderalismus steht und 
bereit ist, die Rechte der Länder jederzeit zu 
verteidigen, wenn man auf der anderen Seite 
dort, wo man könnte, also bei dem der eigenen 
Partei angehörenden Herrn Finanzminister . . . 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Seien Sie 
doch nicht so unsachlich! Wer ist denn die Re­
gierung? Ist denn das eine reine ÖVP-Regie-
rung?") Entschuldigen Sie, Herr Landeshaupt­
mann, ich antworte dem Herrn Abg. Stöffler 
und dieser war unsachlich. Wenn ich nach Ihrer 
Meinung unsachlich geredet haben sollte, 
möchte ich betonen, daß ich nur Zahlen bringe, 
die tatsächlich stimmen. Was der Herr Abg. 
Stöffler aber behauptet hat , stimmt nicht. Herr 
Abg. Stöffler, Sie haben in Ihrer Rede im Fi­
nanzausschuß darauf hingewiesen, daß Sie 
bereit seien, im Laufe der Debatte die Möglich­

keiten aufzudecken und zu zeigen, wo Einnah­
men für das Land zu finden sind. Dieses Ver­
sprechen haben Sie bis jetzt nicht eingehalten. 
Die Möglichkeiten, wo wir noch einnehmen 
könnten, sind bis jetzt nicht aufgedeckt worden. 

Der Herr Landesrat Prirsch ha t in bewegten 
und freundlichen Worten darauf hingewiesen, 
ich möge mir das zu Gemüte führen, was der 
Abg. Vinzenz Lackner gesagt ha t : „Es wäre 
besser, die Herzen sprechen zu lassen, als Para­
graphen". Er ha t gemeint, er müsse mir ins 
Stammbuch schreiben, daß alle Mittel der Feuer­
schutzsteuer für Feuerwehrzwecke zur Verfügung 
zu stellen seien! Ich habe schon gesagt, daß die 
Feu^erschutzsteuer nicht mehr zweckgebunden 
ist. Es haben hohe Forderungen, die gestellt 
worden sind und auch bei den Verhandlungen 
im Finanzausschuß von Seite der Landwirtschaft 
gekommen sind, eine relativ hohe Erfüllung ge­
funden. Dazu ist natürlich Geld notwendig und 
ich kann nicht auf der einen Seite auf Einnah­
men restlös verzichten — ich habe nur einen 
bescheidenen Anteil genommen — und auf der 
anderen Seite Wünsche erfüllen. Wenn ich Geld 
hergeben soll, muß ich es auch haben oder es 
einnehmen können. Dieses Wunder, aus wenig 
viel zu machen, kann ich nicht vollbringen. Es 
gibt keine Einrichtung, mit deren Hilfe die Fi­
nanzreferenten dank eines Stäbchens oder eines 
Zauberspiegels Geld zu erzeugen vermögen. Es 
ist meine Aufgabe, zu weitgehende Wünsche auf 
jenes Maß einzuschränken, das es ermöglicht, 
die Gesamtwirtschaft des Landes zu gewähr­
leisten. Das ist seit 1945 geschehen, die finanzielle 
Ordnung des Landes ist nicht in Schwierigkeiten 
geraten, wir haben jede Verpflichtung erfüllen 
können und darüber hinaus eine Reihe von Auf­
gaben übernommen, die wir mit vollem Erfolg 
erfüllt haben und von denen ich hoffe, daß sie 
mit der notwendigen bescheidenen Einschrän­
kung, die uns in den nächsten Jahren absolut 
nicht erspart bleiben wird, auch weiter erfüllt 
werden können. Ich denke darunter an unsere 
Leistungen an die Steweag, die wir erfüllt haben 
und noch weiter erfüllen werden. Bei Beurtei­
lung finanzieller Dinge müssen wir von realen 
Tatsachen ausgehen. Eine Reihe von Wünschen 
ist absolut berechtigt. Ich maße mir nicht an, 
zu erklären, daß dieser oder jener Wunsch nicht 
voll berechtigt sei. Landeshauptmannstellver­
treter Udier, Landeshauptmannstellvertreter 
Machold haben Wünsche vorgebracht, die an 
sich voll berechtigt sind, ich mußte sie aber auf 
jenes Maß einschränken, das notwendig ist, da­
mit eine geordnete Finanzwirtschaft gewähr­
leistet wird. Wenn ich diese Einschränkungen 
vollzogen habe, dürfen Sie nicht vermuten, daß 
ich die Absicht hat te, einen Referenten zu be­
vorzugen oder zu benachteiligen. Ich muß diesen 
Vorwurf deshalb zurückweisen. Ich war der 
Meinung, daß ihnen das alles aus dem Gehege 
der Zähne entschlüpft sei. Sie behaupten, Sie 
würden das beweisen. Ich bin begierig, diesen 
Beweis zu hören. Wollen Sie zur Kenntnis neh­
men, daß der Beweis nur dann erbracht ist, wenn 
Sie beweisen, daß ich Pflichtaufgaben des Lan-
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des vernachlässigt oder Förderungsaufgaben, die 
notwendig'sind, übermäßig gekürzt habe. Wenn 
Ihnen dieser Beweis gelingt, wollen wir weiter­
reden. Die Feuerschutzsteuer t rägt 5,692.000 S 
nach Mitteilung des Finanzministeriums, davon 
stehen für Feuerwehrzwecke zur Verfügung 
3,759.000 S. Es bleiben dem Lande für andere 
Zwecke insgesamt 1,933.000 S. Man kann da 
nicht sagen, daß das Land nicht das nötige Ver­
ständnis für die Bedürfnisse der Feuerwehren 
habe. ISficht nur das Land ha t den Feuerwehren 
gegenüber Verpflichtungen. Solche sind auch 
von Gesetzes wegen den Gemeinden auferlegt. 
Die Gemeinden haben das Ihrige beizutragen. 
den Feuerschutz zu gewährleisten, damit im Zu­
sammengehen des Landes mit den Gemeinden 
die Feuerwehren das bekommen, was sie brau­
chen, um wehrhaft zu sein. Ich anerkenne die 
großen Leistungen der Feuerwehren und ihre 
große Hilfe, wenn schwere Notstände im Lande 
auftreten. Diese Dinge kann man aber nicht mit 
Geld abgelten. Was ich meine, ist, daß die tech­
nischen Voraussetzungen für die Feuerwehren 
geschaffen werden. Es sind eine Anzahl von Mil­
lionen diesem Zwecke zugeflossen; Im allge­
meinen haben die Feuerwehren erhalten, was 
sie wünschten. Daß die Feuerwehren sich auf 
volle moderne Höhe ausrüsten, ist eine Ange­
legenheit von Jahren, die, ebenso wie die Tech­
nisierung der Landwirtschaft und wie die end­
gültige Bereinigung aller Fragen in den Kran­
kenanstalten eine gewisse Zeit dauern wird. Das 
sind alles Probleme, die nur schrittweise gelöst 
werden können. 

Es muß das Interesse des gesamten Landtages 
sein, daß der Voranschlag so erstellt ist, daß er 
vor dem Landtage selbst, aber auch vor der ge­
samten steirischen Öffentlichkeit verantwortet 
und auch eingehalten werden kann. Der Landes­
voranschlag 1954 wird diese Aufgabe erfüllen, 
damit ist das, was notwendig ist, geschehen. 

Ich war zu dieser Anwor't bei Gruppe 9 ge­
nötigt, weil verschiedene Angriffe und Bitten, 
die gegenüber dem Finanzreferenten vorge­
bracht wurden, diese Antwort erheischt haben. 
(Beifall und Bravorufe bei SPö.) 

Abg. Stoffler: Hohes Haus! Ich möchte zuerst 
einmal unter Beweis stellen, daß die Referate 
der öVP-Regierungsmitglieder nach den ur­
sprünglichen Ansätzen des Herrn Finanzreferen­
ten gegenüber den Referenten der SPÖ-Mitglie-
der sichtlich zurückgeblieben waren. 

Die Gruppe 2 war im Vorjahr mit 17,144.800 S 
dotiert, für das J ah r 1954 mit 16,111.000 S. Die 
Gruppe 3 zeigte eine Erhöhung, die Gruppe 4 
eine Verringerung gegenüber 1953. Die Gruppe 5 
vurde von 151,414.000 S im Jahre 1953 auf 
165,368.000 S für 1954 erhöht. Die Gruppe 6 war 
von zirka 127 Millionen auf 128, also um nur 
etwa 1 Million erhöht worden und die Gruppe 7 
erfuhr eine Erhöhung von 34,019.000 S auf 
34,390.000 S. Die Steigerung in den von den 
öVP-Regierungsmitgliedern verwalteten Grup­
pen entsprechen insgesamt bei weitem nicht der 

Steigerung der Gruppe 5 allein. Mit diesen Zif­
fern ist der Beweis für meine eingangs gemachte 
Behauptung geschlossen. 

Daß Sie, Herr Finanzreferent, schwarz malen, 
mag von Ihrem Standpunkt aus verständlich 
erscheinen, wenn auch das niemals zugetroffen 
hat, was Sie in pessimistischer Weise voraus­
sagten. Im Gegenteil! Es h a t sich bisher immer 
noch unsere Meinung als richtig erwiesen. Ich 
halte es nun durchaus für kein Unglück, wenn 
man nicht zu große Hoffnungen erweckt. Aber 
Tatsache ist, wie schon erwähnt, daß unsere 
Meinung bisher richtig war, und so auch dies­
mal. Woher kommt denn das Geld, das zur Be­
deckung dieses Budgets verwendet wird, das um 
30 Millionen größer ist als das des Vorjahres? 
Woher kommt das Geld, das das Land Steier­
mark in die Lage versetzt, über eine Liquidität 
zu verfügen wie noch nie seit 1945? Das Land 
verfügt nicht nur mengenmäßig, quantitativ, 
über mehr Geld als zuvor, sondern auch quali­
tativ, ha t sich eine Besserung ergeben, denn der 
Wert des Geldes ist innerhalb des letzten Jahres 
zweifellos gestiegen. Sind das keine Früchte? 
Ist der Baum, von dem ich spreche, wirklich 
leer? Sind die Millionen, die sich im Jahre 1953 
als Mehreinahmen ergeben haben, nicht durch 
eine sinnvolle Wirtschaftspolitik dem Lande zu­
geflossen? Warum wollen Sie das nicht aner­
kennen? Die Wirtschaftspolitik, die in diesem 
Jahre so erhebliche Mehreinnahmen gebracht 
hat , war doch keine unglückliche Politik, das 
werden Sie doch zugeben müssen. Wenn auch 
der Herr Finanzminister einige Millionen mehr 
an Vorzugsanteilen für den Bund in Anspruch 
genommen hat, so fließen doch dem Land Steier­
mark, wie in der Gruppe 9, Unterabschnitt 942, 
ersichtlich, 30 Millionen Schilling mehr an Er­
tragsanteilen zu als im Jahre 1953. Ich hät te 
erwartet, das Sie diese Erfolge, diese Früchte, 
einer gesunden Wirtschaftspolitik anerkennen. 

Daß natürlich bei solchen Gelegenheiten, wie 
sie eine Budgetberatung darstellt, die politischen 
Meinungen aufeinanderprallen, daß der eine 
nicht immer gerade ein Loblied auf den anderen 
anstimmt, dafür haben wir Verständnis. Aber 
wir hä t ten erwartet, daß Sie, als eine Partei, die 
ebenfalls in der Regierung sitzt, doch gelten 
lassen, daß sich unser wirtschaftspolitisches 
Programm wirklich als 'gut erwiesen hat. Meine 
Damen und Herren! Diese echte Besserung ha t 
es möglich gemacht, eine Menge von neuen 
Wünschen mit diesem Land'esbudget zu erfüllen 
und einige finanzielle Stöße ; aufzufangen, wie 
zum Beispiel die Entnivellierung der Beamten­
bezüge, die sich für das J ah r 1954 auf etwa 
15 Millionen Schilling belaufen. Weiters haben 
wir die Möglichkeit gehabt, in der Gruppe 0 den 
Beginn für die Gewährung von Familiendar­
lehen zu schaffen. In der Jugendbeschäftigung 
kann das Land mehr leisten als bisher; ebenso 
in der Kulturförderung, die eine Erhöhung von 
rund 3 Millionen aufweist. Um weitere 17 % Mil­
lionen konnte die Dotierung für das Gesund­
heitswesen erhöht werden und auch die Gruppe 7 
erfuhr schließlich eine Erhöhung um etwa 
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10 Millionen. Und da sprechen Sie von einem 
leeren Baum? 

Als ich in der Generaldebatte die Frage der 
Vorzugsanteile des Bundes behandelte, wurde 
mir mit einem Zwischenruf des Herrn Landes­
rates Matzner der Vorwurf ungenügender Ver­
tretung des Landes Steiermark gemacht. Meine 
Damen und Herren! Wir sind Föderalisten, aber 
mit Vernunft und nicht nur dann, wenn es ge­
rade opportun erscheint. In erster Linie aber 
sind wir Österreicher und nicht nur öster­
reichische, sondern auch wirtschaftliche Über­
legungen zwingen uns zu der Ansicht, daß das 
Bundesbudget halten muß und daß man dem 
Herrn Finanzminister die 9 Millionen, wenn er 
sie zur Sicherung des Budgets unbedingt 
braucht, geben soll. Uns sind die sicher ver­
bliebenen 30 Millionen Mehreinnahmen lieber, 
als unsichere 39 Millionen. Wir dürfen nichts 
unternehmen, was das Gefüge des Bundesbudgets 
bedrohen und eine Gefahr für die Stabilität be­
deuten könnte. Damit glaube ich, diesen Zwi­
schenruf erledigt und den damit verbundenen 
Vorwurf stichhältig zurückgewiesen zu haben. 

Nun vielleicht noch kurz einiges die Ein­
nahmen betreffend. Eine der Voraussetzungen. 
die die Einnahmen sichern, ist, daß in diesem 
Staat die Zahl seiner steuerzahlenden Bürger 
nicht geringer wird. Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang auf das zu sprechen kommen, was 
Frau Landesrat Matzner gesagt hat. Ich glaube, 
es wäre besser, sie hä t te es nicht gesagt. Sie 
meinte nämlich, nur jene würden das Gesetz 
zum Schutz des Lebens umgehen, die es sich 
leisten können. Ich bin der Meinung, daß auch 
jenen, die es sich finanziell leisten können, dieses 
Gesetz zu biegen, das Handwerk zu legen ist. 
Wir werden das Gesetz zum Schutze des Lebens 
niemals aufgeben, und auch eine soziale Indi­
kation können wir hiebei nicht gelten lassen. 
Frau Landesrat, wer soll denn hier die Grenze 
ziehen, ob das 5., 9. oder 12. Kind nicht mehr 
leben darf ? Wieviel große Männer ha t das öster­
reichische Volk hervorgebracht, die als 12. oder 
14. Kind armer Eltern geboren- wurden. Wer 
wollte verantworten, daß sie nicht hät ten leben 
dürfen? Von uns ist auf Ihre Ansicht sowohl als 
Väter und Eltern, als auch auf Grund unserer 
christlichen Weltanschauung nur ein Nein zu 
erwarten. 

Ein weiterer Faktor, der unsere Einnahmen 
mittelbar stützt, ist, daß bei den Ausgaben ge-
.spart wird. In diesem Zusammenhang habe ich 
bei Behandlung der Gruppe 5 von der Notwen­
digkeit gesprochen, jene Fehlerquellen zu suchen, 
die die Wirtschaftlichkeit der Landesanstalten 
so beeinträchtigen. Was ich in der General­
debatte zur Gruppe 5 sagte, war keinesfalls ein 
Angriff, es war vielmehr der Wunsch, daß man 
auch auf dem Gebiete der Krankenanstalten 
prüft und untersucht und dann nach einem 
konstruktiven Plan zu einer Neuordnung dieses 
Gebietes und zu einer wirtschaftlicheren Füh­
rung der Anstalten gelangen soll. Ich ha t te 
nicht die Absicht, zum Kapitel Gesundheits­
wesen noch etwas zu sagen, aber das, was da­

rüber in Ihrer Zeitung, in der. „Neuen Zeit" 
steht, veranlaßt mich doch noch dazu etwas 
festzustellen. Es ist nicht so, Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter Machold, daß Sie unsoziale 
Forderungen unsererseits zurückgewiesen hä t ­
ten, denn wir haben keine solchen gestellt, oder 
wollen Sie uns unterschieben, daß wir auch dort 
zu sparen empfohlen hät ten, wo Gefahr für den 
Menschen besteht? Mit welchen Worten und 
von wem wurde das behauptet? Wozu wird also 
in Ihrer Zeitung so geschrieben? Jeder, der die 
Verhältnisse genau kennt, wird mir rechtgeben, 
daß sich in den Krankenanstalten eine wirt­
schaftlichere Gebarung erzielen läßt. Der Herr 
LandeshauptmannstellvertreterMachold ha t mir 
selbst bestätigt, daß eine Diskrepanz in dem Er­
folg der Anstalten besteht und daß das Landes-
krankenhaus in Graz als Großbetrieb mit an 
sich schlechten Voraussetzungen für eine wirt­
schaftliche Gebarung besser wirtschaftet als die 
Bezirksspitäler, die eher die Voraussetzung für 
eine wirtschaftlichere Gebarung hät ten. Diese 
Diskrepanz muß doch auf Fehlern beruhen und 
wenn ich dazu beitragen will, daß man diese 
Fehler sucht, so ist das doch kein unsoziales 
Verhalten. Unsere Hinweise bedeuten nichts 
anderes, als daß man nicht an Kranken, sondern 
für den Kranken sparen soll. (Frau Landesrat 
M a t z n e r : „So sagen Sie doch endlich, wo 
gespart werden kann?") Sie fragen, wo man 
sparen soll? Diese Gegenfrage wäre in erster 
Linie an den zuständigen Referenten, Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Machold zu 
richten, der im Finanzausschuß selbst erklärt 
hat , daß ein konstruktiver Plan zur Neuordnung 
des Gesundheitswesens nicht besteht. (Abgeord­
neter W u r m : „Sie sind ja immer gegen das 
Planen!") Ich weiß, diese Betrachtungen sind 
Ihnen nicht angenehm. 

Sie tun im übrigen der Sache der gemeinsamen 
Arbeit keinen guten Dienst, wenn Sie glauben, 
daß nur Sie es sich leisten können, andere an­
zugreifen. Das ist ein I rr tum! Sie glauben, sich 
alles Mögliche erlauben zu dürfen! Sie ver­
suchen mit Ihrem Antrag auf Schaffung von 
Maschinenhöfen sich über unsere steirische 
Bauernschaft lustig machen zu können. Viele 
Ihrer Anträge und Äußerungen entbehren jeder 
Objektivität! Sie selbst sind aber außerordent­
lich empfindlich und mimosengleich, wenn Ihnen 
die Wahrheit gesagt wird. Sie waren ja früher 
nicht so zimperlich und besonders in der Wahl 
der Mittel im politischen Kampf gegen uns nie 
bescheiden. Es wäre für die zukünftige Zusam­
menarbeit besser, wenn Sie zur Kenntnis nehmen 
würden, daß Sie uns nicht ungestraft angreifen 
dürfen. (Beifall und Bravorufe bei ÖVP.) 

Landesrat Hovatek: Hoher Landtag! Ich stelle 
fest, daß ich nur auf eine einzige Bemerkung 
des Abg. Stöffler reagieren will. Er hat sich in 
der Generaldebatte dagegen verwahrt, daß ich 
einseitig gewisse Referate bevorzugt und andere 
benachteiligt habe. Die Beweisführung des Ab­
geordneten Stöffler s t immt nicht. Ich muß als 
Finanzreferent prüfen, wo ich überhaupt sparen 
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kann, ohne wesentliche Schädigungen zu bewir­
ken und wo nicht. In der Gruppe 2 ist ein Unter­
schied, der übrigens durch gewisse Beschlüsse 
des Ausschusses aufgehoben erscheint. In 
Gruppe 4 haben Sie selbst zugegeben, daß weni­
ger als früher veranschlagt ist. In Gruppe 5, 
Krankenanstalten, sind erstens bei einem Be­
dienstetenstand von über 40Ü0 Menschen die 
Personalkosten so wesentlich gestiegen, daß 
diese zum großen Teil dieses Plus von 14 Mil­
lionen Schilling ausmachen, während bei allen 
übrigen Angestellten sich die Kosten auf die 
verschiedenen Referate verteilen. Also der Haupt­
teil der 14 Millionen Schilling Erhöhung sind die 
Erhöhung der Personalkosten, ein weiterer Teil 
der Erhöhung ist bedingt durch die Beschaffung 
von notwendigen chirurgischen und medizini­
schen Instrumenten und durch den erhöhten 
Bedarf an Arzneimitteln, die unmittelbar den 
Kranken zu Gute kommen. Ich muß sagen, der 
Vorstand der Abteilung 12, Hofrat Dr. Zacharias, 
ist als ein Sparmeister zu betrachten, der das 
schon als: Vorstand der Abteilung 11 ttewiesen hat, 
weshalb ich bei dem Leitungswechsel dem Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter vorgeschlagen 
habe, wenn er jemanden suche, der sich bemüht, 
jene Sparsamkeit, die angeblich nicht besteht, 
zu beachten, daß das nur Hofrat Dr. Zacharias 
sein könne. Er ha t erklärt: „Was ich im Vor­
anschlag habe, kann nicht geändert werden". 
Er war selbst im Spital, h a t mi t den Primarien 
geredet und ha t dem ersten Landeshauptmann­
stellvertreter jene Summen genannt, die not­
wendig sind, wenn Spitals- und Heilstätten­
betrieb nicht gefährdet werden soll. Soll ich 
mich dann von einem Ihrer Herren beschuldigen 
lassen, daß ich durch mein Streichen Leben und 
Gesundheit von Kranken gefährdet habe? Das 
ist ein Kapitel, bei dem man leider nicht sparen 
kann. 

Es ist ein Mann, dem der Ruf vorausgeht, nicht 
nur Strenger zu heißen, sondern auch streng in 
der Auffassung der Dinge zu sein, als Zentral­
direktor des Landeskrankenhauses bestellt wor­
den, der größten Anstalt, die am meisten Geld 
erfordert. Wir haben einen vorzüglichen Leiter 
auf der Stolzalpe und solche auch in den übrigen 
großen Krankenhäusern. Da zu glauben, daß sie 
nicht die notwendige Sparsamkeit, soweit es die 
Interessen der Patienten zulassen, an den Tag 
legen, ist unbegründet. Wir haben außerdem das 
Landes-Kontrollamt. Dieses ha t festgestellt, daß 
beim Krankenhaus Radkersburg diese oder jene 
Einrichtung mangelt und daß, um diese Mängel 
in Ordnung zu bringen, einige Leute neu einzu­
stellen sind. Das Ergebnis des Kontrollberichtes 
ist, daß für Radkersburg mehr Geld aufgewen­
det werden müßte. Die Berichte über die anderen 
Krankenhäuser liegen noch nicht vor. Ob.dort 
oder da im Laufe der Kontrolle Vorschläge auf 
Vereinfachung kommen werden, entzieht sich 
meiner Kenntnis. Aber ein Generalplan besteht. 
Wir haben so und soviel Anstalten mit so und 
soviel Betten, die Krankheitsfälle der verschie­
densten Art werden dort oder da ordnungsge­
mäß unter Aufgebot der Erkenntnisse der ärzt­

lichen Wissenschaft und Heilkunde behandelt. 
Wir haben weder die Absicht, Heilanstalten zu 
verlegen, noch solche stillzulegen, noch neue zu 
schaffen, weil wir nicht die Mittel dazu hä t ten 
und es auch in dem Ausmaße .nicht notwendig 
wäre. Der Generalplan liegt in den vorhandenen 
Anstalten und ihrer Führung. Was generell noch 
zu planen wäre, entzieht sich meiner Kenntnis. 
Aber vielleicht hat Abg. Stöffler selbst einen 
Generalplan vorliegen, so wie er ihn sieht, der 
durchführbar ist. 

Ich habe mich gar nicht mit der Finanzpolitik 
des Herrn Finanzministers an sich beschäftigt, 
sie mit keinem Wort getadelt, vor seiner Finanz­
politik werde ich auch nicht in Bewunderung 
zerfließen und habe ausdrücklich erklärt, daß 
die Stabilisierung ein Endglied einer Entwick­
lungsreihe war, die gemeinsam vollzogen wurde, 
wobei der Fihanzminister angenommen hat, daß 
er die letzte Phase vollziehen könnte. Durch Ihre 
Reden wollen Sie den Eindruck im Hohen Hause 
erwecken, daß es dem Lande um soviel besser 
gehe durch die besonderen Finanzkünste des 
jetzigen Finanzministers. Ich habe richtig­
gestellt, daß wir zwar um 36 Millionen mehr 
haben, aber nachdem uns der Finanzminister 
soviel auferlegt hat , haben wir noch frei zu ver­
fügen über 6-3 Millionen Schilling. Das ist die 
Feststellung der Wahrheit. Außerdem habe ich 
darauf hingewiesen, daß wir nach dem uns ver­
sprochenen Finanzausgleich mit Mehreinnahmen 
durch Bundeszuschüsse hät ten rechnen können, 
wenn sie uns nicht durch erhöhte Bundesvor­
zugsanteile wieder weggenommen worden wären. 
Ich habe nur die Wahrheit mitgeteilt, ich habe 
den Herrn Finanzminister nichf persönlich an­
gegriffen, fla ich ihn hochschätze und seine 
Bemühungen um eine geordnete Finanzwirt­
schaft als Finanzreferent ebenfalls mit In te ­
resse verfolge. Sie (zu Abg. Stöffler) haben aber 
geglaubt, ich müsse auf Ihre gesamten Aus­
führungen eingehen und zum ersten Teil Ihrer 
Rede Beifall klatschen. (Abg. S t ö f f l e r : „Das 
habe ich nicht erwartet.") Sie konnten es auch 
gar nicht erwarten. 

Zum Abschluß möchte ich noch folgendes 
sagen: Ich habe mir nach den Voranschlägen 
der ordentlichen Gebarung des Bundes und des 
Landes Vergleichszahlen feststellen lasseh und 
gefunden, daß die Einnahmen des Bundes im 
Jahre 1949 gegenüber dem Jahre 1948 — wir 
müssen das Jahr 1948' als Ausgangsjahr be­
trachten, weil wir erst in diesem Jahr zu einem 
Finanzausgleich gekommen sind — um 19 % ge­
stiegen sind und die Einnahmen des Landes um 
12 %. Im Jahre 1950 gegenüber 1949 sind die 
Einnahmen des Bundes um 57 % gestiegen und 
die des Landes um 65 %. Im Jahre 1951 sind die 
Einnahmen des Bundes um 23 % gestiegen und 
die des Landes um 14 %, im Jahre 1952 sind die 
Einnahmen des Bundes um 57 % gestiegen und 
die des Landes um 52 %. Wenn man sich das 
durchrechnet, sind die Einnahmen des Landes 
wesentlich geringer gestiegen als die des Bun­
des. Nachdem aber behauptet wurde, daß die 
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Einnahmen des Landes wesentlich rascher stei­
gen als die des Bundes, ha t man ja die Bundes­
zuschläge gemacht und das Notopfer eingeführt 
und auf eine Höhe von 700 Millionen Schilling 
gebracht. Aber aus den vorgelegten Ziffern er­
sieht man, daß diese behauptete Annahme nicht 
stimmt. Man ha t uns also aus Gründen der 
Staatsnotwendigkeit das Geld weggenommen. 

Ich habe bereits in meinen ersten Ausführun-
den darauf hingewiesen, daß es im Interesse des 
Staates wichtig und notwendig ist, ein ordent­
liches Bundesbudget zu haben, das sich sehen 
lassen kann, aber ebenso notwendig ist es, daß 
die nachgeordneten Gebietskörperschaften über 
genügende Mittel verfügen, um ihre Aufgaben 
erfüllen zu können. Wenn aber durch Staats­
notwendigkeiten die, Mittel der Länder nicht im 
entsprechenden Maß mitsteigen, dann müssen 
die Mitglieder der Landtage, und der Gemeinde­
räte zur Kenntnis nehmen, daß man eben 
sparen muß und daß der, der durch die Wahl 
zum Finanzreferenten bestellt ist, eben den Rot­
stift nehmen und die wild wuchernden Wünsche 
auf jenes Maß zurückführen muß, damit eine 
geordnete Gebarung gewährleistet ist. Damit 
macht der Finanzreferent dasselbe wie der Fi­
nanzminister des Bundes, er sorgt dafür, daß in 
der Gebietskörperschaft, der er angehört, ein 
ordentlicher Haushalt geführt wird. Mehr kann 
man füglich von einem Finanzreferenten, der 
seine Pflichten ernst nimmt, nicht verlangen. 
(Beifall und Bravorufe bei SPö.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt 
nicht vor. Ich bringe die Gruppe 9 zur Ab­
stimmung und ersuche die Abgeordneten, die 
der Gruppe 9 zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Die Gruppe 9 ist angenommen. 
Wir kommen zum außerordentlichen Landes­

voranschlag. Berichterstatter ist Abg. Wurm. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Wurm: Hohes Haus! 
Der außerordentliche Landesvoranschlag sieht 
vor Ausgaben in der Höhe von 44,240.000 S, denen 
Einnahmen in der Höhe von 15,144.400 S gegen­
überstehen. Im Finanzausschuß wurden Er-
höhungsanträge gestellt, dadurch wurden die 
Ausgaben um rund 34 Millionen Schilling auf 
78,235.400 S erhöht, aber auch die Einnahmen 
wurden um rund 22 Millionen Schilling auf 
22,787.400 S erhöht und besteht daher ein Ab­
gang von 55,448.000 S. Zur Bedeckung des außer­
ordentlichen Landesvoranschlages können zu­
sätzliche Mehreinnahmen, Überschüsse und Er­
löse aus Darlehen herangezogen werden. 

Namens des Finanzausschusses schlage ich 
vor, die Ansätze des außerordentlichen Voran­
schlages und auch die Erhöhungsanträge zu ge­
nehmigen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 
Ich ersuche die Abgeordneten, die dem außer­
ordentlichen Voranschlag die Zustimmung er­
teilen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
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Wir kommen zu den Sondervoranschlägen. 
Berichterstatter ist Abg. Dr. Speck. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Dr. Speck: Ich bitte, die 
Sondervoranschläge anzunehmen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 
Ich bitte die Abgeordneten, die den Sondervor­
anschlag für den Wohnbauförderungsfonds, für 
den Fremdenverkehrsinvestitionsfonds und für 
die Tierseuchenkasse des Landes Steiermark 
zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zum Dienstpostenplän. Bericht­
erstatter ist Abg. Dr. Allitsch. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Dr. Allitsch: Dem Landesvoranschlag 1954 
liegt auch der Dienstpostenplan bei. Seine vier 
Abschnitte umfassen die allgemeine Verwaltung 
mit 2515 Bediensteten, die Landesanstalten, 
Schulen und Einrichtungen mit 2271 Bedienste­
ten, die Fürsorgeheime, Kranken- und Pflege­
anstalten mit 3893 Bediensteten und außerdem 
noch die Wirtschaftsbetriebe mit 790 Bedienste­
ten, das sind insgesamt 9469 Bedienstete, also 
um 67 Bedienstete mehr als im Jahre 1953. 

Die Beratungen des Finanzausschusses haben 
die vorliegenden Ansätze zur Billigung geführt 
und außerdem erfuhr der Antrag Genehmigung, 
wonach im Ansatz für das landwirtschaftliche 
Schulwesen für den Dienstpostenplan 1954 10 
Vertragsbedienstete mehr eingesetzt werden, so 
daß die dort ausgewiesene Summe an Bedienste­
ten 110 beträgt. 

Ich bitte den Hohen Landtag, die von mir vor­
getragenen Ansätze mit den Abänderungen an­
zunehmen. 

Abg. Dr. Speck: Ich schlage vor, daß zunächst 
über die zwei Anträge des Finanzausschusses, 
über die eine Meinungsverschiedenheit besteht 
-••• das sind auf Seite 23 zu 021 Sicherheitsdirek­
tion und auf Seite 25 unten zu 731,712, Auf­
teilung der 200.000 S für Technisierungsmaß­
nahmen in der Landwirtschaft — einzeln ab­
gestimmt wird und daß dann über alle übrigen 
Anträge, über die keine Meinungsverschieden­
heit besteht,-in einem abgestimmt wird. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 
Im Sinne des Antrages nehme ich die Abstim­
mung vor. Zunächst lasse ich abstimmen über 
den Antrag zu 021, betreffend Sicherheitsdirek­
tion. Ich bitte jene Abgeordneten, die diesem 
Antrag zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) Dies ist die Mehrheit, der Antrag ist 
daher angenommen. 

Ich komme nun zur Abstimmung über den 
Beschlußantrag zu 731,712, betreffend die Ver­
wendung von 100.000 S zur Förderung von Ma­
schinenhöfen bei den Gemeinden. Ich bitte jene 
Abgeöl<drteten, die diesem Antrag zustimmen, 
eine Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die 
Mehrheit, der Antrag ist daher angenommen. 

Ich bitte nun die Abgeordneten, die den übri­
gen Beschlußanträgen, wie sie vorliegen, die Zu-
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Stimmung erteilen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) Die Anträge sind angenommen. 

Wir kommen nun zur Beratung über den Ge­
setzestext, Beilage 21, mit den sich aus der Bei­
lage 21 ergebenden Änderungen. Berichterstat­
ter ist Abg. Dr. Speck. Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Dr. Speck: Auf Seite 27 
des Heftes sind die Abänderungsvorschläge zu 
dem Gesetz enthalten, die nun als Beilage 21 
gedruckt dem Hohen Haus vorliegen. Der § 1 soll 
nach diesen Abänderungsanträgen lauten: 

„Der Landesvoranschlag für das Jahr 1954 
wird mit folgenden Anlagen zu diesem Gesetz 
aufgegliederten Gesamtbeträgen festgesetzt: 

Ordentlicher Landesvoranschlag: 
Ausgaben 596,941.200 S 
Einnahmen 593,058.000 S 

Abgang 3,883.200 S 

Außerordentlicher Landesvoranschlag: 
Ausgaben 78,235.400 S 

. Einnahmen 22,787.400 S 
Abgang 55,448.000 S" 

Ich schlage vor, diesem § 1 die Zustimmung 
zu geben. Auch schlage ich vor, den übrigen in 
diesem Heft auf Seite 27 und 28 vorgedruckten 
Änderungen und dem Gesetze, wie es in Bei­
lage 21 abgedruckt ist, die Zustimmung zu er­
teilen. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die 
dem Antrage des Herrn Berichterstatters zu­
stimmen, zum Zeichen ihrer Zustimmung eine 
Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
Damit ist der Landesvoranschlag für 1954 

verabschiedet. 

Wir kommen zu Punkt 2: 

Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 74, betreffend 
die Genehmigung zur Aufnahme von Hypothe­
kardarlehen in der Höhe von insgesamt 
2,800.000 S vom Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds beim Bundesministerium für soziale Ver­
waltung in Wien zwecks Finanzierung des 
Wohnbauvorhabens des Landes Steiermark auf 
den landeseigenen Liegenschaften, Einl.-
Zln. 638, 639, 650, 651, KG. Graz II, St. Leonhard. 

Berichterstatter ist Herr Abg. Wurm, dem ich 
das Wort erteile. 

Berichterstatter Abg. Wurm: Das Land Steier­
mark plant, 6 Wohnhäuser zu errichten mit 
einsgesamt 100 Wohnungen. Der erste Bauab­
schnitt umfaßt 3 Häuser mit zusammen 
.44 Wohnungen und ist bereits fertiggestellt. Der 
zweite Bauabschnitt ist mit einem Haus mit 
22 Wohnungen in Angriff genommen. Um diese 
Wohnbauten durchzuführen, sind Darlehen 
vom Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds beim 
Sozialministerium erforderlich'. Ich ersuche um 
Annahme folgenden Antrages: 

„Der Hohe Landtag wolle gemäß § 15 Abs. 2 
lit. b des Landesverfassungsgesetzes beschließen: 

Die Aufnahme von Hypothekardarlehen in der 
Höhe von zusammen 2,800.000 S beim Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds zur Finanzierung 
des Baues von Kleinwohnungen für Landesbe­
dienstete und die grundbücherliche Sicherstel­
lung dieses Darlehens samt Zinsen, Verzugszin­
sen und Nebengebühren auf den Bauliegen­
schaften, Einl.-Zln. 638, 639, 650 und 651, KG. 
Graz II St. Leonhard, unter Einräumung des 
Veräußerungs- und Belastungsverbotes sowie des 
Vorkaufsrechtes zu Gunsten des Bundes-Wohn-
und Siedlungsfonds wird genehmigt." 

Ich bitte um Annahme des Antrages. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor, 
ich bringe daher den Antrag des Herrn Bericht­
erstatters zur Abstimmung und ersuche die Ab­
geordneten, die ihm zustimmen, eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 3: 

Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage Einl.-Zl. 77, betreffend 
die gnadenweise Zurechnung von Jahren für 
die Bemessung des Ruhegehusses des Oberver-

walters i. R. Karl Dworczak. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. Allitsch, dem ich 
das Wort erteile. 

Berichterstatter Abg. Dr. Allitsch: Hohes 
Haus! Der frühere Oberverwalter Karl Dwor­
czak, welcher 27 Jahre im Landesdienste stand, 
hat vor dieser Tätigkeit als Leiter der Rechts­
anwaltskanzlei Dr. Karl Merk 16 Jahre beruf­
lich verbracht. Er ha t an die Landesregierung 
die Bitte gerichtet, daß ihm zur Ruhegenußbe­
messung ein Teil dieser früher bezeichneten 
Dienstzeit eingerechnet werde. Der Finanzaus­
schuß hat sich mit der Vorlage beschäftigt. Ich 
darf den einstimmigen Beschluß des Finanzaus­
schusses festlegen und dem Hohen Hause den 
Antrag vorlegen, der Regierungsvorlage, Einl.-
Zl. 77, zuzustimmen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor, 
ich bringe den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeord­
neten, die dafür sind, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 4: 

Es ist das Auslieferungsbegehren Bürgermei­
ster Dr. Speck. 

Nachdem der Gemeinde- und Verfassungsaus­
schuß die Beratung über das Auslieferungsbe­
gehren des Bezirksgerichtes für Strafsachen in 
Graz gegen Bürgermeister Dr. Speck abgeschlos­
sen hat, können wir diesen Gegenstand in Ver­
handlung ziehen. 

Berichterstatter ist Herr Abg. S e b a s t i a n , 
dem ich das Wort erteile. 
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Berichterstatter Abg. Sebastian: Der Ge­
meinde- und Verfassungsausschuß ha t sich in 
seiner heutigen Sitzung mit dem Auslieferungs­
begehren des Bezirksgerichtes Graz beschäftigt 
und festgestellt, daß der Herr Bürgermeister 
in seiner Funktion als oberster Arbeitgeber der 
Stadtgemeinde Graz in einem verschlossenen 
Kuvert einer ehemaligen Bediensteten eine 
Qualifikation zugesandt hat, worauf die Betref­
fende sich in ihrer Ehre angegriffen fühlte und 
eine Privatklage eingereicht hat. Der Gemeinde-
und Verfassungsausschuß ha t einvernehmlich 
festgestellt, daß das Vorhaben des Bezirksge­
richtes, in diesem Zusammenhang ein Ausliefe­
rungsbegehren zu stellen, unbegründet sei. Bür­
germeister Dr. Speck ha t die Auslieferung selbst 
gewollt, aber die Fraktion ist übereingekommen, 
daß nach alter Gepflogenheit bei solchen Din­
gen, die im Zusammenhang mit der Funktion 
stehen, das Auslieferungsbegehren abgelehnt 
werden soll. Ich stelle namens des Gemeinde-
und Verfassungsausschusses den Antrag, dem 
Auslieferungsbegehren nicht zuzustimmen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichter­
statters zur Abstimmung und ersuche die Abge­
ordneten, die ihm zustimmen, eine Hand zu er­
heben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 5: 

Mündlicher Bericht des Gemeinde- und Verfas­
sungsausschusses über die Regierungsvorlage, 
Beilage Nr. 20, Gesetz über die Einhebung einer 
Abgabe für die Benützung von öffentlichem Ge­
meindegrund und des darüber befindlichen 

Luftraumes (Benützungsabgabegesetz). 

Berichterstatter ist Herr Abg. Rösch, dem ich 
das Wort erteile. 

Berichterstatter Abg. Rösch: Hohes Haus! Der 
Landtag ha t in seiner Sitzung vom 24. Juli d. J. 
ein Gesetz über die Einhebung einer Abgabe für 
die Benützung von öffentlichem Gemeindegrund 
und des darüber befindlichen Luftraumes be­
schlossen, die Höhe der Abgabe war mit 5 % der 
Bruttoeinnahme festgelegt. Gegen diesen Be­
schluß und insbesondere gegen die Höhe der 
Abgabe ha t die Bundesregierung Einspruch er­
hoben, so daß der Gesetzesbeschluß nach den 
Bestimmungen des Verfassungsgesetzes als gan­
zer kassiert war. Die Steiermärkische Landes­
regierung ha t dem Landtage eine neue Vorlage 
vorgelegt, wonach die Höhe der Abgabe auf drei 
von Hundert herabgesetzt wird. Hiezu ist zu er­
wähnen, daß zwischen der Stadtgemeinde Graz, 
dem Amte der Landesregierung und dem Bun­
desministerium für Finanzen Verhandlungen 
stattgefunden haben. Das Bundesministerium 
für Finanzen ha t sich mit der Höhe von 3 % 
einverstanden erklärt. In seiner gestrigen 
Sitzung ha t sich der Gemeinde- und Verfas­
sungsausschuß mit dieser Vorlage beschäftigt, 
hiezu noch eine Änderung vorgenommen, die 
Ihnen heute schriftlich vorgelegt wurde. Dem­

nach soll in der gedruckten Vorlage im § 7 
1. Zeile an Stelle der Jahreszahl 1953 die Jahres­
zahl 1954 kommen, das heißt, daß das Gesetz 
nicht rückwirkend mit 1. Jänner 1953, sondern 
erst ab 1. Jänner 1954 in Kraft t r i t t . Diese Rege­
lung ist möglich, da das Bundesministerium für 
Finanzen sich bereit erklärt hat, die eingehobe­
nen Beträge für 1953 stillschweigend zu dulden 
und auch einverstanden ist, daß für 1954 das 
Gesetz in Anwendung kommen kann. 

Namens des Gemeinde- und Verfassungsaus­
schusses stelle ich den Antrag, der Gesetzesvor­
lage Ihre Zustimung zu erteilen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe den Antrag des Herrn Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten, 
die ihm zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zum vorletzten Punkt der Tages­
ordnung: 

Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 94, betreffend 
das Ansuchen der Speditionsfirma Schellander, 
Alleininhabers Karl Gaulhofer, um Gewährung 
einer Ausfallsha#t«ng im Betrage von 3,500.000 S. 

Berichterstatter ist Abg. Hofmann. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Hof mann: Hohes Haus! 
Die Einl.-Zl. 94 beinhaltet den Antrag der 
Steiermärkischen Landesregierung wegen Über­
nahme einer Ausfallshaftung im Betrage von 
i'A Millionen Schilling. Wie Sie wissen, wird 
das Bahnhofsgelände umgebaut und der Inhaber 
der Firma Schellander, Herr Gaulhofer, beab­
sichtigt, auf diesem Gelände Getreidesilos und 
Lagerhäuser zu errichten. Insgesamt ist beab­
sichtigt, etwas über 16.000 m3 zu verbauen. 
Wenn man sich vor Augen hält, daß 1 m> be­
bauter Raum zwischen 400:—500 S kostet, so ist 
daraus zu ersehen, daß dies ein Bauvorhaben 
von über 6 Millionen Schilling, ja fast 7 Millio­
nen Schilling darstellt. Die Landeskypotheken-
anstalt würde dem Herrn Gaulhofer bzw. dieser 
Speditionsfirma IA Millionen Schilling als 
Hypothekarkredit auf bereits bestehende Bau­
lichkeiten und Grundstücke und im Zuge der 
Errichtung dieser Getreidesilos und Lager­
häuser die entsprechenden Beträge bis zum 
Betrag von zusätzlich 334 Millionen Schilling, 
also insgesamt 5 Millionen Schilling, geben, 
wenn das Land die Haftung für diese 3 3-a Millio­
nen Schilling übernimmt. Die Sache wurde 
überprüft von Fachleuten, die ernst zu nehmen 
sind, sie ist ziemlich risikolos. Ich habe daher 
die Ehre, dem Hohen Hause den einstimmig vom 
Finanzausschuß angenommenen Antrag zur Be­
schlußfassung vorzulegen, der da lautet: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Steiermärkische Landesregierung wird er­
mächtigt, für ein auf den Liegenschaften 
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EZ. 1361 und 1432, KG. IV Lend, zweitrangig 
sicherzustellendes Kommunalobligationen-Dar­
lehen der Landes-Hypothekenanstalt für Steier­
mark im Betrage von 3,500,000 S (Schilling: Drei 
Millionen fünf hundert tausend), das der Firma 
Erste Grazer Expreß-Transporte J. Schellander, 
Alleininhaber Karl Gaulhofer, gewährt wird ; die 
Ausfallshaftung zu übernehmen und die nähe­
ren Bedingungen dieser Haftungsübernahme in 
einem mit der genannten Firma und der Lan­
des-Hypothekenanstalt für Steiermark abzu­
schließenden Bürgschaftsvertrag festzulegen." 

Ich bitte, dieser Vorlage und diesem Antrage 
die Zustimmung erteilen zu wollen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 
Ich bringe daher den Antrag des Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeord­
neten, die diesem Antrage zustimmen, eine Hand 
zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tages­
ordnung: 

Mündlicher Bericht des Verkehrs- und volks­
wirtschaftlichen Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zl. 95, betreffend die summa­
rische Erklärung der in dem vom Landesbauamt 
vorgelegten Verzeichnisse mit dem Stand vom 
1. Jänner 1953 näher bezeichneten 302 Straßen 
mit einer Gesamtlänge von 2,823.026 km als Lan­
desstraßen gemäß § 8 (1) des Landesstraßen-

verwaltungsgesetzes, LGB1. Nr. 20 1938. 

Berichterstatter ist Abg. Hirsch. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Hirsch: Hohes Haus! 
Diese Vorlage beschäftigt sich mit der formellen 

Übernahme von 302 Straßen, die bereits seit 
Jahren vom Lande verwaltet werden. Es ist ein 
diesbezüglicher Landtagsbeschluß notwendig, 
um den gebührenden Anteil an der Mineralöl­
steuer vom Bund noch für das Jahr 1953 zu er­
halten. Ich ersuche im Namen des Verkehrs­
und volkswirtschaftlichen Ausschusses das Hohe 
Haus, diese Vorlage anzunehmen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 
Ich ersuche die Abgeordneten, die dem Antrage 
des Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu 
erheben. (Geschielt.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Bevor ich die Sitzung schließe, fühle ich mich 
veranlaßt, dem Herrn Finanzreferenten der 
Steiermärkischen Landesregierung, Landesrat 
Horvatek, und den Beamten der Finanzabteilung 
des Amtes der Steiermärkischen Landesregie­
rung für die gewissenhafte Erstellung des 
Landesvoranschlages, dem Finanzausschuß für 
die rasche Vorberatung und den Mitgliedern des 
Steiermärkischen Landtages für die Verabschie­
dung des'Budgets aufrichtig zu danken. Es ist 
eine der wichtigsten Aufgaben des Landtages, 
das Budget zeitgerecht zu beschließen. 

Schließlich gestatte ich mir, den Mitgliedern 
der Steiermärkischen Landesregierung und den 
Angehörigen des Hohen Hauses die besten 
Wünsche für die Weihnachtsfeiertage und für 
das Jahr 1954 zu entbieten. 

Die nächste Sitzung des Steiermärkischen 
Landtages wird im schriftlichen Wege einbe­
rufen. Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 19. Dezember 1953, 1 Uhr 
50 Minuten. 

Steierm, Landesdrutkerei, Graz, — 1185-54 


